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Verkaufsstellen 
in STUTTGART 


Bedo, Dobelstraße 

Buchhandlung Kegel, Neue Str. 9 
Buchhandl. Collektiv, Wilhelmsplatz 1 
Buchhandlung Niedlich, Schmale Str. 9 
Copy-Shop, Breitscheidstr. 35 
Copy-Shop, Lautenschlagerstr. 20 
EMMAUS, Nesenbachstr. 52 

Exil, kilderstr. 61 

Immergrün, Bismarckstr. 69 
Jazzkeller, Fritz-Elsaß-Str. 38 
Jenseitz, Bebelstr. 25 

Kommunales Kino, im Planetarium 
Kiosk, Bebelstr. 23 

Kiosk, Schloßstr. 20 

Kiosk, U-Haltestelle Uni-Keplerstr. 
Landhausbuchhandlung, Landhausstr. 21 
Lehen, Lehenstr. 13 

Locanda, Rotebühlplatz 33 

Jugendhaus Mitte, Hohe Str. 9 
Magazin, Lautenschlager Str. 22 
Naturata, Blumenstr. 38 

Sesam, Hospitalstr. 10 

Valentins Bistro, Brennerstr. 5 
Zentrales Fachschaftsbüro, Keplerstr. 
Buch im Süden, Böblinger Str. 

ogers Kiste, Hauptstätter Str. 33 
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- ASTA-Info soll kriminalisiert werden 


" Für Jery Raigeb 
Holzschnitt von HAP Grieshaber 
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Terroristenfahndung ohne Erfölg 
Hungerstreik nach Mord abgebrochen 


Das AStA-Info der Universität Hohsnheim 
ist das Organ des AStA der verfaßten 
Studentenschaft. Es erscheint seit 8 
Jahren ohne Impressum, woran sich aber 
bis zum Februar dieses Jahres niemand 
störte. Zwischen Univerwaltung und AStA 
existierte eine Art Status Quo ., ein 
‚ schmaler :Grat zwischen Provokation und 
selbstzensur. Wie schmal dieser Grat 
in Wirklichkeit ist, zeigte sich nun 
am AStA-Info vom 8.Februar. Der damalige 
AStA beschäftigte sich nämlich mit dem 
Hungerstreik der politischen Gefangenen 
. und wollte, darüber auch eine Diskussion 
an der Uni auslösen. Nachdem schon in 
vorigen Infos z.B. der Demoaufruf für 
. die Zusammenlegung der hungerstreiken- 
‚den Gefangenen. veröffentlicht worden 
war und dies bei Teilen der Studenten- 
schaft Proteste ausgelöst hatte, ent- 
schloß sich der AStA, inhaltliche Stel- 
lung zu diesen Vorwürfen zu beziehen 
Unter anderem wurden dabei Teile der 
Hungerstreikerklärung zitiert und die 
Tatsache der Isolationsfolter belegt. 


Offensichtlich war mit der Wahl die- 
ses Themas die Toleranzgrenze von Uni- 
verwaltung und/oder Rechten an der Uni 
überschritten. Schon drei Tage nach Er- 
scheinen des Infos wurden wir über eine 
angeblich bestehende Anzeige informiert. 
Aber erst drei Monate später, Anfang 
Mai, passierte etwas: Zwei Polizisten 
in Zivil versuchten, sich auf illegale 
Art und Weise Zutritt zu der Wohnung 
eines»Studenten zu verschaffen, indem 





\ sie sich als Mitglieder des AStA der 


Uni. Tübingen ausgaben.. Nachdem der Ge- 
suchte mehrere Tage hintereinander nicht 
zu Hause: war, spekulierten sie über eine 
evtl. bestehende "Rluchtgefahr". Von 
dieser Eskalierung der Dinge erschreckt, 
zog es der Student vor, freiwillio das 
LKA aufzusuchen, wo er erkennungsdienst- 


¿lich behandelt wurde. 
‚Etwa einen Monat später wurde ein ehe- 


maliger Mitbewohner des Studenten eben- 
falls erkennungsdienstlich behandelt. 
Außerdem mußte er, da er am darauffol- 
genden Tag ins Ausland fliegen wollte, 
eine. Kaution von 600,- hinterlegen, um 
die BRD verlassen zu können. 


WAS WELL DIE UNIVERWALTUNG? 


Keine Frage, die Existenz des AStA-Infos 
ist den Herren der.Universitätsleitung 
ein Dorn im Auge, stellt es doch die 
einzige Gegenöffentlichkeit an der Uni 
dar und wird:von den Studentinnen und 
Studenten auch interessiert gelesen. 
Darüberhinaus ist is, .da kein/e presse- 
rechtlich Verantwortliche/r erscheint, 


‚, auch nicht zu verbieten. Die Liquidierun: 


des Infos wäre zwar vielleicht möglich, 
aber mit erheblichem Aufwand verbunden. 
Zudem würde das Vorgehen von Turner & 
Co. dann an die Öffentlichkeit gelangen 
und. müßte dort gerechtfertigt werden. 
Dies ist so tange schwierig, wie im 
AStA_Info nur über Nensapreiserhöhungen, 


oder dem 


HRG oder auch Frieden geschrieben wird, 
denn in diesen Bereichen ist die öffent- 
liche Meinung noch relativ sensibel ge- 


 genüber Einschränkungen der sog. "Presse- 


Freiheit". Ganz anders ist die Situation 
aber bei einem Thema wie dem Hungerstreik 
der polit. Gefangenen und hier sah die 
Universitätsverwaltung und die rechte 
Liste an der Uni wohl ihre Chance. Sie 
bauten darauf, daß bei solch einem The- 
ma der Entsolidarisierungsprozeß unter 
den Studenten schon so weit fortgeschrit- 
ten ist, daß es, gelingen könnte, das 
AStA-Info (und gleichzeitig den AStA 

der Verfaßten Studentenschaft) zu kri- 
minalisieren. Der Chef der sog. "Unab- 
hängigen Liste" haut natürlich in die 
gleiche Kerbe, wittert seine Chance zur 
Profilierung und betätigt sich als In- 
formant bei der Polizei. 


WAS WOLLEN POLIZEI UND STAATSSCHUTZ? 


Während für Herrn Turner in erster Linie 
das Ausschalten einer unbequemen inter- 
nen Opposition maßgeblich ist, muß das 
Interesse von Polizei und Staatsschutz 
in einen größeren Rahmen gestellt werden. 
Die Ermittlungstätigkeit der Polizei 

in diesem Fall ist primär inhaltlich 
ausgerichtet, d.h.. sie wollen die Ent- 
stehung von Solidarität mit den polit- 
ischen Gefangenen so weit wie.möglich 
verhindern, da diese für den Statt eine 
Bedrohung des "inneren Friedens! dar- 
stellen würde. Es handelt sich deshalb 
bei der strafrechtlichen Verfolgung von 
Öffentlichkeitsarbeit zu diesem Thema 
immer um Gesinnungsstrafrecht. So darf 
z.B. der "Spiegel!" oder mittlerweile 
auch die "TAZ" ganz selbstverständlich 
Beiträge abdrucken, die beim "Blättle" 
"AStA-Info" kriminalisiert wer- 
den. Das Interesse des Staates ist’ des- 
halb darauf gerichtet, möglichst voll- 
ständige Informationen über Personen 

und Gruppen zu erhalten, die sich mit 
Haftbedingungen beschäftigen und dazu 


Öffentlichkeitsarbeit machen. Hohenheim 
ist in dieser Hinsicht bisher noch nicht 
in Erscheinung getreten. So sagte auch 
der ermittelnde Beamte, Schäfer, fast 
bedauernd:"Jetzt war es so lange ruhig 
in Hohenheim". Unsicher ist sich die 
Polizei zur Zeit noch darüber, wie die 
plötzliche "Unruhe" einzuordnen ist. 
Dies zeigt die Tatsache, daß sie nicht 
offen ermitteln, z.B. namentlich bekannte 
Studentenvertreter/innen vorladen. Auch 
ihr sonstiges Vorgehen deutet auf weit- 
gehende Unkenntnis innerstudentischer 
Strukturen hin. 

Dies schließt natürlich nicht aus, daß, 
um eine Ermittlungstätigkeit überhaupt 
rechtfertigen zu können, eine exempla- 
rische Verfolgung eines Kommilitonen 
oder einer Kommilitonin stattfindet. 
Wir sollten damit rechnen, uns. aber immer 
der Tatsache bewußt sein, daß bei der 
Frage nach Solidarität mit der betrof- 
Fenen Person deren "Schuld" oder "Un- 
schuld" keine Rolle spielt. 

sie können ihre Ziele nur dann erreichen, 
wenn sie es schaffen, die Leute, gegen 
die ermittelt wird, zu isolieren. D.h. 
unsere Aufgabe ist es, offensiv mit den 
Informationen, die wir haben, umzugehen ` 
und in regelmäßigen Abständen über den 
stand der Dinge zu berichten. Wir müssen 
auch nach außen hin deutlich machen, 

daß wir uns nicht spalten lassen, egal 
wie jede/r Einzelne über den Inhalt des 
inkriminierten AStA-Infos denkt. 


Zehn Jahre Hohenheimer Sommer - 
oder: »Kunst ist Waffe« 





10 Jahre Kulturarbeit für Frieden und 
internationale Solidarität - 


für den Erhalt und die gesetzliche Wieder- 


verankerung der Verfaßten Studentenschaft 


In diesem Semester geht der Hohenheimer 
Sommer in sein 10. Jahr. Seit seinem 
Beginn 1975 wurde versucht, einen Gegen- , 
pol zur offiziellen Kulturpolitik zu 
bilden. Dies fand Ausdruck in der 1. 
HOHENHEIMER BAUERNKRIEGSWOCHE. | 

Sie war eine Antwort auf die offizielle 
Geschichtsdarstellung - wie z.B. in der 
Stauferausstellung, welche die Geschichte 
aus der Sicht der Besitzenden darstellt. 
Im Einzelnen war somit das Leben und 

die Arbeit der Bauern während der ersten 
deutschen Revolution, den Bauernkriegen, 
das Thema. 

Damals entstanden die Symbole des hohen- 
heimer AStA, - der BUNDSCHUH, der Name 
einer Fahne, unter der sich die aufstän- 
dischen Bauern versammelten, - und der 
Holzschnitt FÜR JERG RATGEB. Der Künst- 
ler HAP GRIESHABER stiftete diesen Holz- 
schnitt dem Hohenheimer AStA. Die vier 
Fäuste des Holzschnitts. symbolisieren 
den während der Bauernkriege gevierteil- 
ten Künstler Jerg Ratgeb, aus denen neue 
‚Kraft entsteht. Für den gemeinsamen 
Kampf von Arbeitern und Studenten stehen 
der Hammer und das Lineal in den Händen 
Unter diesem Kopf erscheint seit Jahren 
das jetzt kriminalisierte AStA-Info. 

Die Kulturgruppe ergänzte 1982 den Holz- 
schnitt um eine Friedenstaube. Die Aus- 
einandersetzung um die Stationierung 

von Pershing 2 und Cruise Missile fand 
in den Hochschulen ihren Höhepunkt in 
der bundesweit selbstorganisierten Volks- 
befragung, bei der sich im Dezember 83 
über 50% der Hohenheimer Studenten be- 
teiligten und 88% die Stationierung ab- 
lehnten. 

Zusätzlich widmet sich der AStA und die 
Kulturgruppe dem Befreiungskampf der 
Völker in der 3. Welt. Während des jet- 
zigen HOHENHEIMER SOMMERS Führen der 
AStA und die Kulturgruppe Veranstaltungen 
zu Nicaragua und Mittelamerika, Frauen 
im Imperialismus und zur Internationalen 
Solidarität durch. 

Einen ständigen Kleinkrieg führt die 
Univerwaltung gegen den AStA wegen der 
Forderung der Erhaltung und der gesetz- 
lichen Wiederverankerung der Verfaßten. 
studentenschaft. Während des "deutschen 
Herbstes!' 1977 wurden die studentischen 
selbstverwaltungsorgane vom furchtbaren 
Marinerichter Filbinger per Gesetz auf- 
gelöst, der AStA polizeilich geräumt. 





(Friedrich Wolf) 





Trotz ständiger Repressalien und Ille- 
galität bestehen die Organe der studen- 
tischen Selbstverwaltung und somit die 
Verfaßte Studentenschaft in Hohenheim 
fort. Eine eigenständige Kulturarbeit 
wäre ohne die Verfaßte Studentenschaft 
nicht möglich. 

Als einer der wenigen Unis in der BRD 
besitzt die Uni Hohenheim ein Kultur- 
und Kommunikationszentrum, welches erst 
nach massiven Forderungen der Studenten 
erbaut und am 27. Mai 1976, dem 450. 
Jahrestag der Ermordung Thomas Müntzers 
eröffnet wurde. 

Diese Thomas-Müntzer-Scheuer ist seit 
diesem Zeitpunkt zum Treffpunkt von 
studenten und Bewohnern des Filderraums 
geworden und ein weiterer Beitrag der 
Hohenheimer Studentinnen und Studenten 
zur kulturellen Szene einer Region. 


PROGRAMM DES HOHENHEIMER SOMMERS 1985 


Mo, 


Di, 


Mass 


Do, 


FT, 


lot 


NE 


S: 


4.7. 


Slo 


Lole 












- 


TT 
SITEEN, 


Re me 


20 Uhr, Thomas Müntzer Scheuer 

"Die Blaustrümpfe", Kiel -provokative Thesen zum Umgang der Linken 
mit der 3.Welt und insbesondere. der Frage der. Frauenunterdrückung 

- Eine Veranstaltung des Frauenreferats der Uni Hohenheim 


2Ü Uhr, Thomas Müntzer Scheuer 
"Internationale Friedensfete" s 


13 Ur n Hörsaal 71 
"Frauenforschung und feministische Wissenschaftskritik!! 
AK Frau und Wissenschaft 


20 Uhr, Thomas Müntzer Scheuer 
"Bohnen oder wer is(s)t und wer is(s)t nicht?" 
Hohenheimer Theatergruppe 


19 Uhr, Thomas Müntzer Scheuer 


Diavortrag über Nicaragua, anchl. Fete mit Saoco (Salsa-Musik) 


ab 20 Uhr, Universität Hohenheim: Osthof, Westhof, TMS 

SOMMERFEST mit Bernie's Autobahnband, Matter of Taste, Rockola, 
Figurentheater, Musikfilmen, Faßbier und internationalen Speziali- 
täten 


ab 14 Uhr, Universität Hohenheim: Westhof 

Flocketse: Hocketse mit Flohmarkt für Schüler und Studenten 
Irish Folk mit uachtar, Blues-Rock mit Dr. Munk 

Faßbier und Hohenheimer und Internationale Spezialitäten 
Info-Stände der Fachschaften | 
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Die Vereinheitlichung des Justiz- und Repressionsapparates 


in Westeuropa 


Der folgende Redebeitrag wurde von dem Freiburger. Rechtsanwalt Michael Schubert 
auf dem Tribunal gegen den Weltwirtschaftsgipfel am 3. Mai dieses Jahres in Bonn 
gehalten. Wir haben uns für einen vollständigen Abdruck entschieden, da das Re- 
ferat präzise, logisch und verständlich(!) die Entwicklungen der letzten Jahre 


im Bereich der "inneren Sicherheit" darstellt und den politischen Hintergrund, ‚auf 
dem diese Entwicklungen zu sehen sind, erklärt. 

Schließlich finden wir die Schlußfolgerungen des Beitrags wichtig, der klarmacht, 
warum der Kampf gegen die Isolationshaft eigentlich die Sache aller politisch 


emgagierten sein sollte. 





15.000 Mann Polizeitruppe im Großeinsatz 
heute in Bomn - das ist’ der Zustand der 
"Inneren Sicherheit" in der BRD und in 


.| anderen NATO-Staaten. 


In den Streiks der Metaller und Drucker 
im letzten Sommer in der BRD wurde in 
bisher nicht bekanntem Umfang Polizei- 
gewalt eingesetzt zur Durchbrechung der 
Streikpostenketten. Eine ganze Anzahl von 
streikenden Arbeitern wurde von Kapitalis- 
ten und ihren leitenden Angestellten 

und von Polizeibeamten verletzt. Bundes- 
grenzschutz, Sondereinsatzkommandos der 
Polizei, Panzerwagen standen zur Nieder- 
schlagung der Streiks bereit. Zahlreiche 
Strafverfahren gegen streikende Arbeiter 
wegen Nötigung usw. wurden eingeleitet. 
Die streikenden Bergarbeiter in England 
wurden in der Springer-Presse schon zu 
"Terroristen!" deklariert. 

Bei jeder noch: so kleinen Demonstration, 
bei jedem politischen Strafprozeß an 
einem Amtsgericht haben wir inzwischen 
ein Aufgebot des polizeilichen Sonderein- 
satzkommandos,. eine überdimensionale 
Zahl militärisch gerüsteter Truppen, 
 Ausweiskontrollen und Durchsuchungen, 

oft polizeiliche Kordons, die die ganze 
Demonstration einkesseln und das Demon- 
strationsrecht zur Farce machen. Wer 
alte Filme gesehen hat, z.B. aus der 

Zeit der Studentenbewegung Ende der 60ger 
Jahre mit den damaligen massiven Polizei- 
einsätzen, der sieht den drastischen 
Unterschied, die Militarisierung, die 
inzwischen erreicht ist. Stammheim ist 
zwar immer noch etwas Besonderes, aber 

es ist nicht. die Ausnahme von der Regel, 
sondern es ist symptomatisch für die 
ganze Entwicklung. 
Die Zahlen belegen die Entwicklung ein- 
deutig: Allein in der Zeit von 1970 bis 
1978 haben sich die Ausgaben im Bereich 
"Innere Sicherheit" beim Verfassungs- 
schutz vervierfacht ( von 34 Mio. auf 
134,2 Mio. DM), beim Bundeskriminalamt 
verfünffacht (von 38,9 Mio. auf 200 Mio. 
DM). Die Truppenstärke des Bundesgrenz- 
 schutzes wurde von 1951 bis 1981 mehr 

als verdoppelt (von 10.000 auf 22.300 
Mann). 1973,.also bevor die Auseinander- 
setzung des Staats mit der RAF überhaupt 
virulent war, wird die gsg 9 gebildet. 
Auf Bürgerkrieg ausgerichtete Polizeibe- 
waffnung mit Panzern, Hubschraubern bis 
zu 530 Mann Besatzung, Maschinenpistolen 
und MG's, Handgranaten, Nachtzielgeräten 
für Präzisionsschützen etc. wurde seit 
Anfang der 70er Jahre massiv vorangetrie- 
ben. "Finaler Rettungsschuß", Gummiwucht- 
geschosse, Blendschockgranaten, CS-Gas 
sind heute ganz gäncig diskutierte und 


auch schon angewendete Methoden polizei- 
licher Taktik. 


Was da vor sich geht, erscheint auf den 
ersten Blick gänzlich überdimensioniert, 
zumal ein beträchtlicher Teil der Bewe- 
gungen, auf die solche martialischen 
Großeinsätze auch angewendet werden, 
ihrerseits in keiner Weise militant agiert 
Verstehen kann man den Vorgang nur, wenn 
man das Konzept präventiver Aufstandsbe- 
kämpfung kennt, das heute in allen NATO- 
Staaten, vor allem aber in der BRD, be- 
stimmend ist. 

In einer gemeinsamen Studie im Regierungs- 
auftrag kurz vor dem EG-Gipfel 1983 in 
Stuttgart kommen Institute aus der BRD, 
Frankreich, Großbritannien, Italien und 
den Niederlanden zu dem Ergebnis, daß 
(Zitat) "gemessen an der Wahrscheinlich- 
keit von Konflikten...die westeuropäische 
Sicherheit weniger durch äußeren militä- 
rischen Druck auf die zntrale front in 
Europa bedroht ist, als vielmehr durch 
die Unfähigkeit, drängende soziale und 
wirtschaftliche Probleme zu lösen und 

das Sich daraus: ergebende Potential an 
innerer Instabilität." 

Zwei Punkte sind kennzeichnend für diese 
Äußerung: 

(1) sie geht, entgegen nach außen verbrei- 
teter Schönfärberei durch die Regierungs- 
chefs, von einer weiteren massiven Ver- 
schärfung der ökonomischen und sozialen 
Probleme aus, d.h.: Massenarbeitslosig- 
keit bei gleichzeitiger Überarbeit für 
andere, Armut, Hunger, Ruinierung des 
ganzen "Netzes der sozialen Sicherheit" 
auch in Europa. Den Kapitalvertretern 

ist also vollkommen bewußt, daß die von 
ihnen betriebene Expansion rund um.den 
Erdball und die Ausplünderung anderer 


Länder nicht die Lebenslage der Masse 


der Bevölkerung ihrer Länder verbessert 
oder auch nur stabilisiert - im Gegen- 
teil. Sie wissen auch, daß die von ihnen 
prognostizierten asear ganz ob- 
jektive Ursachen haben und nicht das 

Werk irgendwelcher finsteren Mächte sind. 
(2) Bei der Frage der Lösung dieser Pro- 
bleme denken und planen sie sofort in mi- 
litärischen Kategorien. Und dabei betrach- 
ten sie die innere und äußere Sicherheit, 
die Sicherheit ihres kapitalistischen 


Systems, als eine Sache. Wie weit das bei - 





führenden westdeutschen Polizeistrategen 
schon gediehen ist, zeigen folgende Äus- 
serungen: Stümper, Landespolizeipräsident 
von-Baden-Württemberg in seinem Buch 

"die Herausforderung von Justiz und Poli- 
zei dureh eine sich tiefgreifend verän- 
dernde Sicherheitsproblematik":" Der 
polizeiliche Auftrag hat für den Staat 
einen regelrecht existentiellen Stellen- 
wert bekommen. ..In den Aufgabenbereichen 
von Bundeswehr, Polizei und Nachrichten- 
diensten sind zunehmend Lagen denkbar, wo 


militärische Einwirkungen won außen und 
subversive Aktionen von innen zusammen- 
wirken...Das gemeinschaftliche Planen 

von Polizei und Militär in diesem Be- 
reich muß als etwas ganz Normales, Ver- 
nünftiges und Notwendiges gesehen werden." 


Und Herold, trunerer BKA-Präsident:"Es 
wäre höchst gefährlich anzunehmen, daß 
der Prozeß der Revolutionierung Europas 
nicht eingeleitet werden könnte." ` 
(Herold, Strategische Überlegungen zur 
Sicherheitslage, in FR, 3.5.1979). 


Die Antwort der Herrschenden in den Staa- 
ten der NATO ist: Wo es nicht mehr ge- 
lingt, mit ihrer Kontrolle des Schulwe- 
sens, des Medienapparates usw. Beweaungen 
in der Bevölkerung zu integrieren, muß 
jede Radikalisierung mit polizeilich- 
militärischer Gewalt im Keim erstickt 

und gleichzeitig mit allen Mitteln als 
kriminell denunziert werden. 

Die Planung entsprechender Konzepte fin- 
det heute längst nicht mehr in irgend- 
welchen Polizeipräsidien statt, sondern 
in den höchsten Gremien’ der NATO und 
zusätzlich im Bereich der Europarats- 
staaten über diverse Gremien polizeili- 
cher Zusammenarbeit. Integraler Bestand- 
teil des NATD-Kreigskonzepts ist auch 
längst nicht mehr nur die Aggression 
gegen die Sowjetunion und die osteuro- _ 
päischen Staaten und die faktische Koope- 
ration zur Niederschlagung von Unruhen 

in der sog. "Dritten Welt" zur Sicherung 
ihrer "Weltwirtschaftsordnung". Die NATO-: 
Planung geht vielmehr von entscheidenden 
Aufgaben an der "fünften Front! aus. 

So bezeichnen die NATU-Strategen den 
politischen Kampf im inneren, vor allem 
die Niederschlagung der "inneren Subver- 
sion" in westeuropäischen Staaten. (neben 
den drei Landfronten in Europa und der 
Atlantikfront). Sir Edward Peck, bis 

1975 ständiger Vertreter Großbrittanniens 
im NATOrat, Chef des Joint Intelligence 
Committee (höchstes britisches Geheim- 
dienstgremium), hat schon 1976, in einem 
Aufsatz im NATO-Brief herausgestellt, 

daß die "fünfte Front!" die wichtigste 
sei. Er formuliert seine "Botschaft an 
die NATO! zu diesem Thema so:" Man muß 

in politisch-militärischen Begriffen 
denken. Man muß global denken...Man hüte 
sich auch vor dem Feind.im Innern, aber 
man soll sich nicht zu dem Trugschluß 
verführen lassen, daß er oder die Sowjet- 
union mehr als ein Leben hätten." 
Letzteres ist eine unverhohlene Drohung 
mit blutiger Niederschlagung innerer 
Unruhen durch die NATO. 


Die entscheidende Bedeutung, die heute 
der "fünften Front" beigemessen wird, 
schlägt sich in jeder größeren NATO- 
Übung nieder. Das NATO-Manöver "Flinker 


Igel! im Herbst vorigen Jahres war z.B. 
eine integrierte Übung von Militär und 
Polizei (Bundesgrenzschutz, Bayrische 
Bereitschaftspolizei) zur Bekämpfung 

des äußeren und inneren Feindes (polizei- 
lich auch "Störers"). 

Wovon in solchen Zusammenhängen ausge- 


gangen wird, wird besonders deutlich 


an der !Lage-Vorgabe" für eine Übung 

von 1612 Beamten des Bundesgrenzschutz- 
kommandos Mitte unter dem Titel "Fort- 
bildung der Einheiten im Schießen unter 
einsatzmäßigen Bedingungen - Abwehr einer 
drohenden Gefahr für den Bestand der 
Bundesrepublik oder die freiheitliche 
demikratische Gründordnung, Art.91 GG.", 











verotfentlıcht in der Zeitung der lG 
Druck und Papier vom 4.6.1984: (Zitat) 


"Der anhaltende Streit der Tarifparteien 
um die 35-Stunden-Woche hat das amgespan- 
mte innenpolitische Klima entscheidend 
verschärft. Ausgehend von zunächst als 
Schwerpunktstreiks geplanten Aktionen 

in den Bezirken Nortwürttemberg/Nordba- 
den und Teilen Hessens haben sich jedoch 
auch andere Bereiche wie IG Druck, ÖTV, 
Post und andere DGB-Gewerkschaften spon- 
tan zu wilden Streiks entschlossen... 
Die DGB-Führung ist von dieser !uilden! 
Entschlossenheit an ihrer Basis völlig 
überrascht worden und aht die Kontrolle 
über ihre Mitlgiedsgewerkschaften verlo- 
ren...hadikale links- und rechtsextreme 
Gruppierungen nutzen die unsichere innen- 
politische Situation aus für eine Viel- 
zahl von Anschlägen auf öffentliche und 
private Einrichtungen, sowie Entführungen 
hochgestellter Persönlichkeiten, um da- 
durch ein Klima für Umsturz und Chaos 

zu schaffen. Am 18. Mai 1984 wurde ein 
Anschlag auf das Verwaltungsgebäude des 
Bundesverbandes der Deutschen Industrie 
in Düsseldorf verübt.. Am 19. Mai 1984 
wurde BDI-Präsident Esser von einem bis- 
her unbekannten "Komitee des bewaffneten 
Arbeitskampfes' entführt, um die Arbeit- 
geber zu zwingen, endlich bundesweit 

die 35-Stunden-Woche einzuführen. An 
beiden Tagen wurden vor allem NRU, Nie- 
dersachsen. Hessen und Baden-Württemberg 
von einer Serie von Raubüberfällen und 
Bombenattentaten erschüttert, in deren 
Verlauf 17 Menschen, starben und 42 zum 
Teil erheblich verletzt wurden. Über- 
Fälle und Anschläge richteten sich vor 
allem gegen Supermärkte, Geldinstitute, 
Tankstellen sowie US- und Bundeswehr- 
depots...Erklärtes Ziel ist die Herbei- 
Führung eines bürgerkriegsähnlichen Zu- 
stands, um die nach der Verabschiedung 
des Amnestiegesetzes endgültig diskredi- 
tierten Parteien endgültig zu verjagen 
und eine Ein-Parteien-Herrschaft unter 
Führung eines neuen 'starken Mannes’ 
aufzurichten" (Zitat Ende) 


sicherlich ist einiges abstrus an diesem 
Erguß der BGS-Kommandeure. Wichtig ist 
aber: Ihre strategische Planung, ihre 
aktuelle Übung bezieht sich auf Massen- 
bewegungen, vor allem auf die Arbeiter- 
bewegung, und nicht auf einige wenige, 
die sie selbst als "Terroristen! bezeich- 
nen. Bei ihrer Planung gehen sie selbst 
davon aus, daß sich verschiedene Kampf- 
formen, wie Streiks und guerillamäßige 
‚Aktionen, miteinander verbinden. 


Auf der polizeilichen Ebene ist nicht 
nur die Koordination mit den einzelnen 


Armeen ünd der NATO beträchtlich fort- 
geschritten, sondern auch die Zusammen- 
arbeit der Polizeien der Europarats- 
staaten untereinander. Dabei ist. wiederum 
die BRD über das Bundeskriminalamt die 
treibende Kraft. Im November 1984 hal 

das BKA gerade eine internationale Ta- 
gung unter dem Thema "Internationale 
Verbrechensbekämpfung - Europäische Per- 
spektiven" durchgeführt. Der Präsident 
des BKA, Boge, hat in seinem Referat 
mitgeteilt, daß die Polizeiführungen 

der westeuropäischen Staaten nicht mehr 
nur über INTERPOL in Paris - wovon sie 
80% der Gesamtkapazität nutzen =- zusam- 
menarbeiten. Neue, informelle Gremien 

auf Minister- und hoher Rolizeioffiziers- 
ebene sind entstanden. So TREVI= Terro- 
rism, Radicalism, Violence International, 
ein Gremium, in dem sich halbjährlich 
hehe Staatsschutzbeamte und jährlich 

die Innenminister der EG-Staaten, Spa- 
niens und Portugals zur Koordinierung 
innerer Aufstandbekämpfung treffen. Wei- 


ter die Wiener Gruppe und der Berner 
Club, im die mit gleicher Aufgabenstel- 
lung auch Österreich und die Schweiz 
einbezogen sind. Gleichzeitig werden 

die Waffensysteme der. Polizeien, insbe- ` 
sondere für den Einsatz bei Massenun- 
rufhen, vereinheitlicht. Zahlreiche Me- 
thoden polizeilicher Zusammenarbeit haben 
sich entwickelt. So etwa der Datenaus- 
tausch, gegem den es praktisch keimen 


= Rechtsschutz gibt. Allein auf dem Ge- 


biet der Sachfahndung hält das BKA für 
die französische Polizei jederzeit ab- 
rufbar 720.000 Daten bereit. Die sog. 
"operative Zusammenarbeit", bei der sich 
die Polizeien unter Umgehung des vor- 
geschriebenen Weges über intermationale 
Rechtshilfeersuchen einfach gegenseitig 
als "Werkzeuge! der jeweils anderen Po- 
lizei einsetzen. In diesem Rahmen werden 
dann z.B. die als besonders clever gel- 
tenden V-Leute aus Baden-Württemberg 

an die Schweiz und Österreich ausgelie- 
hen. Oder der "persönliche kleine Grenz- 
verkehr", bei dem sich Polizei und z.T. 
auch Staatsanwaltschaft auf kaltem Weg 
die Beweismittel und Beschuldigten rü- 


berschieben. Das BKA versteht sich da- 
rüberhinaus auch als "Entwicklungshelfer" 
für "unterentwickelte" Polizeitätigkeit 
in anderen Ländern, insbesondere der 
"Dritten Welt". Die Anzahl sog. "Verbin- 
dungsbeamter!' des BKA in mehreren europä 
ischen Ländern und in Ländern der '"Drit- 
ten Welt" soll auf 30 erhöht werden. 

Für sog. Ausrüstungs- und Ausbildungs- 
beihilfe für Polizeien in anderen Län- 
dern ist im BKA-Haushalt ein Etat von 

3. Mill. DM ausgewiesen. Derzeit wird 

in Wiesbaden eine Ausbildungsstätte 

für Angehörige ausländischer Polizeiorga- 
nisationen gebaut. Als Krönung des Ganzen 
planen Boge und andere die Bildung eines 
sog. "Europäischen Kriminalamtes! mit 
einheitlichem Datennetz usw., am besten 
natürlich in Wiesbaden. 


Was sich in den westeuropäischen Staaten 
"an Vereinheitlichung bezüglich der 
Justiztätigkeit zum Zweck der inneren 
Feindbekämpfung abspielt, ist nur auf 
diesem von den ökonomischen Interessen 
der Aufrechterhaltung der Profitwirt- 
schaft und ihrer weltweiten Expansion 
bestimmten militärisch-polizeilichen 
Hintergrund zu verstehen: 

Der britische NATU-Stratege Frank Kitson 
hat in seinem Buch "Im Vorfeld des Krie- 
ges" deutlich ausgesprochen, welche 
Rolle die Justiz auf dem Boden einer 
Kriegsmäßigen Bestimmung der Bekämpfung 
des "inneren Feindes" zu erfüllen hat: 
"(Zitat)...Die Justiz könnte als eine 
Waffe im Arsenal der Regierung benutzt 
werden. In diesem Fall wird sie nichts 


weiter sein als eine propangandistische 


Verkleidung für die Beseitigung uner- 
wünschter Personen.Damit das wirkungs- 


voll funktioniert, müssen die Tätiokei- 
ten des Justizdienstes so diskret wie 
möglich in die Kreigsvorbereitungen 
einbezogen werden. Dies bedeutet, das 
das für die Justiz verantwortliche Mit- 
glied der Regierung entweder in dem 
obersten Gremium sitzt oder es seine 
Weisungen vom Regierungschef selbst 


. bekommt.'' (Kitson, a.a.0.5.101.102) 


Es liegt auf der Hand, daß Kitsons Posi- 
tion, die Justiz zu einer bloßen pro- 
pangadistischen Verkleidung für die 
Beseitigung unerwünschter Personen zu 
machen, die Beseitigung der aus den 
bürgerlichen Revolutionen hervorgegange- 
nen typischen Elemente der rechtsförmi- 
gen Bewältigung von Konflikten voraus- 
setzt; vor allem: also der prozessualen 
Garantien - etwas Erklärungs-, Beweis- 
antrags- ung Fragerecht - mit denen 

sich der Beschuldigte gegenüber dem 
Justizapparat als "Rechtssubjekt!' soll 


Geltung verschaffen können und die kon- 
krete Fassung Won Straftatbeständen 

mit individueller schuldfeststellung 
und präzise beschriebener Rechtsqutver- 
letzung. Diese Beseitigung von Verfah- 
Tensgarantien wie auch der ständige 
Ausbau generalklauselartiger Straftat- 
bestände ist in der BRD in vollem Gang. 
Auf die Spitze getrieben finden wir 

den Vorgang heute schon in den sog. 
"Terroristenprozessen". Und dort findet 
sich mit der Isolationshaft auch schon 
eine neue Form der "Beseitigung uner- 
wünschter Personen". 


Wir finden den Vorgang in der BRD aber 
auch in der immer uferloseren Krimina- 
lisierung praktisch jedes politischen 
Verhaltens gegen die bestehenden Verhält- 
nisse: Kriminalisiert werden kann heute 
schon fast jede Form des Widerstands, 
wenn er auch in bloßem Herumstehen oder 
-sitzen besteht, als Nötigung, Š 240 
StGB. Krimimalisiert werden kann auch 
fast jede gegen die bestehenden Verhält- 
nisse gerichtete Meinungsäußerung, z.B. 
als "Verunglimpfung der Bundesrepublik 
Deutschland oder eines ihrer Länder", 

$ 90a StGB - ein Tatbestand, bei dem 
man selbst mit dem Beweis der Wahrheit 
der BEhauptung über die BRD - z.B. daß 
es in der BRD.tatsächlich Isolations- 
Folter gibt - der Bestrafung nicht ent- 
geht, weil selbst wahre Aussagen verbo- 
ten sind, wenn sie nur dem Ansehen der 
BRD schaden. 3 


Nach meinem Überblick kann man sagen, 

daß - trotz der Verfolgung des gleichen 
Konzepts der "inneren Sicherheit" in 
allen NATO-Staaten - nirgends eine solche 
von der gesamten übergerichtlichen REcht- 
Sprechung der letzten 14 Jahre abgeseg- 
nete und immer weiter ausgebaute - Per- 
fektion von Ssonderverfahrensrecht, Son- 
derhaftbedingungen, Sonderstrafrecht 
gegen politische Gefangene entwickelt 

ist und nirgends solch massive Strafen 
wegen Landfriedensbruch, Nötigung usw. 

an der Tagesordnung sind wie in der 

BRD. Selbst die USA werden da noch über- 
troffen. 

Der Grund dafür ist nicht nur, daß die 


.BRD von ihrem Beginn an "Frontstaat!"" 


mit in der Präambel des Grundgesetzes 
Festgeschriebenem Rückerorberungsauf- 
trag ist und daß sie als besonders ex- 
pansive, aber über keine traditionellen 
Einflußgebiete verfügende Wirtschafts- 


. macht potentiell besonders auf Aggres- 


sion nach außen ausgerichtet ist - und 
dafür braucht es "Ruhe an der Heimat- 
PROMU | : 
Wesentlich ist vielmehr auch das spe- 
zifische Staatskonzept, das ausgerech- 
net unter Berufung auf "Lehren aus dem 
III. Reich" von Beginn an verfolgt wurde. 


Es gibt wohl keinen anderen bürgerlich- 
parlamentarischen Staat, in dem die 
Absolutheit des Bestands des gegenwärti- 
gen Staats- und Gesellschaftssystems 
gegenüber dem Recht der Bürger auf Ver- 
änderung und Wahrnehmung fundamentaler 
Rechte dazu so festgeschrieben ist und 
so willfährig von einer in ihrem staats- 
treuen Selbstverständnis fast bruchlos 
aus dem Faschismus im die BRD übergegan- 
genen Justiz durchgesetzt wird, wie 

die BRD. Schon in Art. 18 der Urfassung 
des Grundgesetzes findet sich der Leit-- 
gedanke, daß, wer die politischen Rechte 
zum Angriff auf die sog. "freiheitliche 
demokratische Grundordnung!" "mißbraucht", 
diese verwirke - womit das Freiheitsrecht 
selbst ad absurdum geführt ist; denn 


nur dann, wenn es auch zum prinzipiellen 
Angriff gebraucht werden kann, ist es 
ein Freiheitsrecht. Die Logik ‘der "wehr- 
haften Demokratie" ist gerade die Ver- 
nichtung des politischen Feindes des 
Systems, seine völlige Ausschaltung 

von der politischen Handlungsfähigkeit. 
Das Konzept der "wehrhaften Demokratie" 


hat nachweislich -z.B. qut in den Schrif- 


ten von Carl Schmitt nachzulesen, einem 
gleichermaßen für den deutschen Faschis- 


mus wie für die heute herrschende Staats- 


tehorie wichtigen Staatsrechtler - den 
gleichen staatstheoretischen Kern wie 
der Faschismus: Die Beahuptung grund- 
legender absoluter Werte, die natürlich 
stets von dem jeweils Herrschenden defi- 
niert werden. Wer diese Werte nicht 
teilt, ist ein "Volksschädling'" und 

muß kaltgestellt werden. 


Auf dieser Basis konnten seit Beginn 

der BRD Kommunistenhatz und KPD-Verbot, 
ein gewaltiges Arsenal von politischem 
Strafrecht, Notstandsgesetze, Berufs- 
verbote und schließlich die sog. "Terror- 
ismusbekämpfung" in ihrer perfidesten 
Form durchgesetzt werden. Es ist übri- 
gens der Generalbundesanwalt Rebmann, 
der sich ja nach außen gerne so äußert, 
das es sich bei "Terroristen" um "Kri- 
minelle im klassischen Sinn" handele, 
der in einer Rede vor dem Deutschen 
kichtertag 1979 schom diesen politischen 
Zusammenhang von der KPD- bis zur RAF- 
Bekämpfung als politischen Kampfauftrag 
des Staates proklamiert hat. Die "Lehren 
aus dem III, Reich", die von den Herr- 
schenden in der BRD exekutiert werden, 
sind in der Tat, daß 1933 nicht wieder- 
holt werden darf - man geht vielmehr ° 
mit einem viel ausgefeilteren, variable- 
ren Instrumentarium an die Aufgabe, 

die Masse der Bevölkerung mit dem. Schein 
parlamentarischer Demokratie an das 


System so lange wie möglich zu fesseln 
und gleichzeitig von vornherein prinzi- 
piellen politischen Widerstand im Keim 
zu ersticken. | 

Im Rahmen der Europaratsstaaten ist an- 
gesichts der sehr großen historisch be- 


gründeten Unterschiede der Rechtssystenme - 


eine allgemeine Strafrechtsvereinheit- 
liehung nicht in Sicht. Man kann davon 


ausgehen, daß es auf Seiten der Herrschen- 


den auch ein ganz vorrangiges Interesse 
gibt, die Polizei- und Militärzusammen- 
arbeit auszubauen, wobei gerade die BRD 
hier die Führungsrolle spielen will und 
aufgrund ihrer ökonomischen Stärke und 


ihres Vorsprungs in Sachen "innere Sicher- 


heit" auch tatsächlich schon spielt. 
Sind auf dem Gebiet von Polizei und Mi= 
litär in der Verfolgung des "inneren 
Feindes" erst einmal handfeste Tatsachen 
geschaffen, dann kann die traditionelle 
rechtsförmige Bearbeitung von Konflikten 
wesentlich einfacher verdrängt werden. 
sie können zum erheblichen Teil bloß ` 
polizeilich-militärisch "erledigt" wer- 
den. Soweit sie justiziell bearbeitet 
werden, entstände westeuropäische Rechts 
vereinheitlichung - wenn man das noch 

so nennen kann - dann difinitiv als An- 
hängsel der Aufstandsbekämpfungsstrate- 
gie. Innerhalb der Einzelstaaten spielt . 
sich derselbe Vorgang in abgewandelter 
Form ab: Als Umwälzung des Strafverfah- 
rens auf dem Boden polizeilicher Bestim- 
mung. Die immer weitere Ausdehnung der 
Kriminalisierung auf jeden politischen 
Widerstand ist dabei kein Widerspruch 

zu dem Vorgang der Verdrängung des über- 
kommenen, bürgerlichen Justizverfahrens. 
Die Kriminmalisierung, für deren Vermitt- 
lung ja die Strafjustiz da ist, wird 
vielmehr nur vollends Endprodukt poli- 
zeistaatlich produzierter: Vorgaben, rei- 
nes Mittel der Demonstration staatlicher 
Macht und staatlicher Propagandaregie. 





Justiz wird damit zu einem Element der 
von NATO-Militärs wie Beaufre (franz. 
Generalstäbler) und Kitson gepriesenen 
"psychologischen Kriegsführung" in ihrer 
Anwendung auf Westeuropa: Während fak- 
tisch die Mittel für polizeilich-mili- 
tärische Bekämpfung und Auslöschung der 
"subversiven Kräfte" geschaffen und auch 
schon angewendet werden, wird ideologisch 
der Vorgang um so hartnäckiger als Straf- 
verfolgung ausgegeben. Die Kriminali- 
sierung dient-als Mittel, den politischen 
Charakter der Konflikts zu leugnen, .die 
Beschuldigten moralisch zu diskretitie- 


: ren und so eine Isolation von der Masse 


der Bevölkerung zu erreichen. 


Besonders beliebt ist es in diesem Zu- 


sammenhang, mit der Hetzformel des "Ter- 
rorismus" zu arbeiten, eine Methode, 

die in der BRD bis in die Linke hinein 
Wirkung getan hat. Dabei sollte man sich 
bewußt sein, daß es sich - unabhängig 
davon, wie jemand die Aktionen z.B. der 
RAF politisch beurteilt - bei dem Be- 
griff des Terrorismus, wie er hierzu- 
lande gebräuchlich iSt, um einen belie- 


.big ausdehnbaren, zur möglichst weit- 


gehenden Diskriminierung von politischem 
Widerstand dienenden Begriff handelt. 
‚Nicht umsonst ist inzwischen der Begriff 
des "üko-Terrorismus" und natürlich auch 
des "geistigen Terrorismus" in Umlauf 
gebracht worden. 

Von Seiten von Ländern der "Dritten Welt! 
gegen die sich die NATO-Staaten mit 
ihrer Terrorismus-Definition in der UNO 
nie durchsetzen konnten, wird-demgegen- 
über Terrorismus - ich meine sehr zu- 
treffend - als die "Unterdrückung per- 
sönlicher Freiheit seitens einer Regie- 
rung oder eines Militärregimes" bezeich- 
net. 

Für die Kriminalisierungsstrategie als 
Rechtfertigung immer brutalerer Repres- 
sion ist die seit den 70er Jahren ent- 
Faltete "Terrorismus'-Hetze von zntra- 
ler Bedeutung. Während die Herrschenden 
genau wissen, daß sich die Angriffe 
antiimperialistischer, guerillamäßig 
operierender Gruppen gegen sie und ihr 
System richten und eben deshalb, wie 
sonst nirgendwo, nach Ausrottung schrei- 
en, soll durch das Schreckgespenst von 
Organisationen, die angeblich wahllos 
unschuldige Menschen töten, als "beson- 


' ders verabscheuungswürdige und blutrüns- 


tige Gewaltverbrecher" populär gemacht 
werden, daß man politische Feinde zur 
Aufgabe ihrer politischen Identität fol- 
tern und von jedem Kontakt nach außen 
systematisch abschotten dürfe. 

Das läuft auf die Legitimation nicht 

nur der Mißachtung des politischen Sta- 
tus von Gefangenen, sondern der Mißach- 
tung jedes Anspruchs auf völkerrechtlich 
verankerte Menschenrechte hinaus. Folge- 
richtig schon Bundeskanzler Kohls ñu- 
Berung kürzlich bei einer Tischrede zu 
den sogenannten "Terroristen": "Diese 
Menschen stehen nicht nur außerhalb jeder 
menschlichen Kultur, sondern auch außer- 
halb der Grenzen der ‘menschlichen Zivi- 
lisation." Und auch der Zwischenruf aus 
der CDU-Fraktion, als Christa NIckels 

im Bundestag von den politischen Gefan- 
genen als Menschen spricht: "Menschen?!" 


Tatsächlich handelt es sich bei dem, 


was unter Berufung auf "Terrorismusbe- 
kämpfung" geschieht, um den Angriff auf 
jeden prinzipiellen Widerstand und je- 
der, der etwas gegen die bestehenden 
Verhältnisse in der BRD tun will, ist 
davon betroffen. 


Einige wenige Fakten zur Verdeutlichung 
der Dimensionen des Vorgangs: 

Die USA verfügen mittlerweile über eine 
15.000 Mann starke atomar ausgerüstete 
"Antiterrorismus"-Truppe, die - wie die 
US-Fernsehgesellschaft NBC Anfang Januar 
berichtete - rund üm die Welt in "kurzen, 
schmutzigen kleinen Kriegen" eingreifen 
soll und schon eingreift. Derzeit baut 
die US-Marine nach Angaben aus dem Pen- 
tagon für Einsätze der "Antiterroristen- 
Einheit" zwie atomgetriebene U-Boote. 
Einige Truppenteile sind auch "für den 
Fall eines Krieges in Europa" ausgebil- 
det und heute schon in der "Bekämpfung 
des Terrorismus" im Einsatz. Dazu gehört 
die in Bad Tölz stationierte, mit sog. 
"Tornister-Atombomben" ausgerüstete US- 
Spezialeinheit, die der SPD-Rüstungs- 
experte bezeichnenderueise als "gleich- 
sam militärische GSG 9-Einheiten!' cha- 
rakterisiert hat (vgl. Süddeutsche Zei- 
tung vom 5./6.1.1985; Badische Zeitung 
vom 11.1.1985) 

Die mittlerweile in den USA Gesetz ge- 
wordene "Direktive 138" von Reagan ent- 
hüllt vollends das Konzept imperialis- 
tischer totaler Kriegsführung gegen die 


. "innere Subversion": Einheiten von FBI, 


CIA und die Special Forces der US-Armee 
sind. unter ein gemeinsames militärisches 
Oberkommando gestellt. Sog. präventive 
Schläge bis hin zu sog. präventiver. 
Tötung zur angeblichen "Terrorismusbe- 
kämpfung!" sind für zulässig erklärt. 

Oder wie der US-Außenminister- Shultz 

Ende Oktober 1984 erklärte: "Wir müssen 
in diesem Land einen Konsens darüber 
erzielen, bei der Bekämpfung des Terror- 
ismus auch dann militärische Gewalt ein- 
zusetzen, wenn dies den Verlust einiger 
unschuldiger Menschenleben bedeuten 
könnte..." (ziten: FR27.10.1984). 

Und weiter:" Wir haben vielleicht niemals 
solche Beweise, daß sie vor einem ameri- 
kanischen Gericht standhalten würden" 
(zit.n.IHT1.11.1984). Schließlich: welche 
Gruppen als "terroristische Vereinigungen" 
zu verfolgen sind, wird vom US Außenminis- 
terium in einer Liste bestimmt, an die 
sich die GErichte zu halten haben (vgl. 
im einzelnen: Einstellungsantrag vom 


13.12.1984, Teil BIII der Kollegin Bren- 


neke-Eggers). Hier findet sich konzen- 
triert: Verschmelzung von Polizei- und 
Militärfunktion unter militärischer Be- 
stimmung innerer Feindbekämpfung, Glo- 
balisierung der sog. "'Terrorismusbekämp- 
fung", Institutionalisierung der Be- 
stimmung.der Justiztätigkeit durch die 
pelitisch.militärischen Interessen des 


Staates über die Definitionsmacht des ` 


Außenministeriuns. 
Im Bereich der Europaratsstaaten ist be- 


'zeichnenderweise. gerade auf dem Gebiet 


sog. "Terrorismusbekämpfung" neben der 
schon geschilderten polizeilichen und 
militärischen Kooperation eine gewisse 
Rechtsvereinheitlichung erfolgt. Sie 
liegt auf der Linie von Kitson, der Li-- 


mie der Beseitigung traditioneller grund- 


legender Schutzrechte des Betroffenen. 
Seit Mitte der 70er Jahre wurden beson- 
dere "Antiterrorismusgesetze" durchge- 
setzt, etwa in Italien, Spanien, Groß- 
britannien, Irland, neuerdings Portugal 

- übrigens mehrfach in engem zeitlichen 
Zusammenhang mit Milliardenkrediten von 
Seiten der BRD und unter Übernahme von 
vorher nur in der BRD entwickelten Rechts- 
formen (etwa der "terroristischen Ver- 
einigung") und Einrichtungen. Hochsicher- 
heitstrakte wurden so nach der BRD auch 

in Spanien, Italien, Nordirland errichtet 


' und Sonderhaftbedingungen und Isolations- 


und körperliche Folter werden praktiziert 
in Spanien, Italien, der Schweiz, Nord- 
irland, Frankreich und der Türkei. 


~ 


Ein entscheidender Schritt der Verein- 


heitlichung auf dieser Linie wurde 1977 
mit dem "Europäischen Übereinkommen zur 
Bekämpfung des Terrorismus" getan, ein 
wieder vor allem von der BRD betriebenes 
Projekt. 

Mit seinem Art. 1 werden für in Westeu- 
ropa mittlerweile gängig als "terroris- 
tisch" bezeichnete Tatmodalitäten sämt- 
liche bisher traditionell bestehenden 
Regelungen mit einem Federstrich besei- 
tigt, die eine Auslieferung bei politi- 
schen Taten verbieten. Das geschieht, 
indem einfach den Unterzeichnerstaaten 
des Übereinkommens verboten wird, diese 
Taten als "politische Straftat, als eine 
mit einer politischen Straftat zusammen- 


' hängende oder als eine auf politsehen 


Beweggründen beruhende Straftat" anzu- 
sehen. Der Art. 2 verdeutlicht, was an- 
gepeilt wird: Es können danach ebenso 
andere, im Übereinkommen nicht näher 
definierte "schwere Gewalttaten gegen 
Personen und sogar gegen Sachen (bei 
"Gemeingefahr!" für Personen) als unpoli- 
tische Taten definiert und damit der 
Auslieferungsschutz beseitigt werden. 
Der französische Rechtsprofessor Gerard 


‚soulier hat im einem Artikel in Le Monde 


Diplomatique vom 12.11.1978 zu diesem 
Projekt gesagt:" Wenn man sich an den 
Buchstaben des Textes hält, sieht man 
sehr wohl, daß praktisch auch nicht der 
Schimmer eines politischen Deliks übrig 
bleibt (mit Ausnahme vielleicht von Pres- 
severgehen); daß definitiv die Kategorie 
praktisch verschwunden ist. Es wäre eh- 
renhafter gewesen, unumuwunden zu ver- 
künden, daß diese liberale Tradition 
verlassen ist. Es ist perfekte Heuehelei, 


so zu tun, als würde man das Recht auf- 
rechterhalten als Prinzip, aber indem 

man es jeder Substanz beraubt, die Mög- 
lichkeit seiner Anwendung zu verneinen.! 
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Welche Konsequenzen können Wir au 
dargestellten Entwicklung ziehen? 
Es gibt trotz der beträchtlichen 

ventiven Repression der NATO- und Eu- 
roparatsstaaten und ganz besonders in 
der BRD keinen Grund, von Hoffnungslo- 
sigkeit eines politischen Angriffs auf 
das Konzept auszugehen. i 
Wie man an der Realität der: Strafver- 

folgung in der BRD sehen kann, ist die 


ean 


Hr ca” 


- Burchsetzbarkeit z.B. der Kriminalisierumnc 


letztlich eine Frage politische Kräfte- 
verhältnisse: Je stärker eine Bewegung 
ist, desto problematischer ist für die 
Herrschenden die massenhafte Kriminali- 
sierung ihrer Teilnehmer. Ihre Taktik 

ist daher darauf gerichtet, an bestimmten 
Fronten, uo die Massenbewegung relativ 
schwach und gespalten ist, unumstößliche 
Tatsachen zu schaffen. 


Einer der wichtigsten Punkte, an dem 
solche Tatsacehn geschaffen sind, ist 
die Isolationshaft gegen politische Ge- 
fangene. Schon heute werdern zunehmend 


— nachdem die Isolation erst einmal Bei 


Gefangenen aus der RAF insbesondere durch 
gesetzt werden konnte - nicht nur Gefan- 
gene, die ein Verfahren wegen "Mitglied- 
schaft in einer terroristischen Verei- 
nmiguno!" Š$ 129a StGB, haben, der Isola- 
tionshaft unterworfen, sondern auch z.B. 
die Gefangenen aus der Krefelder Anti- 
Bush-Demonstration. Schon heute werden 
zunehmend auch renitente soziale Gefan- 
gene in den Hochsicherheitstrakten unter- 
gebracht. Und die Hochsicherheitsplätze 
in BRD-Knästen sind mittlerweile von 
solcher Zahl, daß schon daran ersichtlich 
wird, daß sie auf ganz andere politische 
Gefangenen-Dimensionen konzipiert sind 


x 


Aktionsaufruf: »Kampagne gegen das US-Embargo« 


/ 


Wir meinen, daß die Sache des Handels- 
embargos der USA gegen Nicaragua nicht 
so sang- und klanglos dastehen bleiben 
darf. f 
Wahrscheinlich übersehen viele Menschen 
in der Bundesrepublik die katastrophalen 


` Konsequenzen dieses Wirtschaftskrieges 


mit seinen gravierenden ‘ökonomischen 

und sozialen Folgen, was von unserer Sei- 
te Aufklärung und öffentliche Initia- 
tiven dringend erforderlich macht. 
schließlich Fühlen wir uns auch ganz 
besonders da aktiv herausgefordert, 

wo die unmittelbar tödlichen Konsequen- 
zen des Embargos zutage treten: im Ge- 
sumdheitsbereich. Die traditionelle 


Ausrichtung der medizinisch-technischen 


Geräte und Installationen Nicaraguas 

auf US-amerikanische Technologien, de- 
ren Maße und Normen führt unter den 
Bedingungen des Boykotts tendenziell 
dazu, daß ganze Abteilungen von Kranken- 
häusern und Gesundheitsstationen ausfal- 
len oder nur noch besheränkt arbeiten 
können. Dies trifft das kleine Nicaragua 
und seine Menschen an einer besonders 


empfindlichen Stelle und im übrigen 


dort, wo in den letzten Jahren mit dem 
Aufbau eines beispielhaften Gesundheits- 
dienstes Hervorragendes geleistet wurde. 
Auch im der Agrarwirtschaft, die auf 
nordamerikanische Transportmittel und 
Dünger angewiesen ist, werden ausfallen- 
de Ernten die wahrscheinlichen Folgen 
des Embargos sein, was den gerade erst ` 





verlassenen Kreislauf von Armut, Unter- 
ernährung und Krankheit erneut in Gang 
setzen könnte. 

Medico international und das Informa- 
tionsbüro Nicaragua rufen daher zu einer 
bündesweiten SOLIDARITÄTSKAMPAGNE ge- 
gen das Embargo auf, die bis zum 19. 
Juli (Jahretag der nicaraguanischen 
Revolution) terminiert ist. 

Das Ziel dieser "KAMPAGNE GEGEN DAS 


-. US-EMBARGU" ist das unmittelbare mate- 


rielle Veto gegen den Wirtschaftskrieg' 
gegen Nicaragua, um die Schäden in be- 
sonders betroffenen Bereichen wie dem 
medizinischen und dem agrarischen zu 
lindern. Das erfordert großzügige Geld- 
spenden und eine zu entfaltende Palette 


Fe" 


als auf die relativ geringe Zahl von 
Gefangenen aus RAF, RZ usw.. 

Es ist von entscheidender Bedeutung für 
die Schwächung der NATO- und Europarats- 
Strategie der "inneren Sicherheit", daß 
die Beseitigung der Isolationshaft und 
der Hochsicherheitstrakte und das Recht 
der politischen Gefangenen auf Zusammen- 
legung in großen Gruppen als eine Sache 
aller politischen Bewegungen begriffen 
wird, sei es Friedensbewegung, Gewerk- 
schaftsbewegung oder antiimperialistische 
und antimilitaristische Bewegung; daß 

auf dieser Grudnlage die in den letzten 
Monaten gestärkte Bewegung gegen die 
Isolationshaft sich’ als politische, nicht 
bloß als humanitäre Bewegung weiterent- 
wickelt. Ein Schritt in die richtige 
Richtung ist dabei der von der Bundes- 
tagsfraktion der GRÜNEN eingebrachte 
Gesetzesentwurf zum Verbot ummenschlicher 
Haftbedingungen. 


In engem Zusammenhang damit steht das 
Engagement für die Durchsetzung des - 
eine Kontrollkommession vorsehenden - 
Europäischen Anti-Folter-Übereinkommens, 
dessen Unterzeichnung von der BRD ver- 
weigert wird, und überhaupt die Geltend- 
machung von humanitären Mindestgaran- 
tien des Völkerrechts, insbesondere der 
Genfer Konvention und des UN-Pakts über 
bürgerliche und politische Rechte. 


Ein Bruch in der Kette der Repression 
ist möglich und unabdingbar notwendig 
für eine grundlegende Veränderung des 


'gesellschaftlichen Systems in der BRD 


und in dem NATB-Staaten. 


Michael Schubert 


medico 


international medico international e. V. 





Hanauer Landstraße 147 - 149 
6000 Frankfurt am Main 1 
Telefon (0611) 490350 

Telex 416153 meco d 


öffentlicher Initiativen - also die 
sofortige Bereitschaft von allen ent- 
schlossenen Gruppen, Organisationen 
und Eimzelpersonen zur Teilnahme an 
der Aktion. 

‚Der "'Bundeskongreß entwicklungspoliti- 
scher Aktionsgruppen" (BUKO) und auch 
das nicaraguanische Gesundheitsminis- 
terium haben unseren Entschluß begrüßt 
und rufen ausdrücklich zur Mitarbeit 
an der Aktion auf. 
rt 
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ATOMENERGIE in 


l ; Kernk rafi VOR DER HAUSTÜR | Baden-Würtemberg 





a ER r ; Phillippsburg KKP I und KKP II ` Karlsruhe > KFZ-K 
ie Gebiete in denen in Baden-Würtem- | 
berg zur Atomenergie gearbeitet wird, Der Standort der KKP. liegt ca. 30 km In Karlsruhe ist das Kernforschungs- 
sind vielfältig. Von der Stromerzeu- nördlich von Karlsruhe. Zwei ver- | aentrum Karlsruhe* ansässig. Es ist 
gung über Versuchsreaktoren, bis hin schiedenen Blöcke isnd in Betrieb - die in Europa führende Versuchs- 
zur Grundlagenforschung ist alles ver- bzw. kurz vor Inbetriebnahme. au Pe Bereich ' 
treten. | K ecnniKk.Zu allen wichtigen 
Im folgenden versucheich einen Über- ig en a en wird hier gearbeitet. 
aan ir | ; C; | 1nl1ge Versuchreak ind: hi 
ee r '  Teflerrichtungsgenehmigung. (zB in Leopoldchafen) In Bas la l 
EN AU IERENS erteilt. 1980 nahm der Reak- Zeitweise wurde und wird wohl heute 
= tor seine volle Leistung auf. noch bis zu 70 MW elektr. Leistung 
Hinweis: Alle Firmen und Gruppen die Die Leistung beträgt ca 900 MW. ; ins Netz gegeben. Es handelt sich 
im Text mit einem Stern (*) KKP II: Der Bauantrag stammf von 1971; aber ausschließlich um Versuchs- 
gekennzeichnet sind, sind im Anhang der Baubeginn erfolgte 1977. anlagen. 
mit ihrer Kontaktadresse aufgeführt. Die Arbeiten sollen noch in Auf das KFZ-K* werde ich später 
Informationen können dort angefordert diesem Jahr beendet werden; weiter eingehen. ; 


werden. (Bei Informationen durch 


Elektrizitätsunternehmen oder Anla- En s 


Die Leistung soll 1360 MW sein. Mhyl KWS I 





genbetreibern ist allerdings Vorsicht VRR i i qen i i we | 
geboten. Oft werden die Informationen u a ins Der Standort Why] liegt an der Dt- 
s | einseitig ("alles halb so schlimm") leransceseitscharter: trz: Grenze; ca 20 km nördlich von 
' dargeboten. | | ; | Freiburg. Im Jahre 1973 wurde hier 
-Badenwerk AG 50% der Antrag zum Bau eines Reaktors 
| -TWS* 50 % ee 1975 wurde die erste Teil- 
: i À | errichtungsgenehmigung erteilt; mit 
ATOMS TROM - Energieerzeugung in AKW's Neckarwestheim — GKN I und GKN II dem Bau sollte begonnen werden. Doch 
Grundsätzlich läßt sich feststellen: DE P YS 392 der geschlossene Widerstand der Be- 
Aus Atomkraft kann Zur Zeit .nur elek- Neckarwestheim liegt südlich von völkerung dieses Gebietes und die 
trische Energie gewonnen werden. Der Heilbronn. Seit 1976 arbeitet drt _ Unterstützung durch Tausende aus ` 
Wirkungsgrad liegt knapp unter dem ein Kernreaktor (GKN I). 1972 bekam der ganzem Bundesrepublik verhinder- 
von herkömmlichen Kraftwerken, dies _ die "Gemeinschaftskernkraftwerk te dies. Mit vielfältigen Aktivitä- 
wird aber durch die hohe Energiekon- Neckarwestheim GmbH"* die Genehmi- ` ten auf allen Gebieten (Politik, 
zentration wettgemacht. gung zur Errichtung ihres Reaktors. Wirtschaft, direkter Widerstand) wur- 
Zur Zeit sind in Baden-Wütemberg an In 4 Jahren Bauzeit wurde die Anla- der ein Baubeginn undurchführbar. Bau- | 
drei Standorten Reaktoren zur Strom- ge fertiggestellt. Als Standort trupps durch eine Platzbesetzung ge- 
erzeugung in Betrieb: ` | = dient ein ausgedienter Steinbruch, stoppt. $ | 
Kr der der Zementwerke Lauffen Elektr. š: 
- Obrigheim = werke Heilbronn GmbH (ZLEH) gehör- 
- Neckarwestheim te. Die Kühlung der Anlage er- 
- Phillipsburg | folgt durch Neckarwasser, welches 
In Whyl besteht die Möglichkeit, je- mit Hilfe von 34 Kühltürmen ge- 
derzeit mit dem Bau einer Analge ` kühlt in den Neckar zurückgeleitet ; 
zu beginnen. .. wird. Dies soll eine übermäßige Auf- 
Im Kernforschungszentrum Karlsruhe ` ` ™ heizung des Neckars verhindern. Die 
werden Versuchsreaktoren zeitweise | `; | Leistung beträgt 810 MW. Eigner der 
zur Stromerzeugung benutzt. | i Anlage sind: 
Zu den einzelnen Anlagen: - Neckarwerke Esslingen 45% 
| | -TWS* 32 % 
| - Deutsche Bundesbahn DB 20 % 


| \ ZEN % 
Obrigheim KWO EE k ca3% 


Obrigheim liegt zwischen Heidelberg 
und Heilbronn. 1965 wurde mit dem Bau 


Amselben Ort ist ein weiterer Block „x 


im Bau (GKN II). Die Anlage soll =e 






















>20. ca. 1300 MW liefern. Seit 1983 ei., 

: des Reaktors begonnen; er liefert seit a = konnte mit den Vorarbeiten begonnen 
1968 elektr. Energie. Seine Abgabe- werden. Seit Jan 1984 wird der 1975 © 
leistung ist mit 328 MW (Megawatt) LE u nn Ser C = 





Mu beantragte Reaktor gebaut. 
= Wann die Anlage in Betrieb 
ı gehen wird, ist noch nicht 
abzusehen; Betreiber wer- 
den die TWS*, die DB und 
die Neckarwerke sein. 


sehr gering, entspricht aber dem da- 
maligen Stand der Technik. 

Das Kühlwasser wird dem Neckar ent- 
nommen, und um ca. 10 Grad erwärmt, 
zurückgeleitet. | 

Betreiber der Anlage sind die "Kern- 
kraftwerk Obrigheim GmbH"*. Deren 
Gesellschafter sind: 


















-Energieversorgung Schwaben* 35 % 
-Techn. Werke Stgt. (TWS)* 14% 


-Badenwerk AG 28 % 
>  -Neckarwerke (Esslingen) 10 % 
-Karlsruhe, Stadtwerke 5 % 


-Verschiedene 
_ — 
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Ss stehen noch Gerichtsentsckei- 
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... ABER AUFS VOLK HÖRT JA KEINER. 


Am 19.02.1975 wurde ein gerichtlich- 
er Baustopp verfügt. Bis zum März 1982 
waren alle Arbeiten am Baugelände un- 
tersagt. Dann entschied das Gericht 

in Mannheim gegen die Interessen der 
Baugegner. 

Heute stehen alle Türen offen, um mit 
dem Bau zu beginnen. Zwar hat der auf- 
geforstete Wald den zum Teil abgeholz- 
ten Bauplatz geschlossen; trotzdem 

ist nicht abzusehen, wann die- Ruhe 
durch rege Bautätigkeit durchbrochen 
wird. 

Die Menschen bereiten sich erneut ` 

auf einen unerschütterlichen Wider- 
stand gegen dieses Projekt’ vor. Mit 
weitgehenden Aktionen soll geantwor- 
tet werden, wenn mit dem Bau begknnen 
wird(zB die "Schließung" aller Grenz- 
übergänge nach Frankreich). 

Die Hauptbetreiberin dieser Anlage 
ist wohl die Badenwerk AG, die mehr- 
heitlich beteiligt ist. 


Die Atomstromverteilung in B-W 


Energieversorgung ist in der BRD ein 
Monopolbereich. Das heißt, einige we- 
'nige Große machen daß Geschäft. In 
Baden-Würtemberg gibt es zwei Gigan- 
ten, und einige regionale Größen. 

Die Bedeutenden sind: 


-Energieversorgung Schwaben EVS* 
-Techn. Werke Stgt. TWS* 


-Badenwerke AG 
-Neckarwerke/Esslingen 


Die EVS* beliefert Würtemberg, die 
Badenwerke den Raum Baden. Die bei- 
den anderen beliefern ihren jewei- 
ligen Regionalraum; haben durch die 
dort konzentrierten Wirtschaftskräfte 
aber ähnlich große Bedeutung. Alle 
Unternehmen sind durch Lieferver- 
träge und durch ihr gemeinsames 
Leitungsnetz eng verbunden. 
Seit einiger Zeit beteiligt sich 
auch die Deutsche Bundesbahn am 
Atomstrom (GKN), um ihr ausgedehn- 
tes Streckennetz zu versorgen. 


Für den Großraum Stuttgart sind die 
TWS* zuständig (für Gas, Wasser, 
Strom, Fernwärme ). Der Energie- 
verbraucher/die Energieverbraucher- 
in im Raum Stuttgart erhält also 
Strom aus allen Kraftwerken; unter- 


stützt zusätzlich noch den Bau von 
weiteren Ban E en u 
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Kurz möchte ich noch am Beispiel der 

TWS* zeigen, wie die Verstrickung von 
Politik und Energieversorgungsunter- 
nehmen vonstatten geht. Als Beispiel 

nehme ich den Aufsichtsrat der TWS* 
(dieser überwacht die Geschäfts- 
führung des Unternehmens): 


-Vorsitzender ist: 
.Oberbürgermeister Rommel 


-weitere Mitglieder sind: 
2 weitere Bürgermeister 
7 Stadträte 


Von 23 Mitgliedern der Aufsichtsrates 
sind also 10 führende Politiker. (Tei- 
le des Aufsichstrates werden von der 

| Gewerkschaft gestellt). 

Das hier Politik und Wirtschaft mit- 

| einander gekoppelt werden, um für 
beide Seiten Vorteile zu. ermöglichen, 
ist unübersehbar. (zB. 
Reisen in ferne Länder finanzieren!) 


O ug š 
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Führend in der Forschung ist das Kern- 
forschungszentrum Karlsruhe KFZ-K*. 
Doch existieren noch weitere Versuchs- 
reaktoren, zB in: 


~- Stuttgart 
- Ulm 
- Furtwangen 
- Heidelberg (2 Stück) 


Die Anlagen werden wohl meist zur 
Grundlagenforschung genutzt (an Uni- 
versitäten). So möchte ich am Beispiel 
der Technischen Universität.Stuttgart 
in Vaihingen eine kurze Beschreibung 
der Arbeit geben. 


TU - Stgt. / Bereich Vaihingen * 
Hier wird vor allem Grundlagenforsch- 

ung betrieben; daß heißt, sowohl theo- 
rethische Arbeit als auch Arbeiten an 

Versuchsanordnungen im Labormaßstab. 
Es gibt 4 Themenbereiche, zu denen 
hauptsächlich gearbeitet wird: 


- Sicherheit in Atomanlagen 

- Energiesysteme 

- Reaktorphysik 

- Sondertechnik Hochtempera- 
tur-Reaktoren 


Jeder einzelne Bereich arbeitet ei- 
gentlich selbstständig; oft werden 
"aber auch Arbeitsgruppen aus ver- 


schiedenen Bereichen zusammengestellt 


wenn das Thema es erfordert. 


Erwähnenswert ist auch die enge Zu- 
sammenarbeit, mit der Materialprü- 
fungsanstalt, wo Werkstoffe auf ihre 
Verhaltensweisen und Belastbarkeit 
hin überprüft werden. 


Die Ergebnisse dieser Arbeiten wer- 


den zeitweise auch der Öffentlichkeit 


vorgestellt (zB. in Vortragsreihen). 


lassen Sich SO Standorte der Kraftwerke in Baden- -Württemberg 


1 Kohle, Erdgas, Ol 


Kernkraft 


Nicht alle Anlagen befinden sich aus- 
schließlich in Karlsruhe; doch sind dort 
die meisten konzentriert. Sicherheits- 
maßnahmen, wie es sie sonst selten gibt, 
schirmen einzelne Bereiche nach außen 
hin ab.(Die Abschirmung von innen ist 
manchmal nicht so gut, wie Fälle aus- 
tretender Radioaktivität belegen.) 

Die verschiedenen Forschungsbereiche 

und deren erarbeiteten Unterlagen sind 
so riesig und vielfältig, daß ein Über- 
blick nicht möglich ist. Zu einzelnen 
Punkten kann jede/r möglicherweise 
direkt beim KFZ-K Informationen erhal- 
ten; manches Ergebnis dürfte aller- 
dings auch geheim sein. | 
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Sonstige Aiora jokte. in B-W 


Es gibt noch verschiedene weitere Un- 
ternehmungen und Programme die die 
Atomenergie betreffen; einige wich- 
tige möchte ich hier anführen: 


Uranerzabbau 


An vier Stelle soll/sollte Uran ab- 
gebaut werden: 


- Gernsbach 
- Murrhardt 
- Mähringen 
- Menzenschwand 


Kernforschungszentrum Karlsruhe KFZ-K* 


Wie schon erwähnt, ist das KFZ-K* füh- 
rend in Europa. 


Das Zentrum beschäftigt Wissentschaft- 


ler/innen zu allen wichtigen Bereichen, 


Beispiele dafür sind: 


-Reaktortechnik 
-Energieerzeugung 
-Wiederaufarbeitung 


-Konditionierung (d.h. Vorbereitung zur 


.Endlagerung) 
-Sicherheitsfragen 
-Transport 

-Zwischen- und Endlagerung 
-Medizinische Forschung 


Dementsprechend ist die 


Vielfalt und Größe der einzelnen Bereiche. Joan gegangen 


Am Standort Menzenschwand wurde der 
Uranerzabbau höchstrichterlich und 
endgültig verboten. Das als Naherho- 
lungsgebiet dienende Gelände wäre ver- 
Das Gericht hielt die 
Belange des Naturschutzes für höher- 
wertig als die wirtschaftlichen In- 
teressen eines Unternehmens. (eine 
gewagte, aber dringend notwendige 
Entscheidung seitens deutscher Ge- 
richte). 

Was aus den Planungen an den anderen 
Standorten wurde ist mir nicht bekannt. 
Im Zuge der Verbesserung der Abbau- 
methoden und der Verarbeitungstech- 
niken dürfte in diesem Gebiet noch 
einiges auf uns zukommen. 


Atommülltransporte | 
Grundsätzlich gilt: Jede Aniage, die 
mit radioaktiven Stoffen arbeitet, 
produziert auch verseuchten Abfall.. 
Dies gilt für Kraftwerke genauso wie 
für Krankenhäuser. 

Unddieser Müll muß transportiert 
werden. Zu Wasser, auf den Straßen 
und auf der Schiene ist dieser Müll 
unterwegs. Und dabei gilt: Je geringer 
der Strahlungsanfall, desto geringer 
die Sicherheitsvorkehrungen. Dabei 
kam es schon häufiger zu schwerwie- 
genden Zwischenfällen; die Dunkel- 


Atomkraftwerksstandorte 
Im Rahmen der 'Baulinie 80' wurden 


ke benannt. In der Baulinie 80 soll- 
‚te ein '"Standart'-Atomkraftwerk an 
verschiedenen Standorten gebaut wer- 
den. Gab es Schwierigkeiten an einem 
Standort, so konnte auf einen anderen 
í ausgewichen werden. Kaum eines dieser 
4. Kraftwerke ist gebaut worden, doch 
“4. noch heute sind die möglichen Stand- 
orte im "Standortvorsorgeplan" fest- 
‚4 ‘gehalten. An manchen dieser Orte wur- 
< den auch schon Voruntersuchungen ein- 








sehr viele Standorte für Atomkraftwer- 


ziffer an kleineren "Misgeschicken"“ 













dürfte groß sein. Bekannt wäre zB, 
„die "Beinah- Kathastrophe” mit der, 
ont Loui ; 









© radioaktive Stoffe transportiert, 


die nicht Müll sind. Grundsätzlic 
Be besteht aber kein Unterschied in 

der Gefanr lichkeit zu 
ee S 421 ER: 










BE dem Gebräuch transportiert; also 








e a 






“geleitet. Manche wurde wegen dem 
regionalen Widerstand bald wieder aus- 
An jedem dieser Orte kann 
it den Planungen für ein Kraftwerk 


geschieden. 


jangesetzt werden. 
ZZ 


E unbewohnbar macht. 


Überragt wird das Gemeinschaftskernkraftwerk in Neckarwestheim von dem 150 Me- 


ter hohen Abluftkamin. 


Inhaftierung einer französischen 
Rechtsanwältin politischer Gefangener 


in Frankreich 


‚Am 1. Juni 1985 wurden in Montpellier 

in Südfrankreich zwei Frauen verhaftet: 
Charlotte Granier, 44, und Sandrine Gui- 
bert, 21. 

Die Verhaftungen wurden propagandistisch 


- Speziell in einer. Artikelserie im "Fi- 


garo“ - als großer Erfolg der Polizei 
gegen zwei „„chlüsselfiguren des Euro- 
Terrorismus" 
seberichten wird Charlotte und Sandrine 
Unterstützung von Action Dies vorge- 
worfen: 


Am 29.5.1985 hätten Arbeiter eines 
Abbruchunternehmens in Nizza beim Ab- 
bruch eines Appartementhauses Waffen 
und Sprengstoff gefunden. Die fran- 
zösische Anti-Terrorismus-Brigade aus 
Paris hätte danach entdeckt, daß ein 
Schlüssel, der im März 1984 bei der 
Verhaftung des italienischen Genos- 
sen Vinzenzo Spano (Verhaftung wegen 

Mitgliedschaft in AD) in der Nähe von 
Paris gefunden wurde,-zu der Wohnung 
in Nizza paßt. Dem Hausbesitzer sei 
eine Bildmappe vorgelegt worden, in 
der er Regis Schleicher und Charlotte 
als Mieter identifiziert haben soll. 
Sandrine sei verhaftet worden, weil 

sie mit Charlotte zusammenwohnte und 
weil in ihrer gemeinsamen Wohnung "Do- 
kumente" gefunden worden seien. 
(Zusammenfassung von Presseartikeln) 


Solche Identifizierungen von Hausbesi- 
tzern oder ähnliches kennen wir gut aus 
den Prozessen hier in der BRD. Die "Do- 


_kumente", die in der Presse ausgeschlach- 


tet werden, sind Kopien aus der Zeitung 
"Knispelkrant". 

Wichtig aber ist - denn darauf zielt 
jetzt zu diesem politischen Zeitpunkt 
der Verhaftung - daß Charlotte vor kur- 
zem Rechtsanwältin geworden ist und es 
gerade darum ging, daß sie das Mandat 
bei einem Gefangenen aus der RAF und bei 
einem Gefangenen von AD übernimmt; in 
einer Situation 


` 


gefeiert. Laut diesen Pres- ` 


wo es in. Frankreich einen einzigen 
Anwalt gibt für alle Gefangenen, die 
wegen Mitgliedschaft in oder Unter- 
stützung von AD verhaftet wurden, und 
dieser Anwalt ständig durch Terror- 


observationen, Scheinverhaftungen usw. 


durch die französische Polizei terro- 
risiert wird; 
wo Mitterand in Frankreich jeden Dis- 


senz und jede Opposition aufgefressen 


und platt gemacht hat, radikaler Wi- 
derstand gegen Mitterands NATO-Inte- 
grationspolitik nur noch im Kampf von 
AD lebt, legale Artikulation dieses 
Widerstands - zuletzt im Februar 1985 
mit der Verhaftung der Genossen, die 
die Zeitung "Internationale" gemacht 
haben - zerschlagen wurde; 

wo während des letzten Hungerstreiks 
im Dezember 84/Januar 85 die Verein- 


heitlichung des Widerstands in Europa 


- als Kern der Zusammenschluß von AD 


und RAF und der Hungerstreik der fran- 


'zösischen und deutschen Gefangenen - 
perspektivisch sichtbar geworden Ist 





Französische 


Milizen in Sigmaringen 


‚Alles in allem, zeigt diese Darstellung, 
Liwe erschreckend große Ausmaße die Atom- 
“industrie angenommen hat. Für einzelne 
-ist diese gigantische Maschinerie schon 
MA lange nicht mehr zu überblicken. Welche 
Auswirkungen sie auf unser Leben hat; 
und bald wohl haben wird, ist schwer zu 
überblicken. Esscheint an der Zeit, ge- 
gen diesen Koloß etwas zu unternehmen, 
bevor er uns und unseren Lebensraum 
Büberrollt; zerstrahlt, verseucht und 
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C] Attdort 
[C] Mitteistadt 


. Um 
Erbach 
Öpfingen 





Wer noch mehr Informationen über die 
Lage bei der Atomindustrie haben möch- 
te, kann sich gern an mich wenden. 


Gerhart Koepf; Nachtigallenweg 16; 7-1 


Nächstes mal möchte ich mich mit den 
Organisationen beschäftigen, die sich 
gegen die weitere Nutzung von Atomen- 
ergie wenden (und auch etwas tun l). 





Charlotte ist Deutsche, die seit 25 Jah- 
ren in Frankreich lebt und mit einem 
Franzosen verheiratet ist. Die Geschichte 
von Charlotte umfaßt einen wichtigen 
Teil der politischen Entwicklung spezi- 
ell in den letzten zehn Jahren. Mitte 
der siebziger Jahre hat sie - solange 

es diese Gruppen gab - in den Komitees 
in Frankreich gearbeitet, die den Kampf 
der politischen Gefangenen in der BRD 
unterstützten. Im April 1977 besuchte . 
sie Gudrun Ensslin in Stammheim, ungefähr 
zur selben Zeit, als Buback erschossen 
wurde. Das war der Anlaß für eine Pres- 
sekampagne in: Frankreich (durch die fa- 
schistische Zeitung "Minute") gegen sie, 
in der lanciert wurde, sie hätte das 
Signal für die Aktion gegen Buback ge- 
geben. Charlotte hat wesentlich die Kam- 
pagne zur Freilassung von Croissant nach 
seiner Verhaftung im Herbst 1977 in Pa- 
ris organisiert. In den letzten Jahren 
hat sie an europäischen Anwaltstreffen 
teilgenommen (noch ohne selbst Anwältin 
zu sein), auf denen Anwälte von Gefan- 
genen aus der Guerilla ihre Erfahrungen 
austauschten. Seit Jahren war sie auch 
Teil der Solidarität mit den baskischen 
Genossen in Südfrankreich. 

Sandrine hat seit mehreren Jahren mit 


‚Charlotte zusammengearbeitet und stu- 


diert auch Jura. 


Die Verhaftung der beiden jetzt ist ein 
Schritt bei dem Versuch des französi- 
schen Staates, AD politisch zu isolie- 
ren und jede Entwicklung in Frankreich 
im Keim zu ersticken - | 
und ein Versuch der Achse BRD - Frank- 
reich, jede Verbindung von uns: konkret 
jetzt eine politische Kommunikation der 
Gefangenen zu verhindern, 

um das NATO-Projekt eines durchstruktu- 
rierten Machtblocks Westeuropa gewalt- 
sam durchzudrücken. 


(Anm. Bis heute hat sich an der Situation 
nichts verändert: Charlotte und 
Sandrine sind noch immer im Gefängnis, 
die Pressekampagne hatte sich noch wei- 
ter verschärft.) 








Meinungsfreiheit für Faschisten? — Der 8. Mai an der Uni Hohenheim 


Wie die Diskussion um den 8. Mai deutlich 
gezeigt hat, gehören mationalistisches 
und rassistisch&es Gedankengut auch 40 
Jahre nach der Befreiung vom national- 
sozialistischen Faschismus längst nicht 
der Vergangenheit an. Offene Bekenntnisse 
zum Hitler-Faschismus sind selten, viel- 
mehr präsentiert die Neue Rechte einen 
"neuen, echten!" Nationalismus. Schlag- 
zeilen machen dabei immer wieder Profes- 
soren, die unter dem Deckmantel der Wis- 
senschaftlichkeit die ideologische Grund- 
lage für solche Strömungen liefern und 
sie damit hoffähig machen. 

Einer davon ist Robert HEPP, Soziologe 
aus Osnabrück, dem an der Universität 
Hohenheim im Rahmen eines Vortrages im 
Studium Generale am 8.7.85 die Möglich- 
keit zur Propagierung seiner nationalis- 
tischen Ideen gegeben werden soll. 

Hepp veröffentlicht seine Schriften u.a. 
über den "Schutzbund für das deutsche 
Volk" (SDV), eine Vereinigung, die gegen 
die "Überfremdung" des deutschen Volkes 
durch Ausländerintegration und durch 
Geburtenrückgang kämpft und sich der 
Koordination verschiedener ausländerfeind 
lichen Initiativen widmet. Die Mitglieder 
des SDV bekennen sich satzungsgemäß zum 
"Heidelberger Manifest", in dem 1981 

15 Professoren vor der "Unterwanderung 
des detuschen Volkes! und der "ethnischen 
Katastrophe" warnen, zu der die Auslän- 
derintegration führe. 

Hepp ist zusammen mit den Professoren 
-Schröcke aus München und Schade (frü- 
herer Nazi-Erbqgutachter aus Düsseldorf) 
- beide gehören zu den Unterzeichnern 
des "Heidelberger Manifests" Autor der 
Broschüre "Deutschland ohne Deutsche", 
in dessen Begleitschreiben eine "multi- 


"Zivilschutz ist die humanitäre Aufgabe) 
die Zivilbevölkerung vor den Gefahren 
eines Verteidigungsfalles zu schützen..." 
(Referentenentwurf des neuen ZSG) 


Offenbar hält die Bundesregierung jetzt 
den Zeitpunkt für gekommen, in dem die 
Verabschiedung eines solchen Gesetzes 
motwendig ist. Dieses Gesetz folgt der 
Logik der Notstandsgesetzgebung, die 

der dt. Bundestag 1968 angesichts zuneh- 


mender imnenpolitischer Spannungen einer- ` 


seits und der erstarkten Rolle der BRD 
in der NATO andererseits verabschiedete. 
Diese sehen die Einschränkung wichtiger 
Grundrechte vor, sofern der Staat sich 
in eimer inneren oder äußeren Gefahr 
sieht. Die allgemein gehaltenen Grund- 
rechtseinschränkungen werden durch er- 
gänzende Sicherstellungosgesetze für wich- 
tige gesellschaftliche Bereiche (Arbeit, 
Ernährung, Verkehr) genau ausformuliert. 
Nachdem die sozialliberale Regierung 
1982 mit ihrem Referentenentwurf für 
‚ein Gesunsheitssicherstellungsgesetz 
unerwarteterweise Widerspruch aus dem 
Kreis der Betroffenen geerntet hatte, 
wurde aus taktischen Überlegungen eine 
Neuformulierung vorgelegt, in der die 
Zwangsverpflichtung der Ärzte zur Weiter- 
bildung in Katastrophenmedizin nicht 
mehr erscheint. Dieser, jetzt Zivilschutz- 
gesetz (ZSG) genannte Entwurf umfaßt 
außer der Gesundheitssicherstellung auch 
noch die Angleichung des Beamtenrechts 
und die "Ermächtigung zur Heranziehung 
von Helfern im Spannungs- und Verteidi- 
gungsfall", sowie die Verpflichtung zum 
Bunkerbau. Ein Ziel des Gesetzes ist 

es, das Gesundheitswesen so für den 
"Ernstfall" vorzubereiten, daß bereits 
eime Anordnung genügt, es von Katastro- 
phen- auf Kriegsmedizin umzustellen. 


ethnische und multikulturelle Gesell- 
schaft!" für verfassungswicrig gehalten 
wird. Hepp ist Mitglied des 1983 gegrün- 
deten "Deutschlandrates", zusammen u.a. 
mit dem Kopf der offensichtlich mit der 
NPD verquickten "Republikaner", Schön- 
huber und dem Historiker Willms, für 


den die Nationalsozialisten "in einem.. 


beispiellosen Tempo wichtige nationale 
Probleme...lösten" und die Einverlei- 
bung Österreichs eine "nationale Groß- 
tat" ist. Hepp verbreitet in seinem Auf- 


‘satz "Das deutsche Volk in der Todes- 


spirale" die Einschätzung, "sechs Mio. 
Ausländer in diesem Land" seien "offen- 
bar eine magische Zahl". Seit 30 Jahren 
sei der "Volkstod'" im Gang. 


DER 8. Mai AN DER UNI HOHENHEIM 


Ausgerechnet am 8. Mai sollte der Senat 
der Uni über das Anliegen der beiden 
studentischen Vertreterinnen entschei- 
den, die Einladung an Hepp rückgängig 

zu machen Aber Anträge auf Aufnahme 

auf die Tagesordnung gehen grundsätzlich 
über den Tisch des Unipräsidenten Turner 
und der stellte sich quer, indem er es 
unterließ, den Antrag - wie sonst üblich 
- zusammen mit den Einladungen für die 
Sitzung zu verschicken. Unterstützt von 
vielen Studenten und einigen Professoren 
gingen die studentischen Vertreterinnen 
trotzdem mit der Absicht in die Sitzung, 
auf. der Behandlung des Antrags zu beste- 
hen. Damit sich die Professoren, die 


noch nicht von der morgendlichen Zeitungs- 


lektüre aufgerüttelt worden waren, einen 
Eindruck von dem Rassismus und dem ver- 


achtlichen Zynismus, der aus Hepps Worten 


spricht, machen konnten. war an ein Ver- 
teilen eines längeren Auszuges aus der 


Durch Erfassung und Registrierung aller 
im Gesundheitswesen tätigen Personen 
wird quasi eine Wehrüberwachung im zi- 
vilen Bereich eingeführt. Katastrophen- 
einsatzpläne für alle medizinischen Ein- 
richtungen werden aufgestellt, Hilfs- 
krankenhäuser eingerichtet, das mediz. 
Personal für den Ernstfall vorbereitet. 
Bereits vor Eintritt des Spannungsfalles 


"können die erforderlichen Maßnahmen 

wie die Alamierung der Einheiten und 
Einrichtungen und ihre Bereitstellung 

in bestimmten Bereitstellungsräumen dann 
getroffen werden, wenn die Lage es er- 
fordert." 





No a min S y 





Broschüre Hepps: "Das deutsche Volk in 
der Todesspirale" gedacht. Der Uniprä- 
sident verbot schlichtweg das Auslegen 
auf dem Tischen im Sitzungssaal. 

Die Abstimmung um die Aufnahme als ei- 
genständigen Tagesordnungspunkt lief 
auf ein Batt hinaus (12:12, bei einer 
Enthaltung, womit der Antrag abgelehnt 
war). Folgende Begründung fand mehrheit- 
lich Zustimmung: Da die Universität und 


besonders das "Studium Generale" ein 


Forum für die Auseinandersetzung auch 
mit kontroversen Auffassungen sei, werde 
kein Anlaß für eine Rücknahme der Ein- 
ladung gesehen. 


WAS LÄUFT BISHER AN WIDERSTAND? 


Verschiedene antifaschistische Gruppen, 
Ausländerinitiativen, Frauengruppen und 
Parteien haben bisher die Forderung nach 
Ausladung von Prof. Hepp. unterstützt. 
Auf der Vollversammlung der Uni Hohenheim 
im Juni ergab die Diskussion, daß man 
die Rede Hepps verhindern und eine anti- 
faschistische Gegenveranstaltung durch- 
führen will. Zur gemauen Planung wird 
kurz vor dem 8. Juli wahrscheinlich ein 
Treffen mit allen Gruppen stattfinden, 
die diesem Vorschlag unterstützen. 

Das BLÄTTLE stellt sich ebenfalls hinter 
den Aktionsvorschlag und ruft dazu auf, 
den Vortrag am 8. Juli massenweise zu 


besuchen. 
ZEIT: 8.Juli 1985 d€ Vhe 


ORT : M$ 2 (SchloR) 


Zwecks Information: AStA Uni Hohenheim, 
Tel. 0711/45012060 


Zivilschutz - Schutz für die Zivilbevölkerung? 


Bereits zu Friedenszeiten wäre also die 
Heranziehung von Beschäftigten im Gesund- 
heitswesen und von ZDLs möglich. Im 
‚"Spannungsfall" werden die Krankenhäuser 


Für militärische Zwecke einsatzbereit 
gemacht. Dabei muß gewährleistet sein, 
daß 

"zugewiesene Belegungen durchgeführt 
werden" ($25, Abs. 3 ZSG), 


' was bedeutet, daß die notwendigen Betten 


z.B. durch Massenentlassungen von zivi- 
len Kranken freigemacht werden müssen. 
An dieser Stelle muß daran erinnert wer- 
den, was in der Zentralen Dienstvor- 
schrift (ZVD) der Bundeswehr steht, daß 
"Schnittverletzungen an der Hand gegen- 
über größeren Verletzungen bevorzugt 

zu behandeln (sind), weil für die Be- 


dienung des Krieggerätes heile Hände 
notwendig sind." 


Widerstand, z.B. Verweigerung der Dienst- 
verpflichtung kann durch drastische Stra- 
fen, die auch im ZSG vorgesehen sind, 
gebrochen werden. 
Dieser "Spannungsfall! ist vor allem 
auch anzunehmen, wenn die NATO außer- 
halb Mitteleuropas in militärische Kon- 
flikte eingreift. 

Im "Verteidigungs- oder Kriegsfall" 

in der BRD oder Mitteleuropa sind Zi- 
vilschutzmaßnahmen nur möglich, inso- 
weit davon ausgegangen werden kann, daß 
die BRD nicht massiver atomarer Zerstö- 
rung ausgesetzt ist. Denkbar ist dies 
bei den gegebenen militärischen Kräfte- 
verhältnissen aber nur, wenn ein Groß- 
teil der gegnerischen Atomraketen durch 
einen Erstschlag vernichtet worden ist. 
Das ZSG erfüllt nur dann seinen Zweck, 
wenn der atomare Erstschlag angestrebt 
wird. 











-Mo 1.7. 


Theater 

Theater der Altstadt ` : 

20 Uhr wenn du ceschwiegen hättest, 
Desdemona 


Film 

Theatrium 

20.30 Uhr’ Filmabend: "Nosferatu" 

Musik 

Zentrum Zoo (Tübingen) 

21 Uhr Peter Green & Kolours, 
Liederhalle (Beethovensaal) 

16.00 Uhr Stuttgarter Philharmo- 

niker: Smetana, Dvorak 
; | 











So. 7.7. 


—— 


so. Iff 


Theater der Altstadt 

20 Uhr Der kleine Prinz 
Theater "tri-bühne' 

20 Uhr Klassische indische Tänze 
Theater im Westen 

. 20 Uhr Der Arzt wider Willen 
Tübinger Zimmertheater 

11 Uhr Sonntagsmatinee 

Film 

Kommunales Kino 

16 Uhr Abschied 

18 Uhr Hintertreppe 

20.30 Uhr Lawrence von Arabien 


Musik 
Landespavillon 


20 Uhr Babble ond Schwätze ondrem Barabli 


Sonstiges 
Theater der Altstadt 


Cafe MerTin . 

11 Uhr Klassisches Frühstück (Brigitte 
! Volz am Klavier) 

Spiel und Theaterwerkstatt Ludwigsburc 

10-16 Uhr Workshop Afro-Drumming = 

Gemeindehalle Poppenweiler 

20 Uhr Kalifi Dance 

Frauen 

Frauenzentrum 

11.30 Uhr Lesbenfrühstück V 

20 Uhr Der kleine Prinz 

Theater im Westen 



























— 
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Fr. 5.7. 


Theater 
Theater der Altstadt 
20 Uhr Der kleine Prinz 

Theater 'tri-bühne' 

20 Uhr Eiche und Angora 

Theater im Westen 

20 Uhr Der Arzt wider Willen 
Drei-Groschentheater 

19.30 Uhr Andorra 

Tübinger Zimmertheater 

21 Uhr Clavigo 

Forum 3 

20 Uhr To Axion Esti (Gepriesen sei) 
Merlin 

20.30 Uhr Jorinde und Joringel 

studio theater stuttgart 

20 Uhr "Der Trauschein" 


Film 
Jugendhaus’ Mitte 






-Di 2.7. 


Theater 

Theater im Westen IR 

20 Uhr Ach diese Wege sind sehr 
dunkel 

Drei-Groschentheater 

19.30 Uhr Andorra 

Tübinger Zimmertheater 

21°Uhr Gast spiel: Ismutistische 
Gruppe - DANIIL CHARMS? 

Jugendhaus Birkach 

14.30 Uhr Rote Grütze: Froschkönig 

Jugendhaus. Mitte 

29 Uhr MENSCHEN-MENSCHEN 

Film 

um fm s Ku He 

20 Uhr. Die roten Schuhe 


Musik 

Dixieland Hall 

Alexander's Banjo Band 

Alfred Beck-Saal, Zuffenhausen 
20 Uhr Dixieland A]1 Stars 


Politik 
Jungendhaus Mitte 
19.00 Uhr Paraguay-Veranstaltung 
















































































Theater 






20 Uhr Liter-Tour quer durch Schwaben 
Film 
Kommunales Kino 


14 Uhr Der Richter und sein Henker(16h) 

18 Uhr Coup de foudre 

20.30 Uhr The Great Gatsby 
Theatrium : < 

Bybop 


20.30 Uhr "Der Rest ist Schweigen" 
LandespavilTon 


19.30 Uhr Mundart-Chor Suppingen g 
Politik 


Di. 9.7. 

Theater 

Theater der Altstadt 

20 Uhr Der. kleine Prinz 
Theater im Westen 
20°Uhr Liter-Tour quer durch Schwaben 
Tübinger Zimmertheater i 

21 Uhr Woyzeck 
Film i 
T£ Uhr. Der Richter und sein Henker ` 

16 + 20.30 Uhr Der Untertan 

18 Uhr Muriel ou le temps d'un retour 


Musik 5 




















20 + 22 Uhr Talking Heads - Stop Making 
Sense 


MusikDixieland Hall 
Flat Foot Stompers 
Jazzkeller 




























Mi. 3.7. 











































Theater 
Theater der Altstadt 
20 Uhr Der kleine Prinz 























itni hij ' Altes Feuerwehrhaus ` 
een naher Friedensinitiative Stuttgart-Süd 19.30 
Theater im Westen we _ Frauen 
20 Uhr Ach diese Wege ‚sind sehr Frauenzentrum 


dunkel 
Drei-Groschentheater 
19.30 Uhr Andorra 
Tübinger Zimmergheater 
21 Uhr "Des sieht so harmlos aus..." 
Berger Festplatz ; 
14.30 Uhr Rote Grütze: Froschkönig 
Stadthalle Leonberg 
15 Uhr Meister Eder und sein Pumuck!] 


Musik 

Dixieland Hall 

Jazz Fusion 

Altes Feuerwehrhaus 

21 Uhr Konzert: LOUNGE LIZARDS 

Haus Birkach (Grüninger Straße 25) 

20 Uhr Der Mensch im Tier - das Tier 
im Menschen 

Gemeindesaal der Kath.Kirche Hedelfing. 

15 Uhr Kaffeeklatsch 

Garten im Spitalhof .: 

20 Uhr Serenaden (Stuttgarter Musik- 
schule) 


20 Uhr Frauen-Forum 


Sonstiges š 
Spiel und Theaterwerkstatt Lundwigsburg 


19-22 Uhr Workshop Afro-Drumming 
Kalifis 


g 


Sa. 6.7. 


Theater F : 
[heater der Altstadt 
15 Uhr Vom Fischer und seiner Frau 
20 Uhr Der kleine Prinz 
Theater 'tri-bühne' 

20 Uhr Eiche und Angora 
Theater im Westen 

20 Uhr Der Arzt wider Willen 
studio theater stuttgart 

20 Uhr "Der Trauschein" 
Tübinger Zimmertheater 

21 Uhr Clavigo « 

Forum 3 

20 Uhr To Axion Esti /Gepriesen sei). 


Musik 

Dixieland Hall 

New Harlem Ramblers, Neville Dickie 
Jazzkeller 


Gastspiel des Monats: Milcho Leviev 
Politik 

Jugendhaus Mitte 

19 Uhr Vietnam-Veranstaltung/ASK 


Frauen : 

ara 

11 Uhr Farben in unserem Leben 
Ludwigsburg-Frauenzentrum 

20 Uhr Frauen-Disco 


Sonstiges 
Die Halle (Reichenbach) 


19 Uhr Biergarten im Freien 










































































Dixieland Hall 

Alexander's Frisco Band 

Politik 

afe Merlin 

20 Uhr Chile - ein Erlebnisbericht 
Club Voltaire Tübingen 

20.30 Uhr "Die Odysee eines Arbeiters" 


Mi. 10.7. 
Theater 
Theater der Altstadt 


20 Uhr Der kleine Prinz 

Theater 'tri-bühne! 

20 Uhr Eiche und Angora 

Theater im Westen Er 

20 Uhr Ach diese Wege sind sehr dunkel 
Drei-Groschentheater 

19.30 Uhr Andorra 

Tübinger Zimmertheater 

21 Uhr Woyzeck 


uni-film, K II, H 3 

20 Uhr Denn sie leben von der Erdnuß 

Musik 

Dixieland Hall 

Stuttgarter Dixieland Al] Stars 

Landespavillon > 

16 Uhr Folklore international mit 
Volkstumsgruppe Dragszel/Ungarn 

Frauen 









































Do. 4.7. 


Theater 
Theater der Altstadt 
20 Uhr Der kleine Prinz 
Theater 'tri-bühne' ` £ 
19.30 Uhr "A.Hitler: Mein Kampf" 
Theater im Westen 
20 Uhr Der Arzt wider Willen 
Tübinger Zimmertheater 
21 Uhr Gastspiel Vis ä Vis 

"Des sieht so harmlos aus..." 
Forum 3 
20 Uhr To Axion Esti (Gepriesen sei) 


Musik 

Dixieland Hall 

The Chicagoans 

Jazzkeller 

Thomas Stabenow / Lothar Schmitz 
Zentrum Zoo Tübingen 

21 Uhr Peppers Lounge 

Film 

uni-film - H 5201, Keplerstraße 
20 Uhr Toll trieben es die alten Römer 


Sonstiges 
piel- und Theaterwerkstatt Ludwigsburg 
Workshop 


19-22 Uhr Afro-Drumming mit Reinhard 
Conen und Dieter Bellmann 

























































































Spiel- und Theaterwerkstatt LB 

10-17 Uhr Workshop: Afro-Drumming 
Kelter Ludwigsburg-Poppenweiler 
Esemble Kalifi Dance 20 Uhr Film "Selbe. - eine von vielen" 


Film Sonstiges 


Kommunales Kino Jugendhaus Mitte 

16 Uhr Abschied 2} Uhr "Als ich noch der Ultrakurzwel- 
| lei indi lenbub war." 

18 Uhr La vieille dame indigne 

20.30 Uhr Lawrence von Arabien i 








ara 
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Do. 11.7. ` So. 14.7. Do. 18.7. 


Theater 





: Theater Theater 
eater der astaat a: cn. Theater der Altstadt a 
u NA aP ApSa 20 Uhr Der kleine Prinz 20 Uhr Momo (+ 15 Uhr) 
Theater 'tri-bühne' a onip s Tea eman Wes ten PAS Kranke 
E o E U e E — 
eater im Westen : übi | theater 
20 Uhr Ach diese Wege sind sehr dunkel Ll Uh p Sontagsma r nes 7 e PF 
Tübinger Zimmertheater "Film Lj 
21 Uhr Woyzeck Kommunales Kino Musik 
Musik | 14 Uhr Dornröschen (Kinderkino) a Hall 
16 Uhr Das Schloß uttgarter Small Stars 
Dixieland Hall ` . 18 Uhr Permanent Vacation Jazzkeller 
Esche. - Bernd Marquardt Quintett 20 Uhr Effi Briest Uli Gutscher Quartett 
E- ZZ er f - - ` Laboratorium 
i Lerchenheide swing five plus one RRA 2an aa der SE sassa 20.30-.Uhr 1. Wiener Cajun Combo ; 
Laboratorium N - k S Rival iter Toi s Spitalhof, Filderbahnstr. 29 nn 
20.30 Uhr Luis Rico mit Gruppe (Bolivien) the s 9 20 Uhr Wolfram Hochstetter, Deutsche 
Zentrum Zoo Tübingen Musik ; und amerikanische Lieder 
21 Uhr Katie Webster Laboratorium 
Sonstiges 20.30,Uhr Les deux Martins - Martin 
Altes Feuerwehrhaus en Land anap reri 
20 Uhr Der Holzschneider Frans Masereel ni a on d Folk < 
("Die Naturfreunde") : ns 5 Songea a Fr. 19.7. 


17.30 Uhr Jack's Outlaws 


20 Uhr Boss Country Band Theater 


Theater der Altstadt 





i 


Frauen 20 Uhr Momo 
Fr. 12.7. Sarah: Workshop: Angst - Lebensbewältigung Theater im Westen 


20 Uhr Der eingebildete Kranke 


Sonstiges 
Spiel- und Theaterwerkstatt Ludwigsb Drei-Groschentheater 3 
Theater 5 an 19.30 Uhr Bei geschlossenen Türen 


' Workshop: Bauchtanz für Fortgeschritt 
Theater der Altstadt p ROFE studio theater stuttgart 


20 Uhr Der kleine Prinz E Srauscheint 
Tübinger Zimmertheater 
21 Uhr Clavigo 


Theater 'tri-bühne' 
Film 











20 Uhr Eiche und Angora 
Theater im Westen 

20 Uhr Ach diese Wege sind sehr dunkel 

Drei-Groschentheater i Mo. 1 5.7. 












: | Kommunales Kino : 
m n 19.30 Uhr Andorra ee Kinderkino: 14 + 16 Uhr Gummitarzan 
studio theater stuttgart Theater 18 Uhr Zu neuen Ufern 
20 Uhr "Der Trauschein” Theater der Altstadt 20.30 Uhr Liquid Sky 
Tübinger Zimmertheater _ 20 Uhr Der kleine Prinz 22.30 Uhr Unmade beds 
21 Uhr Woyzeck Jugendhaus Mitte 5 
i Film 20 + 22 Uhr Permanent Vacation 
pou : ; 16 Uhr Das Schloß (+ 18 Uhr 
ommunales Kino 20.30 Uhr Das Haus der sieben Sünden Musik 
14 + 16 Uhr Die Kinder von Bullerbue Theatrium - DixTeland Hall 
18 Uhr Lola 20.30 Uhr : "Sommer 42" Jumping Horse Jazzmen - 
22.30 Uhr Perman ation usi š pe Jazzmo 
Jugendhaus MICS ENE acao Tarten der Michaeliskirche, Degerloch Laboratorium 
20 + 22 Uhr Nacht der Wölfe ‚20 Uhr Brenzhaus Kammerorchester 20.30 Uhr Beat Brothers 
uy Sasa LSL and Hall en oyer der Filderschule, Degerloch Be 20.30 Uhr Murx Brothers (Kabarett-Rock) 
Hans Jürgen Bock u, Ragtime Specht 15 Uhr . Kindertheater Radel-Rutsch Andreä Gemeindesaal 
| ne I poe es: 19 Uhr Im Bach - um Bach - und um Bach 
Harald Schwer Quartett Politik 
Laboratorium PTR Altes Feuerwehrhaus “ ú 
20.30 Uhr Erwi & Alvi - Chilenische i ; 19.30 Uhr Friedensinitiative Süd 
Musikclowns Í Z 
Landespavillon Di. 16.7. braten g 
20 Uhr The Peddlers (Country- und ; 17 Uhr Film "Die Verwandlung" 
Folksongmeeting) Theater 20 Uhr Tonbildschau: "Das Geschäft mit 
Frauen eater der Altstadt der Liebe - Prostitutionstouris- 
20 Uhr A s pss METi Theater im Westen Sonstiges 7 
: 20 Uhr Der eingebildete Kranke Jugendhaus Mitte 


18 Uhr Sommeratelier-Fest 


\ 


Tübinger Zimmertheater 








| 21 Uhr Clavigo 
° Film 
; Kommunales- Kino 
a. 13.7. 2 16 + 18 Uhr Don Carlos 
Thester 20.30 Uhr Effi Briest 
Theater der Altstadt Musik , 
- Dixieland Hall 


20 Uhr Der kleine Prinz 
Theater ne The Slick Salzer Swing Quartett, Lars 0.7 
20 Uhr Eiche und Angora Erstrand bf: 
Theater im Westen Sa. 2 

20 Uhr Ach diese Wege sind sehr dunkel Theater ` 
studio theater stuttgart : Theater der Altstadt 








Dy 
| 
















20 Uhr "Der Trauschein" l ; j : 
Tübinger Zimmertheater - Kr Aa >. 3 20 Uhr Momo 

2i lae aCe Theater im Westen : 

Film ' 20 Uhr Der eingebildete Kranke 

Kommunales Kino RE studio theater stuttgart 

14 Uhr Dornröschen DN 20 Uhr "Der Trauschein" 






Tübinger Zimmertheater 
21 Uhr Clavigo 


AN 757 —: nr l E k- 
V tie za Komunale Kino 
DEI 


en one und . ab 20 Uhr GROSSER FILMBALL 
ë re Musik 


16 Uhr Effi Briest 

18.30 Uhr Das Haus der sieben Sünden 
29.30 Uhr Permanent Vacation 

22.30 Uhr Ninotchka 


Jugendhaus Mitte ; . 
20 Uhr Die Kümmeltürkin geht : i s 





< 
BG 











P I ; 





Musik f qet put t Dixieland Hall 
Dixieland Hall ` eu Bs = Cologne Dixieland Company 
The Chicagoans b É N 
32° - Daa ma AZANIN Jazzkeller 
É AUT LI III III : 
Satin Doll 
; i = Laboratorium 
Jazzkeller | - 20.30 Uhr Ton & Spott (Kabarett aus 
Solid old Jazzband Stuttgart) 
Laboratorium I 5 Die Halle, Reichenbach 
20.30 Uhr Manila - Samba, Pop und Jazz . 20 Uhr Sommerfest: Schwoof, Live-Musik 
Alter Sportplatz in Warmbronn/Leonberg Mi. 17.7. t Frauen 


14 Uhr 1. Warmbronner Open-Air-Festival 
Die Halle, Reichenbach 
20 Uhr Stop-making-Sense-Schwoof Theater der Altstadt 
Volkshaus/Schmalzmarkt, Stgt-0st 20 Uhr Der kleine Prinz 
16-22 Uhr Internationale Folklore Theater im Westen 






Sarah 

17 Uhr "Die Verwandlung" (Film) 

10-17 Uhr Wen Do - Selbstverteidigung 
Workshop 


Theater 








Politik 20 Uhr Der eingebildete Kranke Sonstiges 
Cafe Merlin Tübinger Zimmtertheater j Cafe Merlin 
20 Uhr Die derzeitige Situation in Af- 21 Uhr Clavigo 16 Uhr Afghanische Märchen 
ghanistan Drei-Groschentheater Jugendhaus Mitte 
19 Uhr Fest zur Revolution in Cuba und 


Theaterhaus Wangen 19.30 Uhr Bei geschlossenen Türen 


Musik 
Dixieland Hall 


Nicaragua 
Bad Cannstatt, Krefelderstr. 11 
- 46 Uhr "erste Theater-Hocketse" - 





17 Uhr Die Grünen: Veranstaltung zur 
Lehrerarbeitslosigkeit 








Frauen Goodtime Company 
Sarah Garten der Michaelskirche, Degerloch ed a 
11 Uhr en iR = BE ee Kammerorchester Ban 20.30 Uhr Nonsense und Chaostheater 
orksho ` 
: BIS Ze) 16 Uhr Volkstumsgruppe Lunderskov Oropax 

Sonstiges (Dänemark) j Politik : 

es Politik Hiroshima-Forum Baden-Württemberg: in 
17 Uhr Türkisches Fest / Schülergruppe Juan dha us ee Heilbronn "Heilbronn mahnt: Nie wieder 


Hiroshima! Stoppt den Rüstungswahnsinn!' 


Spiel- und Theaterwerksta’ i 
o een 19.30 Uhr Scheinverhandlung (DFG-VK) (Auskunft: Michael Guggemos, 0711/254917) 


Workshop: Bauchtanz für Fortgeschrittene 


14 


`w. 
So. 21.7. 


Theater 

Theater der Altstadt 

20 Uhr -Momo 

Theater im Westen 

20 Uhr Der eingebildete Kranke 

Film è 

Kommunales Kino 

14 Uhr Kinderkino: Gummitarzan 

16 + 20.30 Uhr Zu neuen Ufern 

18 Uhr The-Cat and the Canary 

22.30 Uhr The Liquid Sky 

Jugendclub Rohr 

20 Uhr Cass Revolution oder 
0 


































Musik 
Laboratorium 
20.30 Uhr Open House 


Frauen 
ara 
Workshop 


Sonstiges 
Cafe MerTin 
11 Uhr Klassisches Frühstück 





Mo. 22.7. 


Theater : 

Iheater der Altstadt , 

20.30 Uhr Theater TilbuT, Shanghai 
. Express 

Theater im Westen 

20 Uhr Der eingebildete Kranke 

Film 

Kommunales Kino _ 

18 Uhr Einmal Millionär sein 

20.30 Uhr Liquid Sky 


























Di., 23.7. 


Theater 

Theater der Altstadt 

20.30 Uhr Theater TilbuT: Shanghai 
Revue 

Theater im Westen 

20 Uhr Der eingebildete Kranke 

Film 

Kommunales Kino 

18 Uhr. The Cat and the Canary 

20.30 Uhr Einmal Millionär sein 


Musik 

Dixieland Hall 

Dixieland and Swing Orchestra’ 

Landespavillon 

16 Uhr Usterlen Folkdansgille, 
Schweden nr 


Kinder 

Manufaktur, Schorndorf 

15 Uhr Kindermitmachzirkus mit 
Circus Bonanza 





Mi. 24.7. 


Theater 
Theater der Altstadt 









Theater im Westen 
20 Uhr Der eingebildete Kranke 


Musik 

Dixieland Hall 
Alexander's Ragtime Band 
Die Halle, Reichenbach 
21 Uhr Die Band ! 


Frauen 
Manufaktur, Schorndorf 


Frauenzirkus aus Paris 


| Sonstiges 
Landespavillon 


ferien 


Do. 25.7. 


Theater 

Theater der Altstadt 

20.30 Uhr Vis ä Vis: "Des sieht so 
harmlos aus!" 

Theater im Westen 

20 Uhr Der eingebildete Kranke 

Musik 

Dixieland Hall 

Trio in Classic 

Jazzkeller 

Jazzpoo] 

Laboratorium : 

20.30 Uhr Bernhard Hellstern 

Manufaktur, Schorndorf 

20 Uhr Schwoisfuass 

Zentrum Zoo Tübinger? 



















Sonstiges 
18 Uhr Bihlplatz: Abendspaziergang 
Die Naturfreunde" 


























10-17 Uhr Wen Do - Selbstverteidigungy 


20.30 Uhr Theater TilbuT: "Gerettet?" 


20 Uhr Cirque de Barbarie - 10 köpfiger 


19 Uhr Tanz und Musik in die Sommer- 


2] Uhr Sergio Vesely's Constelacion 





Wr. za. l. m ` ax x h. Q. 


Theater 


Theater der Altstadt : Fun 
20.30 Uhr Vis ä Vis: "Des sieht so Komunalesukme 









harmlos aus!" 
Theater im Westen 
20 Uhr Ringelnatz-Programm: Karten- 
grüße aus ... 


Drei-Groschentheater h 
19.30 Uhr Bei geschlossenen Türen 


Film 


16 Uhr Kinderkino: Die Biene Maja 
18 Uhr Alphabet City 

20.30 Uhr Die Spitzenklöpplerin 
22.30 Uhr Tanz auf dem Vulkan 
Jugendclub Rohr 

20 Uhr Das Arche Noah Prinzip 














Kommunales Kino Musik N. 
14 + 16 Uhr Die Biene Maja Laboratorium 








18 + 22.30 Uhr Alphabet City 
20.30 Uhr Tanz auf dem Vulkan 
Jugendhaus Mitte 

20 + 22 Uhr Copkiller 


20.30°Uhr Los Kusis de Bolivia 
Manufaktur, Schorndorf 

20 Uhr Bruno Jonas und die Guglhupfa 
Landespavillon 

15 Uhr Erotic Explousch'n 


Kinder í 

Manufaktur, Schorndorf 

15 Uhr Workshop: Instrumente selber 
bauen und spielen 























Musik 

Dixieland Hall 

Academic Jazz Band 
Jazzkeller. 

Susanne Schempp Quartett 
Laboratorium 

20.30 Uhr Ganga Lari - Musik aus Indien 


















Kinder 
Manufaktur, Schorndorf 
14 Uhr Kinderspielstraße 


Sonsti es. 
Cafe Merlin 
20.30 Uhr Gundolf Senftlepen: Pantomime - 
Lieder - Gedichte 
Manufaktur, Schorndorf 
20 Uhr Clown PIC des Roncalli-Zirkus 
und sein Programm 


































Mo. 29.7. 


Theater 
Theater der Altstadt 
90.30 Uhr Pantomimenabend 


Film š : \ š 
š A ; 14 + 16 Uhr Kinderkino: Die Biene Maja 
ER aaasn ES. ER : Kommunales Kino 

: i DA TNE & 18 Uhr Romanze in Moll ` 
20.30 Uhr Die Spitzenklöpplerin 









































Di. 30.7. D 


Theater ¿2 
Theater der Altstadt 
20.30 uhr "Am liebsten singe ich, was 
ich will" ` 
Theater im Westen 
20 Uhr Ringelnatz-Programm: Kartengrüße 
ausge 















Film 
Kommunales Kino 

- 18 Uhr Die Spitzenklöpplerin 
20.30 Uhr Romanze in Moll 


Musik 
Dixieland Hall 
Flat Foot Stompers. 














33 















Mi. 31.7. 


Theater 
Theater im Westen 
20 Uhr Ringelnatz-Programm: Karten- 
s grüße aus ... 









































Musik 

Theater der Altstadt 

20.30 Uhr Chansons mit Sigi Schwarz: 
"Am liebsten singe ich, 
was ich will" ` 

Dixieland Hall 

Royal Garden Ramblers 


Sonstiges 
Cafe Merlin 


20 Uhr Spielwiese 























Sa. 27.7. Ë 


Theater 

Theater der Altstadt 

20.30 Uhr Visā Vis: "Des sieht so 

“at harmlos aus!" 

Theater im Westen 

20 Uhr Ringelnatz-Programm: Karten- 
- grüße aus ... 

Film 

Kommunales Kino 

16 Uhr Kinderkino: Die Biene Maja 

18 Uhr Tanz auf dem Vulkan 

20.30 Uhr Alphabet City 

22.30 Uhr Foreigner 


Musik 

Dixieland Hall 

Academic Jazz Band 

Jazzkeller 

Susanne Schempp Quartett 

Laboratorium 

20.30 Uhr Los Kusis de Bolivia 

Die Halle 

20 Uhr Lateinamerikanische- Nacht 

Manufaktur, Schorndorf 

20 Uhr Deutsch-französisches Jazz- 
ensemble 














































































Kinder 
Manufaktur, Schorndorf 
15 Uhr Kinderliederkonzert 


Frauen 
ara 
20 Uhr Sommerfest 
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Stuttgarter 


Puppen + Figuren 


GITTCHEN UND DIE MANNER 
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ul des ‘Theater ? 
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WEIL ES FUR JEDEN ETWAS ZU BIETEN HAT !!! ` 


Das Stuttgarter Puppen+Figuren Theater befindet sich neben dem Tagblatt-Turm in der Eberhardstraße 61d (Kultur unterm Turm), Nähe Wilhelms- 
bau. Es ist also gut zu erreichen mit U-Bahn, S-Bahn oder Bus. Für Autofahrer gibt es nahegelegene Parkplätze. Telefon 241541 








yd 


Ih werde nie Haendleine 





I Í 5 9 $i 
i PAUA 


SZENE 


s j MHM, 
! mahl EN WAMMOU g 



















I mode yp da 
WIR HABEN 5 AE — Z= 


zeroren. Das Ken von 
“5 í 




















> = 

4 \ k 
Nahr luh. en ; At OG Wru, aber 
reden Vertrage, mut dr URN = que 
Versicherung verhondeb.. | À o AD 





— 


EINE „GANZ NORMALE” 
KNEIPE IMWESTEN 
JBERZEUGT EUCH SELBST .... 


Geöffnet: 








« Täglich 14 - 24 Uhr 
» Sonntag ab 11 Uhr 


Freitag und 
Samstag bis 1 Uhr 






Ludwigstr. 55 A ( Ecke Hasenbergstr.) 
Tel.: 623789 
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Der Plan für eine Integrationspolitik - Zur 
‚Situation der politischen Gefangenen in 


Nordirland 


Der folgende Artikel. wurde aus IRIS 


(Nr. 9 vom Dezember '84), einem iri- 


schen republikanischen Magazin über- 
. setzt und nur leicht gekürzt. Er ist ein 


Beitrag zur Auseinandersetzung über 


die Situation in westeuropdischen Knä- 


sten. 


Zum besseren Verständnis ein paar kurze 
Erklärungen: 


Magilligan ist ein Knast mit drei H- 

Blocks an der Küste Nord- 
Derrys in Nordirland 

Long Kesh oder offiziell maze-pri- 


son, liegt in der Nähe von 
Belfast, auch im Norden. 
Dort gibt es einerseits H- 
Blocks, andererseits 'Com- 
pounds', von den Gefangenen 
kurz cages (Käfige) genannt. 


In den cages sind immer noch 


Gefangene mit Politischem 
Status (die vor 1976 einge- 
fahren sind). 
Crumlin-Road heißt ein kleineres Gefäng- 
nis in Belfast selbst. 
heißt wörtlich übersetzt: 
Trennung/Aufspaltung. Hier 
steht es einfach für die 
Forderung, daß Linke und 
Faschisten nicht zusammen- 
gelegt werden wollen. 


Der Plan für eine Integrationspolitik 
ın Nordirischen Knasten 


Sean Delaney untersucht den Hintergrund 
der Kampagne für Segregation in den Ge- 
fängnissen und setzt sich damit ausein- 
ander, wie das 'Northern Ireland Office‘ 
die Magilligan-Krise dazu benutzt, Bo- 
den, der während des republikanischen 
Hungerstreiks von 1981 verloren gegan- 
gen war, zurückzugewinnen. 


Auch wenn das Ende des Hungerstreiks 

der loyalistischen Gefangenen am 5. Ok- 
tober für Segregation von Republikanern 
in Magilligan von den Schlagzeilen der 


Segregation 


Medien - in denen Magilligan sich im 


Herbst kurzzeitig befand - verschwunden 
ist, hat es nichts dazu beigetragen, 
die immer gespanntere Gefängniskrise 

zu lösen, die jetzt seit zwei Jahren 
besteht ... Allerdings - wenn es über- 
haupt etwas erreicht hat - hat es nur 
zwei Realitäten verstärkt, die,teilwei- 
se seit dem Hungerstreik selbst, viel- 
leicht aus den Augen verloren worden 


sind. Erstens, daß loyalistische Ge- 


fangene politisch und psychologisch un- 
fähig bleiben, einen rigorosen Protest 
gegen eine Gefängnisleitung, die wesent- 
bich loyalistisch ist, zu unterstützen 
(und daß sie sich stattdessen erlauben, 
sich mit Versprechungen, daß die Repres- 
sion gegen republikanische Gefangene 


größer wird, aufkaufen zu lassen). Zwei- 


tens, daß die Zwangsintegration der loy- 
alistischen und republikanischen Gefan- 
genen von den Brits nicht so leicht fal- 
len gelassen wird, da sie eigentlich 

die einzige Stütze der Kriminalisierungs- 
politik der britischen Regierung in den 
Gefängnissen ist, die den Hungerstreik 
von '31 überlebt hat. 


Unter den Nachwirkungen des fehlgeschla- 


genen loyalistischen Protests ist die 


Situation in Magilligan im Moment an- 
scheinend ruhig. Doch ist es nur eini- 
ge Monate her - im Anlauf zum Hunger- 
streik -, daß eine Atmosphäre fast un- 
glaublicher Gewalt herrschte: Gewehrku- 








geln und Sprengkörper explodierten ın 
einigen Waschräumen und Kantinen, bren- 
nend heißes Wasser wurde in die Gesich- 
ter von Gefangenen geschüttet und zwi- 
schen Gefängniswärtern und loyalisti- 
schen Gefangenen wurden Kollusionen or- 
ganisiert, die zu einer ganzen Menge 
gemeiner körperlicher Angriffe auf Re- 
publikaner führten. 


Alle Tatsachen deuten darauf hin, daß 
die Leitung von Magilligan absichtlich 
diese Atmosphäre benutzt; und sie deuter 
auf eine immer strengere Auslegung der 
Knast -Disziplin' (lange Perioden vom 
Erlaß der Haftzeit gehen verloren, der. 
Verlust von 'Privilegien' usw.).hin, 
mit der experimentiert wird. Beides 
soll den Widerstand gegen Zwangsintegra 
tionbrechen, als Auftakt, um das Glei- 
che in Long Kesh zu versuchen (wo Segre- 


gation de facto existiert und wo weit 


mehr Leute im Knast sind und die stärker kill; er wurde danach von der IRA 1982 
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organisiert sind). In Zusammenarbeit 
mit der RUC sollen außerdem potentiell] 
anfällige Gefangene isoliert und einige 
von ihnen als Informanten und bezahlte 
Verräter rekrutiert werden. 

Da die Republikaner in Magilligan den 
gleichen Stand der de facto oder frei- 
willigen Segregation erzielen wollen, 
wie er in Long Kesh existiert, gibt es 
kaum Zweifel daran, daß der Abschnitt 
für eine weitere Gewaltkonfrontation in 
den kommenden Monaten vorgezeichnet ist. 


seit dem "Gardiner-Report' 1975, der den 
Weg dafür ebnete, den Politischen Sta- 
tus bei 'strafbaren Handlungen! zurückzu- 
nehmen - was nach dem 1. März 1976 bin- 
dend wurde -, ist die Forderung nach 
Segregation zwischen Republikanern und 


‚Loyalisten ein zentrales Merkmal des 
 Knastlebens gewesen. | 


Politischer Status ist, nach dem Hunger-- 
streik von Republikanern in 'Crumlin 


‚ Road' ,1972 von der britischen Regierung 


anerkannt worden. Das führte dazu, daß 
verurteilte Gefangene und Internierte 
sich in segregierten Compounds inner- 
halb Long Kesh's aufhalten konnten. Gar- 
diners Empfehlung war, daß in Zuku; 
verurteilte Gefangene in einer Zellen- 





hingerichtet), mit Hilfe von Gefängnis- 





unterbringung (den H-Blocks) völlig in- 
tegriert und als normale Kriminelle be- 
handelt werden sollten. Obwohl die poli- 
tische Bedeutung des Gardiner-Reports 
vielleicht außerhalb der Gefängnisse 
damals nicht weitgehend genug oder 
nicht ganz begriffen worden ist, rea- 
gierten die U-Haft-Gefangenen in der 
Crumlin Road schnell auf die Zwangsin- 
tegrationsversuche. Die erste ernsthaf- 
te Auseinandersetzung passierte am 12. 
Juli 1976, als Republikaner in der Kan- 
tine des C-Flügels Loyalisten den Fern- 
sehbericht über die 12. Orange-Parade 
nicht anschauen ließen. Ein Kampf 

brach aus, in dem die Loyalisten aus 
der Kantine getrieben wurden. 

Daraufhin blieben sie einige Monate für 
24 Stunden in ihren Zellen eingeschlos-. 
sen. An diesem Punkt führte Lenny Mur- 
phy, kommandierender Offizier der UVF, 
im C-Flügel (der 'Metzger' aus Shan- 


wärtern einen Angriff auf eine Gruppe 
republikanischer U-Gefangener, was in 
einem monatelangen physischen Konflikt 
im Gefängnis endete. 

Anfang 1977 wurde ein Kompromiß ausge- 
arbeitet. in dem von der Gefänanislei- 
tung Zeiten fürs Waschen, Essen, Sport 
und Aufschluß festgelegt wurden. Durch 
eine gegeseitige Übereinkunft unter den 
republikanischen und loyalistischen ` 
Fraktionen wurde abgewechselt und (auf-) 
geteilt. Dies resultierte in einem frei- 
willigen System der Segregation. Diese 
Abmachung, die eine friedliche Koexi- 
stenz garantierte, hatte die stille Zu- 
stimmung der Gefängnisleitung in Crum- 
lin Road und ist bis jetzt nicht ge- 
brochen worden. 


Der 'Decken-Protest' in den H-Blocks 
von September '76 an bedeutete, daß 
auch, dort die Integration sich nicht 
materialisierte, wie es die britische 
Regierung gehofft hatte. Die wachsende 
Zahl der 'blanket-men' und das Hygiene- 
Problem, das mit dem Schmutzstreik, der 
im März 1978 anfing, zusammenkam, hieß 
‚daß vielleicht die H-Blocks 3, 4, 5 
und 6 (von ganzen acht Blocks), ganz 
segregierte republikanische Blocks und 















-formale Forderung 











die Loyalisten, Unpolitischen und nicht- 
protestierenden. Republikanern unter ` 
den übrigen Blocks verteilt würden. Die 
protestierenden Gefangenen nahmen die 
nach Segregation in 
ihre Definition der Zusammenlegung, die 
eine der fünf Forderungen während der 
Hungerstreiks 1980 und 1981 bildete, auf, 
nachdem sie bemerkt hatten, daß die 
Leitung Long Keshs versuchen würde, die 
Integration einzuführen, sobald der 
Protest vorbei wäre. Obwohl aber die. 
Protestierenden das Recht, ihre eigene 
Kleidung zu tragen, erhielten, sie teil- 
weise ihren verlorenen Haft-Erlaß zurück- 
bekamen, weniger Beschränkungen bei 
Briefen, Besuchen und Zusammenlegung 
gemacht wurden, lehnte die Leitung es 
ab, bei der Segregationsforderung nach- 
zugeben. 

Doch es ist nicht das Gleiche, eine 
Politik zu haben und sie dann auch 
durchzuführen. Obwohl der Hungerstreik 
am 3. Oktober 1981 zu Ende war, ging 

der Protest gegen Arbeit bis in den 


November des folgenden Jahres weiter. 


Als dieser endete, begann die Gefäng- 
nisbehörde damit, die ungefähr 300 Re- 
publikaner, die protestiert hatten, 
über die Blocks zu verstreuen. Aber 
Unruhe flackerte auf, als die Loyali- 
sten sieh nun in der Minderheit befan- 
den und dies damit erwidert wurde, daß 
sie in ihren Zellen blieben, Fenster 
und Möbel zerstörten und Urin unter ih- 
re Zellentüren lehrten. 


Aus Angst vor einer loyalistischen . 
"Schmutz'-Kampagne verlegte die Leitung 
sie in H3 und H5, wo sie sich stattdes- 
sen in einen Protest gegen Arbeit ein- 
ließen und damit zehn Tage Haft-Erlaß 
pro Monat verloren. Aber im März 1984 
erklärten diese Loyalisten sich wieder ` 
'arbeitsfähig', da sie von einigen Top- 
UVF-Männern, die im vorhergehenden April 


in den Knast kamen, weil der Loyalist 


Joe Benett sie verraten hatte, 'aufge- 
baut' wurden. Die sofortige Antwort der 
Leitung war, einen integrierten Flügel 


-in H2 zu eröffnen, wohin sie zehn Repu- 


blikaner und zehn Loyalisten verlegten. 
Sofort brach eine Schlägerei aus, ge- 
folgt von 24 Stunden Einschluß; und 
wieder wurde Urin unter die Zellentüren 
geleert. Gefängniswärter beklagten sich 
bei der Leitung über ihre Arbeitsbedin- 
gungen, und der integrierte Flügel wur- 
de aufgelöst. Seit damals besteht ein 
instabiles Gleichgewicht ın den H-Blocks 
von Long Kesh. l | 

Da sie auf dieser Ebene keine größeren 
Konfrontationen im Knast riskieren wol- 


` len und sie anscheinend unter internem 


Druck der 'Prison Officers Association' 
stehen und sie trotzdem an die Empfehlun- 
gen des Hennessy-Reports, der dem Mas- 
senausbruch von 38 Republikanern am 25. 
September 1983 folgte, gebunden sind, 

hat die Leitung von Long Kesh sich für 
eine Situation ausgesprochen, in der es 
in jedem Block sowohl republikanische 

als auch loyalistische Gefangene, aber 


in.segregierten Flügeln, gibt. Gemeinsame 


Einrichtungen wie Einrichtungen zur Er- 
holung und Unterhaltung, workshops usw., 
funktionieren 'nicht-offiziell' nach dem 
Prinzip der Abwechslung, das in Crumlin- 
Road-Gefängnis angewandt wird, obwohl 
die Einschränkungen, die seit dem Ge- 
fängnisausbruch vom Gefängnispersonal an 
die republikanische Gefangenenbewegung 
verhängt worden sind, sowieso bedeutet 
haben, daß workshops geschlossen und 

sie auf die Flügel begrenzt wurden. 


Dies heißt paradoxerweise, daß Republi- 
kaner im Moment keine Gefängnisarbeit 
machen, außer den Flügel instand zu hal- 
ten (eine der ursprünglichen fünf For- 
derungen) und in Haftbedingungen zu le- 
ben, die ein republianischer Gefangener 
als "Bedingungen wie mit Politischem 
Status! beschrieben hat. Unter den acht 


Blocks in Long Kesh gibt es - der Lei- 
tung zufolge - gegenwärtig 15 republi- 
kanische Flügel, neun loyalistische Flü- 
yel und neun "gemischte' Flügel, in de- 
nen sich unpolitische Gefangene, unzu- 
verlässige politische Gefangene, "wie- 
dergeborene' Christen usw., aber wenige 
Republikaner befinden. 


Das Magilligan-Gefängnis, das an der 
Nordküste Derrys liegt und nur aus drei 
H-Blocks besteht, war entworfen, um als 
Kurzzeitgefängnis mit relativ geringer 
Sicherheit zu funktionieren. Dort waren 
Gefangene mit kurzen Haftstrafen oder 
‚solche, die dem Ende ihrer Gefängnis- 
zeit entgegengingen. Bis Anfang 1983 
waren dort ziemlich wenige Republika- 
ner, aber die Bemühungen, aus takti- 
schen Gründen die Übermacht der Repu- 
blikaner in Long Kesh zu reduzieren, 
nachdem sie ihren Protest gegen Arbeit 
am 1. November 1982 beendet hatten, 
führte dazu, einige von ihnen nach Ma- 
gilligan zu verlegen. 
Die Loyalisten antworteten auf das En- 
de der republikanischen Kampagne gegen 
Arbeit, die den Republikanern zum er- 
sten Mal Zutritt zu Gebieten des Ge- 
fängnisses gab, über die bisher die 
Loyalisten C 


EN D 


gehabt hatten: sie fingen eine Kampag- 
‘ne für Segregation in Long Kesh und Ma- 
gilligan an. Diese Initiative nahm so- 
wohl in Magilligan als auch Long Kesh 
die Form eines "Schmutzstreiks an. Die 
Loyalisten glaubten, er hätte als Er- 
gebnis, daß die Republikaner aus den 
protestierenden Flügeln verlegt wür- 
den (was am Anfang des republikanischen 


Hafterlaß. Kein Loyalist, der darin 
verwickelt war, wurde bestraft. 


Im November betraten in H3 bis zu 18 
Loyalisten eine Kantine und griffen 

eine kleine Gruppe Republikaner mit 

den verschiedensten Waffen an. Die Ge- 
fängniswärter, die sich aus dem Flügel 
zurückgezogen hatten und vor dem Angriff 
die Flügel geschlossen hatten, warteten 
zehn Minuten, bis sie eine Aufruhrtrup- 
pe schickten, die die Loyalisten unbe- 
helligt in ihre Zelle eskortierte, be-. 
vor sie die Republikaner aufs brutal- 
ste zusammengeschlagen hatten, so daß 
mehrere von ihnen ins Krankenhaus einge- 
liefert werden mußten. 
Die meisten der Republikaner wurden an- 
geklagt, einen '"Aufruhr' initiiert zu 
haben! Das Jahr 1984 bestätigte die dra- 
matische Eskalation der Ereignisse. ` 
Während der ersten Februarwoche entka- 
men Loyalisten-knapp in H3 knapp einer 


‚Verletzung in einem Waschraum, als nur 


Nend hatte ein Wärter eine Oran 


die Zündkapsel einer kleinen Bombe ex- 
plodierte. Weniger als zwei Monate Spä- 
ter wurde eine Zündkapsel im Besuchs- 
bereich des Gefängnisses entdeckt; sie 
war in einer Orange versteckt. Anschei- 






Schmutzstreiks 1978 passiert war). Statt- We 


dessen 'spaltete' die Knastleitung die 
Flügel nur auf, indem sie die loyalisti- 
schen Protestierenden in das eine Ende 
des Flügels einsperrten. | 
Nach weniger als einem Monat ging der 
Schmutzstreik zuende, aber die Loyali- 
sten blieben 23 Stunden eingeschlossen 
“und verließen die Kantinen der drei 
Blocks, während die Republikaner aßen 
oder Zusammenlegung hatten, obwohl die 
Gefängniswärter sich tobend bemühten, 
sie dazu zu bringen, die Kantinen zu 
betreten. „Im Oktober 1983 jedoch nahm 
die loyalistische 'Kampagne' eine neue 
gemeine Richtung an. Einige Loyalisten 
betraten eines Morgens die Kantine in 
H2 und griffen eine kleinere Gruppe ah- 
nungsloser Republikaner mit Billiardku- 
.geln, Bürstengriffen, Küchengeräten 
und Stühlen an. Ein Aufruhr entstand; 
die Republikaner wurden dafür verant- ` 
wortlich gemacht und daraufhin bestraft. 


Im folgenden Monat explodierten Gewehr- 
kugeln, die auf einer Kochplatte liegen- 
gelassen worden waren und offensichtlich 
von Republikanern stammten, in einer 
Kantine in H2, während Loyalisten sich 
in ihr aufhielten. Bei einer Durchsu- 
chung, die Wärter daraufhin durchführ- 
ten, wurde eine kleine Menge Explosiv- 
stoffe in den Blocks gefunden. Das Mu- 
ster der Ereignisse war in H1 und H3 
ähnlich. Im Oktober explodierten Kugeln 
in HI und Explosivstoffe wurden im fol- 
genden Monat im 'A'-Flügel gefunden. 

Im 'B'-Flügel versuchten die Wärter, Re- 
publikaner und Loyalisten im Waschraum 
zu integrieren. Eine Aufruhrtruppe wur- 
de gegen die. Republikaner losgelassen, 
nachdem Streitereien ausgebrochen waren. 


Sieben Republikaner verloren danach 
zwischen drei Wochen und drei Monaten ` 


Š einem Paket eines Gef 
' Ë um sie zu essen, aber nachdem er die 
= Sprengkapsel gefunden hatte, wußte er ` 


SA. 
CE 





e angenen gestohlen, 


nicht mehr, aus welchem Paket sie stamm- 
tes 

Anfang 1984 begann die Magilligan-Lei- 
tung die Sache mit der Segregation auf 
den ' D'-Flügel von H2 und die vier ` 
Flügel von H3 zu '"konzentrieren'. Sie 
verlegten jeden republikanischen Orga- 
nisator von H1 und schlossen sie zum ` 
Großteil mit unpolitischen und nicht- 
betroffenen Gefangenen zusammen, in 
einem Verhältnis 2:1 von Protestanten 
und Katholiken. Es hat wenige Vorfälle 
im ganzen Jahr 1984 gegeben, und der 
Block ist jetzt in jeder Hinsicht inte- 
griert. In H2 umfassen die 'A'- und 
"B'-Flügel jetzt hauptsächlich unpoliti- 
¿sche Gefangene mit Kurzstrafen, wobei 
wiederum die Protestanten dominieren. 
Der 'C'-Flügel wurde seit Juli lerr 
gelassen, um ihn als Bestrafungsflügel 
zu benutzen. 


Zwischen April und September 1984 be- 
gann die Leitung nun eine konzertierte 
Politik: der harte Kern der republika- `` 
nischen Aktivisten wurde in fünf Flügeln 
des Gefängnissses konzentriert. Es wurden 
Kollisionen - loyalistische Angriffe auf 
Republikaner - organisiert, um den Be-. 
schluß der Republikaner, die Segregation 


in diesen Flügeln zu forcieren, zu bre-. 
chen und die Loyalisten zu überreden, 





q 


nicht mehr auf Segregation zu bestehen. 
Seit die Loyalisten es ablehnten, die 
Kantinen während der Essenszeit zu be- 


treten, war der erste Zug der Leitung, 
alle Gefangene- Republikaner und Loya- 
listen - zu zwingen, ihre Mahlzeiten 

in ihren Zellen einzunehmen. Doch be- 
setzten die Republikaner immer noch die 
Kantinen für ihre Zusammenlegung am 
Abend, während die Loyalisten in ihren 
Zellen blieben. Top-Gefängniswärter en- 
gagierten sich über Sommermonate hin 

in langatmigen Diskussionen mit dem loy- 
alistischen Flügel 0/C; sie machten ein 
Angebot, das die Loyalisten dazu brin- 
gen sollte, sich zu bemühen, sich wäh- 
rend der Abende in den Kantinen zu in- 
tegrieren. Das Ergebnis war - republika- 
nischen Gefangenen zufolge - eine form- 
lose Übereinkunft, daß die Gefängniswär- 
ter für loyalistische Angriffe Anlässe, 
die von Republikanern ausgehen, arran- 
gieren und danach die Republikaner mit 
Tätlichkeiten und mit harten Verlusten 
von Hafterlaß, Zusammenlegung und ande- 
ren 'Privilegien' bestrafen würden. Es 
wurde gesagt, daß die Gefängniswärter, 
die diese Politik koordinierten, Mc 
Ilveen (höchster Sicherheitsbeamter) 

und Hutchinson und Hillen (oberste Be- 
amte) hießen. Dieses Trio war persön- 
lich an einigen oder mehr als 40 Angrif- 
fen auf republikanische Gefangene in H2 
und H3 Zwischen April und September be- 
teiligt. | 

Diese Angriffe hatten ein ähnliches 
Muster: Einem oder zwei Republikanern 
wurde erlaubt, in eine Kantine oder ei- 
nen Hof, um Sport zu treiben, zu gehen, 
wo sie eine große Gruppe Loyalisten er- 
wartete. Nachdem sie sie körperlich an- 
gegriffen hatten, wurden sie bei mehre- 
ren Gelegenheiten auch von Gefängniswär- 
tern geschlagen, bevor sie angeklagt 
wurden, tätlich geworden zu sein oder 
Aufruhr provoziert zu haben. Hand in 
Hand mit dieser Brutalisierungspolitik 

- zu der auch die Kollusion einiger Ge- 
fängniswärter mit Loyalisten im letzten 
Juli gehörte, die Gift hineinschmuggel- 
ten, um das Essen der Republikaner zu 
verseuchen - ging, daß die Leitung eine 
noch härtere Bestrafung und kleinliche 
Beschränkungen forcierte. 

Dies umfaßte, daß die Lern- und Unter- 
haltungsmöglichkeiten im "D'-Flügel von 
H2 und H3 nicht mehr angeboten, regelmäs- 
sige Verlegungen zwischen den Flügeln und 
häufige körperliche Durchsuchungen (strip- 
searching) gemacht wurden. Diese Intensi- 
vierung und erneuten Versuche, in den 
Flügeln Integration zu forcieren, war 


zufällig zur gleichen Zeit wie die An- 
kunft des neuen Gouverneurs Semple in 
Magilligan im Juli. Doch republikani- 
Sche Gefangene - die sich noch immer 
einer zahlenmäßigen Übermacht erfreuten - 
reagierten damit, daß sie bei einigen 
Gelegenheiten Loyalisten mit kochendem 
Wasser angriffen und andauernd ablehn- 
ten, sich zu integrieren. 








Neuer Angriff auf Angehörige der 
politischen Gefangenen 


Im Juni-"blättle' war der Beschluß des 
BGH-Ermittlungsrichters Kuhn abgedruckt, 


.mit dem er Verena Lauterbach von vorn- 


herein vom Besuch bei Claudia Wanners- 
dorf ausgeschlossen hat. 


Jetzt machte die Bundesanwaltschaft 
(BAW) eine Wohnungsdurchsuchung in West- 
Berlin bei W., die in der Angehörigen- 
Gruppe arbeitet. Dies war bereits die 
zweite Staatsschutzaktion gegen sie: 

Im April war sie aus dem letzten Zug 
nach West-Berlin an der Ostgrenze der 
BRD rausgeholt worden. Sie wurde ge- 
zwungen, sich nackt auszuziehen, der 

SS war scharf auf Papier, es gab aber 
nichts. So kopierten die Beamten dann 
W.'s Adressbüchlein. Den Rest der Nacht. 
konnte sie auf dem Bahnsteig bis zur 
Ankunft des ersten Zuges verbringen. 


Als "Gründe' für die Haussuchung dien- 
te der BAW ein Telefongespräch zu Weih- 
nachten letzten Jahres, das W. mit An- 
gehörigen geführt hatte, deren Tochter 
von der Polizei als Mitglied der RAF 
gesucht wird. Die Mutter hatte Angst 

um ihre Tochter, und W. versuchte sie 
zu beruhigen. Das benützte die BAW, um 
W. Kontakte zu der gesuchten Frau: zu 
unterstellen. Der BGH-Ermittlungsrichter 
Gollwitzer schreibt dann weiter in sei- 
nem Durchsuchungsbefehl vom 10. Mai 
1985: 

"Die (von der BAW) beantragte Durchsu- 
chung ist deshalb zur Auffindung ent- 
Sprechender Beweismittel, aus denen 
sich Art und Umfang solcher Kontakte 
ergeben, erforderlich und geboten. 

Dies gilt insbesondere auch deshalb, 
weil die Verdächtige seit langem in. 


der sogenannten "Verwandtenarbeit' tä- 


tig ist und sich in dieser Eigenschaft 
wiederholt und nachdrücklich für die 
Belange der 'RAF' bzw. ihrer Mitglie- 
der eingesetzt hat." 


‚Wie die Durchsuchung, sprich Heimsuchung 


ablief, beschreibt der folgende Be- 
richt. 

“Hier die Fortsetzung zur zugkontrolle: 
am donnerstag, den 30. mai, um 6.15 uhr 
wurde ich durch zwei schläge an die tür 
geweckt und dann standen zwei typen mit 
waffen und schutzschild an meinem bett. 


die wohnung füllte sich dann mit zivi- 
len personen, von denen sich einer als 
bundesanwalt jost vorstellte. und mir 
den beiliegenden durchsuchungsbefeh] 
gab. 

meine kleine tochter war zum glück ver- 
reist. der 15jährigen wurde die decke 
weggezogen und von einem beamten (?), 
der rechts die waffe hielt, wurde ihr 
eine hose aufs hochbett geworfen. as 
meiner mitbewohnerin, wurde die decke 
weggezogen, und sie muñte sich an 

die wand stellen mit erhobenen armen. 





I Hallo,. 


die hauptarbeit der leute, soweit ich 
das alles mitkriegen konnte: fotogra- 
fieren - wie verrückt -, sogar unser 
miniklö. in meinem zimmer und an sämt- 
lichen türen die suche nach fingerab- 
drücken. an meinem schreibtisch, fen- 
ster, ein glas auf dem tisch, vase auf 
dem regal, plastikhülle im papierkorb. 


mitgenommen haben sie: das telefonver- 
zeichnis, das sie neulich im zug ko- 
piert haben, ein telefonbüchlein, eine 
adressenliste (gefangene, anwälte, ver- 
wandte) und einen stadtplan aus karls- 
ruhe. 
nach etwa zwei stunden gingen sie wie- 
der, der staatsanwalt sagte auf meine 
frage, wer den dreck wieder weg macht, 
ich könnte eine putzfrau nehmen und ih- 
nen die rechnung zuschicken. ..." 


Daß der BAW 'Gründe' billig sind, wis- 
sen wir. Der Zweck der Durchsuchung war 
Terror, Einschüchterung, und dazu zeigt 
sie natürlich den Haß der BAW auf die 
Angehörigen und ebenso alle, die für 
die Zusammenlegung kämpfen. Sie ist ein 
Schritt im Versuch der BAW, heißt des 


Staates, nach der politischen Niederlage, 
die der Hungerstreik für den Staat war, 
wieder offensiv zu werden, d.h. mit der 
Kriminalisierung des Widerstandes wieder 
voranzukommen. Kriminalisierung der An- 
gehörigen heißt natürlich deren morali- 
sche Diskreditierung, d.h. der beab- 
sichtigten Zerstörung ihrer Glaubwürdig- 
keit. 

Es ist klar, daß der Staat mit solchen 
Angriffen fortfahren wird, aber es liegt 
an uns, ob er tatsächlich aus seiner De- 
fensive herauskommt. 


„eserbrief aus Kansas 
—— Di DERAUSAS: 


Ich bin ein Gefangener im. 
staatsgefängnis und sitze hier 
eine lange Strafe ab.Ich nehme an 
Kursen der Universität von Kansas 
teil,die hier im Knast gegeben 
werden. Noch vor nde diesen Jahres 
sollte ich mein B.A. (Bachelor of 


Arts)von der Fakultät für Sozio- 


logie bekommen.Ich habe mich bis- 


her vor allem mit dem Studium fol- 
gender Themen befasst:Feminismus, 
Knaste,Frauenknäste u.d. In den. 
letzten 6-3 Monaten habe ich Mat- 


erial über!FRAUGN, PULLTISCHR GE- 


PANGENS IN DER BRö'gesammelt, 
Da ich im Knast bin,kann ich ~ 
meine Nachforschungen nur durch 


Briefe wie diesen und anderes ge- 


schriebenes Material durchführen.. 


‚ennt Ihr jemanden,der/die an 


dieser Arbeit interessiert wäre“ 
ich würde mich sehr gerne mit 
Leuten über dieses Thema "unter- 
nalten!.Der Begrifftpolitisch! 
beinhaltet für mich:Anti-AKW,Anti- 


/ergewaltigung, Anti-NATı ;militante 


und pazifistische Aktivisten. 


eine Analyse ist noch nicht voll 


ausgereift und nicht festgefahren 
Kundəgmatisch). 


cn nhöffe sehr von such zu horen. 
JaArEY. 


Veve ich kann zwar etwas Deutsch 


esen,aber nur sehr schlecht deutsch 


Schreiben, 


Bitte schreibt an: 

Larry a. GiddingsZflo917-o86 
Pel BOX 1900. 
„Leavenworth, Kansas 06048 


Pasay sa 


Eine neue Straftat: 





Solidarität mit »Nicht-Reuigen« 


Zu den Verhaftungen in Italien am 8. Febru: Schrift öffentlich von all ihren Lesern 


ar 1985 (Flugblatt, übersetzt) 
EINE NEUE STRAFTAT: SOLIDARITAT MIT 


NICHTREUTGEN 


Am 8. Februar wurden die folgenden Ge- 
nossen auf Anordnung der veneziani- 
‘schen Staatsanwaltschaft verhaftet: a 
Guiseppe Maj, Verleger vom "Bolletino 
und anderen marxistischen Publikatio- 
nen; Donatella Bassi, aus dem Komitee 

. der Angehörigen der politischen Gefan- 
genen aus Mailand; Paolo Dorigo und Do- 
menico Melio vom marxistisch-leninisti- 
schen Dokumentationszentrum Mestre, Ve- 
‚ nedig; Anna Paola Zonca aus dem venezi- 
anischen .‚Angehörigenkomitee. 


Außerdem haben dieselben Richter mehrere 
- Durchsuchungen veranlaßt. Unter ande- 
rem wurden durchsucht: die Buchhand- 
lung Calucha in Mailand, wo das Bolle- 
tino seine Postadresse hat; Radio Gam- 
ma 5 aus der Nähe von Padua, das die 
Sendungen des Solidaritätskomitees mit 
den. politischen Gefangenen aus Padua 
ausstrahlt; der Sitz "Circolo porta 
romana" in Mailand, wo - neben vielen 
anderen Versammlungen - auch das Komi- ` 
tee der Angehörigen der politischen 
Gefangenen seine Treffen abhält. 


Wie die Genossen und Leser aus dem 
Haftbefehl entnehmen können, ist heute 
in Italien, das eine "sozialistische" 
Regierung hat, folgendes strafbar: 


- "Solidaritätskampagnen, sowohl mora- 
lisch als auch materiell, für inhaf- 
tierte Terroristen, die sich als Mit- 
glieder der Roten Brigaden begrei- 
fen..." (Punkt 3 der Begründung des 
Haftbefehls) | 

- "Die Koordinierung des Komitees und 
seine Zeitung ins Leben gerufen zu 
haben" (Pkt.1) 

- "Briefe und Beiträge des harten Kerns 
der Roten Brigaden..." gedruckt zu 
haben (Pkt.2) 

= "Ratschläge, Kritik und Anweisungen 
über das tipographische Aussehen des 
.Bolletino" von einem Gefangenen be- 
kommen zu haben (Pkt.4) 

- "Mit ehemaligen Gefangenen aus den 

Roten Brigaden, die nicht reuig sind, 
und die entweder aus gesundheitli- ` 
chen Gründen oder wegen des Ablaufs 
der Untersuchungshaft +) aus dem 
Knast entlassen worden sind", Kontakt 
gehabt zu haben. (Pkt. 5,6 und 7) ` 

- "Verwandte von nichtreuigen Brigadi- 
sten, die heute noch in Hoehsicher- 
heitstrakte gesperrt sind", getroffen 

zu haben. (Pkt. 8) 

- Sich folgendermaßen verhalten zu ha- 
ben: "An Versammlungen gegen die ` 
NATO, gegen Atomwaffen oder gegen die 
Anwesenheit italienischer Truppen im 
Ausland, an .Fabrikversammlungen, Ver- 
sammlungen von Stadtteilkomitees", 
teilgenommen zu haben. Das alles na- 
türlich mit dem verächtlichen Ziel, 
nach den "Anweisungen, die die Roten 
Brigaden ihren Militanten mit der 
Broschüre Nr. 19 vom März '85 -aufge- 
tragen haben", sich an "wichtigen 
Massenbewegungen" beteiligt zu haben. 
(Pkt.9) 


Das zielt also offensichtlich auf die 
Kriminalisierung eines Verhaltens von 
Millionen von Menschen, wie die Teil- 


nahme an öffentlichen Versammlungen; das 


bedeutet zudem die Verweigerung des a 
Rechts einer Zeitung, Vorschläge, Kriti- 
ken und Beiträge von ihren Lesern zu er- 


halten. Beiträge, die gerade eine Zeit- 










verlangt, sowohl von den "freien" Bür- 
gern, als auch von den Gefangenen. Das 
bedeutet darüber hinaus die Anfechtung 
des Legalitätsstatus eines Komitees (es 
handelt sich hier um das Komitee aus 
Paris), das in einem anderen Land legal 
existiert und dort über eine öffentli- 
che Adresse verfügt. 


Der Richter macht sich sogar so lächer- ` 


lich, dem Bolletino seine Funktich ver- 
weigern zu wollen, d.h. die Beiträge 


der einzelnen Komitees, die in der Koor- 


dinierung zusammengefaßt sind, zu ver- 
bieten. 


lich um die Einführung eines neuen De- 
likts, und zwar darum: "die radikalste 
Opposition gegen eine politische Lö- 
sung mit den Gefangenen ..." t? zu 
Ser. FRKE TO 


Kurz gesagt: Es ist heute in Italien 


strafbar, nicht mit dem Plan der "Dis- 


soziierung" und der "Reue" einverstan- 
den zu sein, den einige politische Ge- 
fangene auf Anweisung der Richter, Po- 
lizisten, Priester und 
Parteien vollzogen haben. 


Wir warten jetzt nur darauf, daß es die 
Richter im neuen Strafgesetzbuch als 
Rechtsbruch festlegen, sich mit "Nicht- 
reuigen" zu schreiben und sie zu besu- 
chen. 

Auch wenn sie es gern so hätten: Wir 
sind dagegen, sich vom Klassenkampf zu 
distanzieren. Wir sind auch gegen jeg- 
liche politische Lösung,also gegen das 
Privileg für wenige, das dem Zie] die- 


Das Programm und die mittelfristigen Zie- nen’Soll, die Kommunisten, die Revolu- 


le, die den Beschuldigten völlig unbe- 
gründet zugeschoben werden; die Andeu- 
tungen und die Vermutungen sind alles 
Produkte der fantasievollen veneziani- 
schen Richter und stützen sich auf kei- 
nerlei Beweise. Aber das ist kein Skan- 
dal mehr in der italienischen Praxis der 
Sondergesetzgebung. 

Dieses Mal jedoch beziehen sie sich auch 
auf keine konkreten Tatsachen mehr. 


Es handelt sich also um einen brutalen 
Angriff dagegen, sich zu einer Gruppe 


zuSammenzuschließen und gegen die Informa- 


tionsfreiheit. 

Es ist der erbärmliche Versuch, jegliche 
Form von schriftlicher oder öffentlicher 
Kommunikation zu kriminalisieren, deren 
Inhalte oppositionel] gegenüber dem 
Staat und seiner Politik sind. Es ist 
der Versuch, jede autonome Organisation 
außerhalb der Parteien und Gewerkschaf- 
ten zu kriminalisieren, die in der Tra- 
dition der kämpfenden proletarischen 


Klasse bleibt. Es handelt sich schließ- 


OBERLANDESGERICHT FRANKFURT AM MAIN 
BESCHLUSS 

| In dem Ermittlungsverfahren 
gegen Margit Schiller N 

- Verteidiger ... 


03.1985 auf Feststellung der Entschädi- 
gungspflicht der Staatskasse abgelehnt. 


Gründe: 





Der Antrag auf Feststellung der Ent- 
schädigungspflicht ist zulässig, aber 
in der Sache nicht gerechtfertigt. 






S. 1 StrEG ausgeschlossen, weil die 
Antragstellerin die Strafverfolgungs- 
maßnahmen zumindest grob fahrlässig 
verursacht hat. 









Die lange Zeit der Terroristenszene 
‘verbundene Antragstellerin, die wegen 
Unterstützung der Baader-Meinhof-Bande 
als krimineller Vereinigung zweimal 
rechtskräftig zu mehrjährigen Frei- 
heitsstrafen verurteilt worden ist, hat 
nach ihrer -Strafverbüßung vom 01. Juni 
1980 bis 12. April 1983 mit der am 19. 
12.1983 wegen Unterstützung einer ter- 
roristischen Vereinigung zu Freiheits- 
strafe verurteilten Monika Krobs zusam- 
mengewohnt. In der gemeinsamen Wohnung 
ist belastendes Material gefunden wor- 
den, von dem zunächst nicht feststand, 
ob es von der Mitbewohnerin Krobs oder 
der Antragstellerin. stammte. Die An- 
tragstellerin hat ferner an zahlrei- 
chen Aktivitäten zur Unterstützung der 
















Etikett der Verbesserung der Haftbedin- 
gungen der einsitzenden Gewalttäter. 









= ten. Wir sind 


| wird der Antrag der Beschuldigten vom 13. 


Eine Entschädigung ist nach § 5 Abs. II ` 


[ "RAF" teilgenommen, wenn auch unter dem 


tionäre und die proletarischen Gefange- 
nen zu kriminalisieren und zu vernich-. 
gegen jeden politischen 
Vorschlag, der: wie das |Zuckerbrot aus- 
sieht und in Wirklichkeit Spaltung, Ver- 
zweiflung und Rückschritte im Kampf 


der Proletarier drinnen und draußen be- 
deutet. 


IL BOLLETINO del Coordinamento 
dei Domitato contra la Repression 


* 
Aufgrund der oft jahrelangen U-Haft 
in Italien werden Gefangene häufig 
aus dem Knast entlassen, um dann 
draußen auf ihren Prozeß zu warten. 
n "politische Lösung mit den Gefange- 
nen" bedeutet: den Deal, den einige 
Gefangene mit dem italienischen 
Staat gemacht haben, sich vom-be- 
waffneten Kampf zu distanzieren, ab- 
zuschwören und dafür kürzere Zeit 


im Knast zu sitzen. 
| X- X > 
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Wer - wie die Antragstellerin - durch 
frühere Aktivitäten in der Terroristen- 
szene aufgefallen ist, hätte das Sympa- 
thisantenmilieu und das Umfeld meiden 
müssen und sich nicht diesem bekannten ` 
Kreis bewegen und aktiv tätig sein dür- 
fen, um sich nicht dem Verdacht auszu- 
setzen, weiterhin Straftaten mit zu > 
planen und zu begehen, die heute noch 
von diesem Personenkreis gebilligt und. 





. propagiert werden. 


Der Antragstellerin ist somit vorzuwer- 
fen, daß sie sich durch grobe Fahrläs- 
sigkeit in eine für sie vermeidbare vor- 
hersehbare Situation gebracht hat, die 
zunächst aus der Sicht der Strafverfol- 
gungsbehörden strafbare Handlungen ver- 
muten ließen und deren Maßnahmen recht- 
fertigen. Durch ihr ganzes Verhalten 

hat die Antragstellerin in hohem Maße 
die Sorgfalt außer Acht gelassen, die 
eine verständige, dem Terrorismus abge- 
schworene Persönlichkeit in gleicher La-: 
ge aufwenden würde, um sich vor Schäden 
durch Strafverfolgungsmaßnahmen zu 
Schützen. 


Frankfurt am Main, den 09. Mai 1985 
Oberlandesgericht-- 4. Strafsenat 


Dr. Adam Dr. Schnab] Wirbelauer 


der bürgerlichen 
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Aufruf puertoricanischer Kriegsgefangener 


An alle progressiven Menschen 


Von den puertoricanischen Kriegsgefan- 
genen - Alejandrina Torres, Edwin 
Cortés und Alberto Rodriguez 


Erna n e 

Im Februar 1985 hat Jos& Rodriguez über 
seinen Anwalt David Thomas einen An- 
trag auf Revision an den obersten Ge- 
richtshof der Vereinigten Staaten ge- 
Stellt. Jos& ist einer von vier auto- 
nomen puertoricanischen Aktivisten, 

die mit. der Anklage, Mitglieder der 
FALN (Fuerzas Armadas de Liberacion 


Nacional - bewaffnete Kräfte der natio- ` 


nalen Befreiung) zu sein, verhaftet 


‚wurden. Diese Anklage lautet auf 


"aufrührerische Verschwörung". Verhaf- 
tet waren sie am 29. Juni 1983 in Chi- 
cago worden. 3 | 

Dieser Antrag ist der erste Schritt, 

um den Obersten Gerichtshof zu veran- 
lassen, das Revisionsurteil eines 
Landgerichts zu überprüfen. Das Urteil 
eines Landrichters, wonach Video-Auf- 
zeichnungen, die durch die Polizei 
besorgt worden waren, illegal beschafft 
und damit nicht gerichtsverwertbar sei- 
en, war durch den 7. Bezirksgerichts- 
hof für Revisionsentscheidungen (auf 
Staatenebene) aufgehoben worden. Genos- 
se JOSë hat sich nach vielen Diskussio- 
nen und reiflicher Überlegung dazu 
entschlossen, diesen Fall vor den Ober- 
Sten Gerichtshof zu bringen. Ange- 
sichts der Tatsache, daß drei der in 
diesem Fall betroffenen vier (Genos- 
sen) für sich den Kriegsgefangenensta- 
tus beanspruchen; ferner daß die US- 
Regierung wieder einmal den Kriegszu- 
stand zwischen den USA und Puerto Ri- 
co anerkennt und daß das Urteil dieses 
Berufungsgericht gefährliche Juristi- 
sche Richtlinien enthält, die die Um- 
wandlung des Faschismus von der Theo- 
rie zur Praxis beschleunigen, halten 
wir es für wichtig, unser Handeln un- 
seren (Lands-)Leuten und der Bewegung 
zu erklären. Über das Schweigen der 
fortschrittlichen und demokratischen 
Einzelpersonen und Organisationen zu 
diesem Fall, besonders derjenigen, 

die den Kampf im Rahmen der Legalität 
gewählt haben, sind wir erschrocken. 
Hat der schrille Ruf der Regierung 
des "Terrorismus" sie so verängstigt, 
daß sie nur noch mit einem blinden Au- 
ge die subtilen, aber eindeutigen Ver- 
änderungen hin zum Faschismus wahrneh- 
men? | 
Bevor wir auf diese Dinge eingehen, 
wollen wir eine kurze Zusammenfassung 
der Ereignisse seit dem 29. Juni 1983 
geben.An diesem Tag wurden wir, Alejan- 
drina Torres, Edwin Cortës, Alberto 
Rodriguez und Jos& Rodriguez in ver- 
Schiedenen Teilen der Stadt durch ein 
Aufgebot von mehr als 100 Polizisten 
Stadt- und Landes-) verhaftet. Bar- 
fuß und in Ketten wurden wir zu einer 
vorbereiteten gerichtlichen Anhörung 
verbracht, Pressevertreter befanden 
sich schon dort, und der Friedensrich- 
ter verlas einen vorbereiteten Bericht. 
Wir wurden der "aufrührerischen Ver- 
Schwörung" (i.e. Absprache zwischen 
zwei und mehr Personen, die Autorität 
der US-Regierung mit Gewalt zu bekämp- 
fen) beschuldigt und setzte zugleich 
außerordentlich hohe Kautionen fest, 
Dann kamen wir in Isolationszeljen im 


. Metropolitan Correctional Center (MCC 


- stadtische Besserungsanstalt"). 0b- 
wohl wir praktisch nicht miteinander 
reden konnten, trafen wir die kollek- 
tive Entscheidung, daß Torres, Cortês 
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und A. Rodriguez für sich den Kriegs- 
gefangenenstatus beanspruchen, während 
Jose Rodriguez sich als politischen Ge- 
fangenen bezeichnete. 


Wir haben uns aufgrund der wahrlich ko- 
lonialen Beziehung zwischen den USA 

und Puerto Rico dazu entschlossen, den 
Kriegsgefangenenstatus zu beanspruchen. 
1898 fiel das US-Militär in Puerto Rico 
ein und begründete eine Militärregie- 
rung, um jeglichen Widerstand gegen 
seine Herrschaft zu unterdrücken. Als 
ihre militärische Vormachtstellung ge- 
sichert war, begannen sie, die an ihren 
Anfängen stehende nationale Wirtschaft 


Puerto Ricos zu zerstören und die poli- 


tische Verwaltung neu aufzubauen, um 
so ihre koloniale Herrschaft zu erhal- 
ten. Von besonderer Bedeutung waren 


hierfür vor allem der Foraker Act (1900) 


und der Jones Act (1917). Dadurch wurde 
Puerto Rico vom US-Kongreß regiert, 

und gegen ihren ausdrücklichen Willen 
der puertoricanischen Bevölkerung die 
US-Staatsbürgerschaft aufgezwungen. 
Ebenso wurde dadurch eine zivile kolo- 


niale Verwaltung aufgebaut, die zunächst 
vom US-Militär, erst Später von Einwohner 


geleitet wurde. Wer immer .auch an der 
Spitze Puerto Ricos sitzen mag, die 
tatsächliche Macht liegt in Washington, 
DC. 


Die US-Politik gegenüber Puerto Rico 


kann nur als eine des Völkermords be- 
zeichnet werden. Seit Beginn der US- 
Herrschaft war es deren Ziel, die pu- 
ertoricanische Nation völlig auszurot- 
ten. Der erste Schritt dazu bestand in 
dem Versuch, unsere Sprache durch das 
Englisch zu ersetzen. Die Politik des 
Völkermords geht heute durch die Ein- 
führung des politisch-wirtschaftlichen 
und militärischen Projekts mit dem Na- 
men PLAN 2020 weiter (in der nächsten 
Ausgabe des "blättle" bringen wir mit 
dem Interview des Genossen Massol, das 
er kürzlich gegeben hat, einen ausführ- 
lichen Bericht über diesen Plan 2020). 


Ziel ist es, die Insel in einen riesi- 
gen industriell (Bergwerke) - militä- 
rischen Komplex zu verwandeln.Zu dessen 
Durchführung ist die massive Entvölke- 
rung der Insel erforderlich. Um dies 

zu bewerkstelligen, wurden bisher vor 
allem zwei Methoden angewandt: 
Zwangsterilisation der Puertoricanerin- 
nen und Emmigration auf das US-Fest- 
land, Gegenwärtig sind mehr als 40 % 
aller Puertoricanerinnen im gebärfähi- 
gen Alter sterilisiert, und mehr als 
ein Drittel aller Puertoricaner leben 
in den USA, wo sie auf die schlimmste 
Weise ausgebeutet und unterdrückt wer- 
den. 


Trotz dieser Politik des Völkermords 
und der militärischen Unterdrückung 
haben die Puertoricaner in ihrer Ge- . 


schichte ständig gegen den US-Imperia- 
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lismus gekämpft. Selbst nach 87 Jahren 
Kolonialherrschaft gibt es immer noch 
deutliche Unterschiede zwischen Puerto 
Rico und den Vereinigten Staaten, und 
zwar in psychologischer, kutureller, 
religiöser, sprachlicher und spirituel- 
ler Hinsicht. Diese Tatsache zeigt, 

daß Puerto Rico eine Nation mit dem 


E Recht auf Freiheit und Unabhängigkeit 


ist. Dadurch daß die USA dem tatsächli- 
chen Eigentümer - dem puertoricanischen 
Volk - die Souveränität vorenthält, 
haben sie den Krieg ins Leben gerufen. 


- Denn Kolonialismus und Völkermord ha- 
= ben Freiheitskämpfer geschaffen, deren 
` Kampf dahin geht, diesen Verbrechen ge- 


gen die Menschheit ein Ende zu setzen. 


- Der Kriegsgefangenenstatus ist eine Be- 


kräftigung der Tatsache, daß Krieg 
herrscht, der nur mit der Unabhängigkeit 
enden kann. 

Wir beanspruchen den Kriegsgefangenen- 
Status auch in Anlehnung an das inter- 
nationale Recht, das sich auf die Ge- 
fangennahme von Kämpfern im Zusammen- 
hang mit dem Kampf gegen den Kolonialis- 
mus bezieht. 


Wir gründen unsere Forderungen im Beson- 
deren auf jene Resolutionen der UN- 
Vollversammlungen, in denen Kolonialis- 
mus als Vergehen gegen die Menschlich- 
keit betrachtet wird und die festste]- 
len, daß kolonisierte Länder und Völker 
das Recht haben, ihre Unabhängigkeit 
mit allen notwendigen Mitteln zu erlan- 
gen einschließlich des Waffengebrauchs , 
und daß die bewaffneten Kämpfer nicht 
von der Kolonialmacht ‚verfolgt werden 
dürfen und daß sie Anspruch auf ihre 
fundamentalen Menschenrechte haben 
(UNO-Vollversammlungsbeschlüsse 2621/ 
XXV, 2708, 3382, 2134, 3324, 33/122). 
Außerdem verlangen wir unser Recht auf 
den politischen Status von Kriegsgefan- 
genen gemäß der Genfer Konvention von 
1949 sowohl] in Bezug auf den legalen 
Status als auch in Bezug auf die Be- 
handlung als Kriegsgefangene. . 


Der dritte Grund, warum wir den Kriegs- 
gefangenenstatus beanspruchen liegt in 
dem nationalen politischen Prinzip des 
RETRAIMIENTO, das heißt des ungebroche- 
nen Widerstands gegenüber der unrecht- 
mäßigen Kolonialherrschaft, die die USA 
gegenüber Puerto Rico ausüben. Wir an- 
erkennen die Autorität von US-Gerichten 
in den Verfahren gegen puertoricanische 
Kämpfer nicht, besonders dann nicht, 
wenn es Sich um so unwiderlegliche po- 
litische Anklagen wie die der "aufrüh- 
rerischen Verschwörung" handelt. 

Bei Jose Luis Rodriguez kam es zu einer 
Schwierigen Entscheidung. Bei seiner 
Verhaftung war er Aktivist der (legalen) 
Freiheitsbewegung; besonders wegen sei- 
ner Arbeit unter Studenten war er sehr 
bekannt. Die Tatsache, daß sie ihn mit 
uns Zusammen verhaftet haben, bedeutet 
den verzweifelten Versuch der Regierung, 
ihr Fangnetz weiterzuspannen als nur a 
über die kleine Zah] derer, die trotz 
riesigem personellen und finanziellem 
Aufwand (Millionen von US-$)bis damals 
identifiziert werden konnten. In diesem 
historischen Moment entschieden wir uns 
dafür, dem Staat die Möglichkeit zu neh- 
men, diejenigen, die in den verschiede- 
nen öffentlichen revolutionären Organi- 
sationen kämpfen, als "Terroristen" zu 
brandmarken, um dann damit die Liquidie- 
rung dieser Bewegungen rechtfertigen zu 
können. Jos& Luis erklärte sich zum po- 
litischen Gefangenen unter Beibehaltung 
der Grundsätze der Nicht-Kollaboration 
und der Unterstützung des Kampfs für 

die Unabhängigkeit: somit konnte er 

Sich legal gegen die gegen ihn gerich- 
tete Anklage verteidigen. = 


Zusammen mit der Erklärung’ zum politi- 
schen Gefangenenstatus wurden auch meh- 
' rere Anträge für Jose Luis eingereicht. 
Die wichtigsten davon waren der Antrag 
auf Reduzierung der Kaution und Ein- 
sichtnahme in bestimmte Beweisstücke 
der Regierung, die für seine Verteidi- 
gung besonders wichtig sind, wie z.B. 
Heranziehung der Dossiers von angebli- 
chen Regierungs-Informanten, elektroni- 
sche Überwachung und ein angebliches 
Kommuniqu&. Die Regierung hatte die Me- 
dien dahingehend informiert, daß dieses 
Kommuniqu&@ im puertoricanischen Kultur- 
zentrum, ein angesehenes Gemeindezen- 
trum, gefunden und beschlagnahmt wor- 
den sei; dadurch sollten wir mit einer 
Serie von geplanten Bombenanschlägen 

in Verbindung gebracht werden. Seine 
Kaution wurde reduziert und er wurde 
freigelassen. 


Die drei von uns, die den Kriegsgefan- 
genenstatus beanspruchen, reichten im 
September 1983 einen 99 Seiten lange 
Zusammenstellung von Anträgen ein, die 
den Titel "Petition für die Abweisung 
oder Aufhebung der Kriminalanklagen 

und andere Erleichterungen gemäß inter- 
nationalen Rechts" trägt. Damit bezweck- 
ten wir zwei Dinge: 


a) unsere formelle Erklärung zu Kriegs- 
gefangenen vor dem Gericht der Kolo- 


nialmacht 


ein umfassendes politisch-histori- 
sches und rechtliches Dokument zu 
schaffen, das klar und deutlich un- 
seren Kampf und unsere Position in 
den Zusammenhang mit internationa- 
lem Recht stellen soll. 


Bald darauf, im Oktober 1983, kam es 

zu Anhörungen vor dem Landesrichter 
George N. Leighton. Sowohl die Zusam- 
menstellung der Anträge als auch die 
Anträge von José Kuis wurden vorge- 
bracht und gehört,..Bei diesen Anhörun- 
gen mußte die Regierung zugeben, daß 

sie über keinen anderen Informanten als 
den zur Genüge bekannten Verräter Al- 
fredo Mendez verfügt und daß niemals 
‚ein Kommuniqu& betreffs angeblicher Bom- 
benanschläge im puertoricanischen Kultur- 
zentrum gefunden worden war. Bei diesen 
Anhörungen entschied der Richter, obwohl 
er einsah, daß Puerto Rico gegenüber 
"ungerechtigkeiten" verübt worden sind, 
gegen die Zusammenstellung der Anträge 
bezüglich der Einstellung der Rechtsver- 
folgung und gegen die Anerkennung des 
Status eines politischen Gefangenen. 
Aber er entschied auch, daß wegen des 
Einsatzes von elektronischer Überwachung 
durch den Staat eine Anhörung angezeigt 
sei. 


ib) 


Diese Anhörung wurde kurz vor Beginn 

des Verfahrens im Januar 1984 gehalten. 
Obwohl der Richter sagte,. das Abhören 
von Wohnungen durch "Wanzen" sei legal, 
so ging er in Bezug auf die Videobän-: 
der doch einen Schritt weiter, indem 

er die Frage aufwarf, ob es verfassungs- 
mäßiges Recht des Staates sei, Kameras 
in privaten Wohungen zu installieren. 
Die Regierung argumentierte, daß sie 
zwar nicht das verfassungsmäßige Recht 
habe, Kameras in privaten Wohnungen zu 
installieren, daß sie jedoch das Recht 
habe, dies durch Anweisung eines Land- 
richters anzuordnen. Die Schwere dieses 
Falles - so die Regierung - zwinge sie 
zu diesen außerordentlichen Maßnahmen 
bei der Untersuchung. Der Richter lehn- 
te diese Argumentation ab und beschlag- 
nahmte alle Videobänder, die in den bei- 
den Wohnungen aufgenommen worden waren; 
die darin enthaltenen Erkenntnisse lehn- 
te er als unzulässig und nicht verwert- 


bar ab. Die Regierung verlangte daraufhin 


sofort eine Vertagung der Verhandlung 
und legte gegen die Entscheidung des 
\ Richters Leigthon Berufung ein. 


-` sten Gerichtshof eingelegt. 


Das Berufungsgericht verhandelte über 
diese Sache im Juni 1984, nachdem es 
nocheinmal kurze Stellungnahmen der 
Regierung, von Jose Luis und von drei 
"Amicus curiae” (Freunde des Gerichts) 
und eine nochmalige Bestätigung des 
Anspruchs auf Kriegsgefangenenstatus 
eingeholt hatte. Sechs Monate später 
entschied das Berufungsgericht, der 
Richter sei einem Rechtsirrtum unterle- 
gen, als er die Behandlung der Video- 
bänder als Beweismittel ablehnte, und 
verwies die Verhandlung der Sache an 
den Richter des Verfahrens. Gegen die- 
se Entscheidung des Berufungsgericht 
hat also Jose Luis Berufung beim Ober- 


Die einstimmig gefällte Entscheidung 
wurde von dem kürzlich bestellten rechts- 
gerichteten Kreisrichter Richard A. 
Posner zusammen mit der gleichlautenden 
Entscheidung von Richter Richard D. 
Cudahy :geschrieben. Posners Meinung - 
obwohl sie 21 Seiten lang ist - kann 

auf dieses giftige und aufhetzende Zi- 
tat beschränkt werden: "... es gibt 
kein Recht darauf, allein bleiben zu 
können, während man in sicheren Häusern 
Bomben bastelt ..." 

Das Berufungsgerihcht befand, daß die 
Regierung in diesem Fall Video-Überwachung 
vornehmen durfte, ohne ein verfassungs- 
mäßiges Recht für eine derartige Über- 
wachung zu haben. Dadurch ist der legale 
Rahmen für den FBI oder jede andere Poli- 
zei mit den geringsten denkbaren Ein- 
schränkungen geschaffen, Video-Kameras 
in privaten Haushalten zu installieren. 
In diesem Fall wurde die Erlaubnis für 
Fernsehüberwachung dem Antrag der Regie- 
rung auf Abhörung und Installierung von 
"Wanzen" als Nachtrag in einem kurzen 
Satz beigefügt. Das FBI beantragte die 
Installierung von Kameras nicht, um kri- 
minelle Handlungen nachzuweisen, sondern 
um Aufschluß über eine politische Bewe- 
gung zu erhalten. Da sie wußten, daß 
Gefangene aus der FALN zuvor nie bei den 
Justitiellen Machenschaften gegen sie 
mitgemacht hatten, nahmen sie an, daß 
die illegale Videoüberwachung nicht be- 
anstandet werden würde. Die lauen Ein- 


schränkungen für das FBI bei der Video- 
Überwachung privater Haushalte steht in 
krassem Gegensatz zu den derzeitigen 
Richtlinien des FISA (Foreign Intelli- 
gence Surveillance Act). Bei der Aus- 
kundschaftung auswärtiger Fälle gelten 
viel schärfere Bestimmungen, die Zu- 
stimmung eines hohen Regierungsbeamten 
und die Erlaubnis eines besonderen Ge- 
richts sind dazu notwendig. Da ist es 
doch auch interessant zu wissen, daß 
der Richter, der die Regierung dazu be- 
vollmächtigt hat, in diesem Fall die Vi- 
deoüberwachung einzusetzen, auch in die- 
sem besonderen Gericht sitzt. Bei einem 











inländischen Fall politischer Spionage 
reicht die Anordnung eines Landesrich- 
ters mit ein paar schwachen und nicht 
zwingenden Einschränkungen aus. Die 
übereinstimmende Meinung von Richter Cu- 
dahy widerspricht zwar Posners Haupt- 
argumenten, stimmt’aber im Ziel mit Pos- 
ners überein. Cudahy meint, in diesem 
Fall würde es ihm keine großen Schwie- 
rigkeiten bereiten, der Mehrheit auf dem 
Pfad der eigenen Meinung zu folgen. Die- 
ser Weg ist umso reizvoller, wenn wir, 
wie hier wohl der Fall, auf eine Andro- 
hung mit Krieg antworten... Für diese 
Richter bescrhänkt das Recht sich auf 
das einfache Sprichwort: Das Ziel heiligt 
die Mittel. 


Das Gericht benutzt die Argumentation 

- niemand habe das Recht darauf, in siche- 
ren Häusern beim Bombenbasteln unüberwacht 
gelassen zu werden - geschickt dazu, eine 
ganze Gruppe von Menschen als Gesetz- 

und Rechtlose hinZustellen. Nehmen wir 
diesen Begriff der gesetzlosen und poli- 
tisch-juristisch Rechtlosen und setzen 

ihn in Bezug zu-der sich entfaltenden 
repressiven Strategie der Counterinsur- 


gency, dann beginnt man die Richtung zu 


verstehen, in die der Staat sich ent- 
wickelt. Der Staat versucht, die puer- 
toricanische Befreiungsbewegung als 
"terroristisch" und damit kriminel] 
darzustellen. Betrachtet man die Abur- 
teilungen der jüngsten Zeit der Wider- 


standskämpfer zu Kriminellen, so sieht 

man, daß dieser Prozeß einer fraqwürdi- 

gen prostaatlichen Propaganda schon be- 

gonnen hat. (Anm. , Die vor Geschworenen- f 
Gerichten angeklagten Widerständler leh- 
nen jegliche Kooperation mit dem Ge- 
richt ab, d.h. sie machen keinerlei 
Angaben. ) 
Dadurch kann die Bewegung verboten oder 
als ungesetzlich benannt werden. Das er- 
innert an den skandalösen Fall Dred 
Scott vs. Stanford aus dem Jahr 1857; 
damals erließ der Oberste Gerichtshof 

im Fall eines Schwarzen, der Klage auf 
seine Freilassung einreichte, die Ent- 











scheidung, daß Schwarze keine US-Bürger 
seien und somit auch keine Rechte oder 
Anspruch auf Schutz hätten. Daraus ent- 
stand dann die Auffassung, daß "Neger 
keine Rechte haben, an die ein Weißer 
sich gebunden fühlen müßte"; daraus re- 
sultierte die Tatsache, daß einer gan- 
zen Rasse jegliche politischen oder zi- 
vilen Rechte entzogen wurden. Im Fal] 

des Josë Luis Rodriguez sagen die Ge- 
richte, daß - obwohl es keine wirkli- 
chen Beweise gibt, die ihn mit der FALN ` 
in Verbindung bringen - die Tatsache ge- 
nügt, daß er ein "Independentista" 
(Freiheitskämpfer) ist, der öffentlich 
die Rechte der Puertoricaner unterstützt, 
sich mit Waffengewalt ihre Freiheit zu 
erkämpfen, um ihm alle juristischen 
Rechte zu entziehen. Im Fall des Josa 
Luis zeigt sich überdeutlich, daß "auf- 
rührerische Verschwörung" ein kriminerler 
Akt des DENKENS ist. Die US-Behörden ar- 
beiten heimlich daran, die Unabhängig- 
keitsbewegung zu verbieten, besonders 

die verdeckt arbeitende bewaffnete Be- 
wegung, welche für die US-Pläne in Pu- 
erto Rico am gefährlichsten ist. 


Betrachten wir die Fußnoten, die das Be- 
rufungsgericht in seiner Beweisaufnahme 
eingeführt hat, so sind die politischen 
Motive seiner Entscheidung besser zu ver- 
Stehen. Das Gericht benutzte die Erkennt- 
nisse verschiedener Geschworenengerichte, 
um sich Klarheit über die revolutionäre 
Befrreiungsbewegung in den USA zu schaf- 
fen, einen Artikel: der New York Times 

und - ebenso interessant wie bezeich- 
nend - das Buch von Colone] James B. 





Motley "US Strategy to Counter Domestic kampagnen angegriffen werden, das Poli- und dann geht es weiter, bis jegliche 
Political Terrorism" (US-Strategie ge- zeiaufgebot in Dritte-Welt-Stadtteilen: andere Meinung ausgerottet ist. 

gen den innenpolitischen Terrorismus) unter Rechtfertigung mit der A rgst vor Über Orwells Alptraum, die Schaffung 
(1983). Motleys Prämisse ist, daB die steigender Kriminalität erhöht wird. des totalen Staats (Großer Bruder) und 
Bedrohung durch den Terrorismus (sprich Bies alles hat den traditionell libera- die Repression von allem, was für den 
nationaler Befreiung) eine gefährliche Jen Teil der Bürgerrechtsbewegung so menschlichen Ausdruck und Freiheit 
Bedrohung des politisch-wirtschaftlj- eingeschüchtert, daß dieser selbst eine steht, sogar Gedanken, wurde schon vie] 
chen Systems des US-Imperialismus ist. mehr und mehr repressive und anti-demo- =- gesagt. Wir leben jetzt in den Anfangs- 
Er ruft dazu auf, die US-Strategie und kratische Einstellung annimmt. Dies ist Stadien des Faschismus, der - verklei- 
Organisation kritisch zu überdenken und eine notwendige Voraussetzung für den. det als "Amerikanismus" oder "Neuer Pa- 
das juristische a aa lu Faschismus. | triotismus" - solche politisch-wirt- ` 
rieren, daß es im Kampf gegen den " er- | a: schaftliche und technologische Macht 


ne "Anti-Terrorismus-Kommission" vor, 
die unter anderem durch Personal aus 
den Ministerien für Justiz, Staat, Fi- 


lei Autorität gegenüber Puerto Rico und Well nicht hätte vorstellen können. Wirst 
seinen Kämpfern zugestehen, unterstützen “u warten, bis auch in deiner Wohnung eine 


wir Jose Rodriguez in seiner Entschei- eine Kamera installiert ist, bevor du 
a: s. me dung, den Fall von Video-Überwachungen etwas Sn Dann Berg es zu spät Selm: 
Meinung, daß Gesetze und Anordnungen in privaten Haushalten und die damit Metropolitan Correctional Center, Chicago 
wie z.B. die Informationsfreiheit und verbundenen Aspekte dem Obersten Gerichts- 
die Einschränkungen bei der Auslands- hof zur endgültigen rechtlichen Entschei- 
Spionage abgeschafft werden sollen. dung vorzulegen. Wir glauben, daß dies 


Auch meint er, auf allen Regierungs- mit seiner Position als politischer Ge- 
ebenen sollten intensive militärische fangener zu vereinbaren ist und daß sich 
_Anti-Terroristen"-Ausbildungen statt- dadurch die Widersprüche innerhalb der 
finden und in den diversen Medien -eine verschiedenen konkurrierenden Kräfte 
umfassende Propaganda unter staatlicher der einzelnen Staaten und besonders zwi- 


Leitung begonnen werden. Motley schen den Apparaten der Exekutive und 
verlangt also ein Counterinsurgency- der Justiz klarer darstellen werden. Ein 
Programm im eigenen Land in der Art Starker exekutiver Apparat ist der Eck- 


und Weise wie der, die die US-Regierung stein für einen faschistischen Staat. 
in Vietnam, Nord-Irland, El Salvador u.a Gerechtigkeit wollen und erwarten wir 
eingesetzt hat. auf keinen Fall vom Obersten Gerichts- 


Was wir da sehen ist der Anfang der An I et eigen ac pen Uo- Gericht: 
š . Gerechtigkeit kann nur von unseren Leu- 
bei der die Theorien des Füschtame In en und deren Anstrengungen Kommen, ich 
vom Unterdr ° 
die Praxis umgesetzt werden. Die Regie- “S ee 
rung benutzt den Begriff "Terrorismus" Eine Bestätigung des Urteils des Berü- 
(also eigentlich die Tatsache, daß die fungsgerichts durch den Obersten Ge- 
unterdrückten Menschen sich gegen den richtshof würde ein weiterer Schritt 3 
Imperialismus erheben) wirkungsvoll da- vom liberal-demokratischen zum wirklich 





zu, das traditionelle System des Verfas- faschistischen staat sein. Fortschritt-  (Vorstehender Aufruf aus: LIBERTAD, of- 
sungsrechts abzubauen und es durch ein lich und demokratisch denkende Menschen — fizielles Organ des nationalen Komitees 
faschistisches Rechts- und Gesetzes- und Organisationen, die Faschismus, Mi- 


š : : SUDAN - i zur Befreiung puertoricanischer Kriegs- 
system zu ersetzen, bei dem alle Teile litarismus und Einmischung in die Sou- gefangener - Mai 1985. 


der Regierung der Exekutive(= Aufhebung veränität anderer Völker verabscheuen, : 5 | 
der ne in der Praxis) un- mussen José Luis unterstützen und dürfen Am Freitag, den 29, März 1985, hat der 


terstellt sind. Hinzu kommen innenpoli- Nicht zulassen, daß ihre Überzeugungen oberste Gerichtshof der Vereinigten. 
tische Vorkommnisse wie z.B. die Tatsa- und Verantwortungen unter den Flagge >taaten (US Supreme Court) nung 
chen, daß Schwarzarbeiter für den Ver- des Terrorismus fehlgeleitet werden. Joses Antrag ABGELEHNT. ` 

fall des Wirtschaftssystems verant- FaSchistische Repression geht in einer ‚rozeßbeginn gegen die vier ist der 
wortlich gemacht werden, Frauen durch pyramidenförmigen Weise vor, zuerst wer- 1. Juli 1985.) 


gemeine und emotionale Anti-Abtreibungs- den die radikalen Elemente angegriffen 
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Keine Rüstungsexporte nach 


Am 3.Juli 1985 Findet in der Hanns-Martin- * 


Schleyer-Halle in Stuttgart die diesjäh- 
rige Aktionärshauptversammlung dem Daim- 
ler-Benz-AG statt. Aktionäre der Daimler- 
Benz RG fordern das 


Ende Tes Daimler-Engagements in Südafrika 
und der Rüstungsexporte! | 


Nach internationalem Recht und in der 

BRD mach dem Kriegswaffenkontrollgesetz 

bzw. dem Außenwirtschaftsgesetz sind 

EXPORTE VON RÜSTUNGSGÜTERN NACH SÜDAFRIKA 

VERBOTEN! 

Trotz dieses Verbots hat Daimler-Benz 

über 6000 UNIMOGS an Südafrika geliefert.. 

Diese UNIMOGS werden eingesetzt: 

im militärisch besetzten Namibia als 

Truppen- und Waffentransporter, 

im Angola-Krieg ‘als Truppen- und Waf- 

fentransporter, 

als Polizei- und Militärfahrzeug u.a. 

bei ./uangsumsiedlungen von Schwarzen 

in Südafrika. | 

Daimler-Benz LIZENZMOTOREN werden bei 

Atlantis-Diesel-Engines in Südafrika her- 

gestellt. Sie finden Verwendung: 

- z.B. im Hippo, einem gepanzerten Nann- 
schaftswagen der Armee und Polizei, 

= in Panzern, | 

= in Kampfschiffen. 

Durch die INVESTITEONEN und florierenden 

Geschäftsverbindungen unterstützt die 

Daimler-Benz AG das Apartheid-Regime in 

Südafrika und trägt damit zu seinem Fort- 

bestehen bei. 

Nur 40 Jahre nach den Ende des essen 

schen Nazi-Regimes in Deutschland unter- 

stützt Daimler-Benz das Apartheid-Systen 

in Südafrika, das mit ähnlichen Mitteln 

22 Millionen schwarzen Südafrikanern sämt 

liche Rechte, insbesondere das Wahlrecht, 

vorenthält und sie zu Ausländern in ih- 

rer eigenen Heimat macht. | 


x 


* 22 Millionen schwarzen Südafrikanern 
werden 13 % der Landesfläche zugestan- 
den, während 4.Millionen weiße Südaf- ` 
rikaner 87% der Landesfläche beanspru- 


| 
x 


chen. 
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Ein Seminar mit Vorträgen, 
‚| Medien und Arbeitsgruppen 





Entgegen amtlichen Beteuerungen hat die Bun- 
desrepublik längst ihre Zurückhaltung beim Waf- 
‚fenexport aufgegeben/und sich in die Spitzen- 





| Bundesrepublik ist damit direkt beteiligt an der 
‘| dramatischen Militarisierung der Dritten Welt. 

.| Organisationen und Gruppen aus der Friedens-, 
der Dritte-Welt- und der Menschenrechtsbewe- 
gung haben auf diese Entwicklung reagiert und 
führen seit einigen Monaten bundesweite Kam- 
pagnen gegen die Rüstungsexportpolitik der Bun- 
desrepublik Deutschland durch. Mit diesem Semi- 
nar soll ein Beitrag zur inhaltlichen Vertiefung der | 
Kampagnen und zur Vernetzung der an dieser | 
Problematik interessierten Bürger/innen usa), 
werden. | 

Dabei wird die Aufarbeitung der gegenwärtigen fJ 
Rüstungsexportpolitik, der Folgen von Rüstungs- 
exporten für die Empfängerländer in der Dritten | 


Arbeitsplätze im Mittelpunkt des Seminars ste- 
| hen. Anhand ausgewählter Fallbeispiele kann die 

gesamte Problematik konkretisiert und verdeut- 
licht werden. 


* Im zurückliegenden Halbjahr wurden über 


stützt. Südafrika führt militärische 


"gruppe der Waffenlieferanten vorgeschoben. Die .| 


Welt sowie der Auswirkungen auf Wirtschaft und | 








Medikamentensammlung für 
palästinensische Flüchtlingslager 


Südafrika 


7 
Seit einem Jahr kommen die schwarzen 
Stadtteile nicht zur Ruhe. Die Bewohner 
protestieren gegen die Apartheid und 
ihre verheerenden Folgen. Aber die Ant- 
wort der Polizei ist brutale Gewalt. 


Die Lage im Libanon hat sich seit dem 
Angriff der Amal-Milizen für die Paläs- 
tinenser stark verschlechtert. (hunderte 
von Toten, Tausende von Verletzten und 
Obdachlosen) Die Flüchtlingslager wur- 
den bombadiert, eines ist bereits in ` 
die Hände von Amal-Milizen und der liba- 
nesischen Armee gefallen. Aus diesem 
Grund führen wir (BSV: Aachen, AStA RUTH 

. Aachen) eine Medikamentensammlung durch. 
Diese Aktion wird von medico internatio- 
nal betreut, evtl. auch vom Roten Kreuz. 
Die folgenden Medikamente werden von ; 
Medico  Imternational benötigt: 


300 Menschen von der Polizei erschossen. 
Allein am 21. März 1985 starben in Langa 
45 Schwarze durch Schüsse der Polizei 
die meisten von ihnen durch Schüsse 

in den Rücken! 

In die bereits hoffnungslos bs 
kerten "Homelands" wurden zusätzlich 

5,5 Millionen Schwarze zwangsumgssie- 
delt, weitere 1,5 Millionen sollen nach 
den Plänen der Südafrikanischen Regie- 
rung folgen... in "Heimatländer", wo 

nie ihre Heimat war 


1. Fieber- und Schmerzmittel 
(diese Mittel können in der Apotheke gekauft werden) 


- es keine Arbeit für sie gibt 
- die Familien über Jahrzehnte von ihren 


12010 Pe aie ae acid 500 ma 
ca. 1.000 tabs./cam. 
12020 Acetylsalieylic acid 300 mg 

1.000 tabs./camp. 

12040 Aspirin Compound Tablets 
1.000 tabs./camp. 
Acetylsalicylie acid 225 mg 
Phenateein 150 mg 
Coffein 30 ma 

12050 Paracetamol 500 mg 

. 1.000 tabs. /corp. 

12060 Paracetamol Supp. 


Vätern getrennt leben müssen, da es | 
Arbeit nur in den oft weit entfernten 
Industriezentren gibt. 

Südafrika hält siet 1946 Namibia mili- 
tärisch besetzt. Südafrika schürt Un- 
ruhe, indem es Rebellenbewegungen: in 
seinen Nachbarländern aufbaut und unter- 


Überfälle auf unabhängige Nachbarländer 
durch (Lesotho, Mocambique, Angola) 


Zur Unterstützung ihres Kampfes für die 


125 mg, 250 pcs. 
Abschaffung von Apartheid und den Aufbau 12070 Paratetaml ; 
einer demokratischen Gesellschaft, in -250 250 š 
der Schwarze und Weiße in Frieden zusam- m» Bras 


12071 Paracetamol Mixt. 
120 mo/5 mg, 60 ml 
12072 Paracetamol Mixt. 
120 mo/5 ml, 100 ml 
12080 Metamizol amps.. 50 % 
Injections 2 ml, 100 pcs. 
12090 Metamizol amps. 50% 
Injections 5 ml, 100 pcs. 
12100 Metamizol drops 
300 m/m btl. 15 ml 


menleben können, fordern alle Apartheid- 

Gegner in Südafrika internationale Sank- 

tionen und vor allem den wirtschaftlichen 

Boykott des Apartheid-Regimes. 

Wir unterstützen diese Forderungen: 
EINSTELLUNG DES EXPORTS VON RÜSTUNGS- 
GÜTERN NACH SÜDAFRIKA! 

WIDERRUF DER LIZENZRECHTE, FÜR polas 
BENZ DIESELMOTOREN! 

KEINE INVESTITIONEN IN SÜDAFRIKA UND 
BEENDIGUNG DER WIRTSCHAFTLICHEN  UNTER- 
- STÜTZUNG! 


2. Gicht- und Rheumzmmittel 
13010 Allopurinol 100 mg 
1.000 tabs./canp. 
13020 Phenylbutazon 100 mg 


I 13030 Phenylbutazon 200 mg 
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Die Rüstungsexportpolitik der Bundesrepublik 5. Antihistemine 


Deutschland | 14010 Chlorpheniraminmaleat 

Tagungsort: Sonnenbühl-Wilmandingen 4 mg, ca. 1000 tabs./canp. 

Datum: 5. — 7.7.1985 

Beginn: Fr. 18.00 / Ende: So. 15.00 | 4- Antibiotika : 

Kosten: 40.- DM (Unterkunft, Ver- | | nt nn a in 

pflegung, Seminargeb.) cyclin, Cotrimoxazo orarphenico ein, 

Veranstalter: Verein für Friedenspädago- > en ua m 
gik, 7400 Tübingen, Bach- : 
passe 22k ET RE ee ER EN soya 
Tel.: 07071/21312 - 

Leitung: Uli Jäger / Wolfgang Schweg- 

ler-Rohmeis Anmeldung 

Anmeldeschluß: 25. 6. 1985 

Teilnehmerzahl: 20 Personen; Teilnehmerbei- Hiermit melde ich mich zu dem Wochenendseminar 
trag bitte sofort nach Anmel- pie Rüstungsexportpolitik der Bundesrepublik D Deutsch. 
debestätigung überweisen. land vom 5. bis 7. Juli 1985 an. 

Konto: 215754, Kreissparkasse 


Tübingen (BLZ 64150020) 
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Verein für Friedenspädagogik 
en 22, 7400 Tübingen 1, Tel. 07071/21312 





- Demonstration nur noch für Millionäre? 


DIE STADT STUTTGART STARTET ANGRIFF AUF 
VERSAMMLUNGSFREIHEIT 


Die Stadt Stuttgart hat einen neuen 
Angriff auf die Kriedensbewegung und 
die Versammlungsfreiheit insgesamt ge- 
startet. ' 

Für die große Friedensaktion am 20. 
Oktober 1984 soll die Friedensbewegung 
nämlich nun nachträglich DM 11.791,29 
bezahlen. Auf diesen Betrag jedenfalls 
lautet eine Rechnung des Tiefbauamtes, 
die erst kürzlich beim süddeutschen 
Aktionsbüro der Friedensbewegung eintraf. 
Mit dieser Rechnung will are Stadt Aus- 
gaben, die sie angeblich für Verkehrs- 
absperrungen während der Demonstration 
hatte, bei den Veranstaltern einkas- 
sieren. 


Ein solches Ansinnen ist bisher einmalig. 


Demonstrationen und Kundgebungen sind 
durch das Grundgesetz geschützt, 

Der Arbeitsausschuß der Landesberatung 
baden-württembergischer Friedensini- 
tiativen protestiert entschieden gegen 
die Unterhöhlung der Versammlungsfrei- 
heit. Seiner Meinung nach steckt hinter 
dieser Rechnung Methode: die Friedens- 
bewegung und die gesamte demokratische 
Bewegung soll finanziell ausgeblutet ” 
werden. 


- Obwohl Demonstrationen lediglich an- 
meldepflichtig sind, hat die Stadt 
für den versammlungsrechtlichen Be- 
scheid bereits eine Gebühr von 1.000 
DM erhoben. 


Interessengemeinschaft 
_ „Ausländische Mitbürger 
= in Baden-Württemberg” e. V. 


INTERESSENGEMEINSCHAFT EMPÜRT SICH ÜBER 
DAS URTEIL ZUR FOLTER DURCH DAS BUNDES- 
VERWALTUNGSGERICHT 


Mit Empörung nahmen wir das vom Bundes- 
verwaltungsgericht in Berlin bekräfigte 
"Folterurteil" vom 17. Mai 83 zur Kennt- 
nis. Das Gericht hob Entscheidungen des 
 Überverwaltungsgerichtes Hamburg auf, 
das 5 türkischen Staatsangehörigen Asyl 
gewährt hatte, weil ihnen in ihrer Hei- 
mat die "beachtliche Gefahr einer Ver- 
Folgung wegen Verstößen gegen Staats- 
schützbestimmungen, die eindeutig der 

_ Herrschaftssicherung dienen" drohe. 

Nach Auffassung des Überverwaltungsge- 
richtes Hamburg müssen diese Männer ` 

mit Folterungen rechnen. 

Die Bestätigung des "Folterurteils" g8- 
schah wissentlich im Hinblick auf die 
Situation in der Türkei. Sowohl Amnesty 
international, der Internationalen Ju- 
ristenkommission vor dem Europarat und 
der Liga für Menschenrechte liegen um- 
fangreiche Berichte über Menschenrechts- 
verletzungen in der Türkei und in an- 
deren Herkunftsländern vor. 

Ein derartiges Urteil ligitimiert Sys- 
teme, die Folter als Mittel zu ihrer 
Herrschaftssicherung einsetzen. Dadurch 
werden die Bemühungen vom all denjeni- 
gen, die solche Systeme kritisieren 

und in Richtung auf einen Demokratisie- 
. Fungsprozeß in der Türkei intervenieren, 
untergraben. ` 

Wir fragen: Kann denn von 
recht auf Asyl gesprochen werden, wenn 
selbst Folterungen dieses nicht hin- 
reichend begründen? Wie sieht es aus mit 
dem Recht auf Leben und Unversehrtheit? 


einem Grund- 


- Durch Auflagen der Stadt zur Bühnen- 
beschaffenheit, sanitäre Versorgung 
etc. kamen auf die Veranstalter ohne- 
hin Kosten in s-stelliger Höhe zu. 

- Eine Geldsammlung zur Deckung dieser 
Unkosten wurde von der Stadt untersagt 

- Die nachträgliche Forderung von über ` 
11.000,-DM wurde weder im Bescheid 
noch in den vielen Vorgesprächen auch 
nur angedeutet. 


Diese Rechnung betrifft nicht nur die 
Friedensbewegung. Wenn sich die Stadt. 
in dieser Frage durchsetzt, werden in 
Zukunft nur noch Millionäre demonstrie- 
ren können oder aber solche, die von 
Millionären wie Flick ihre Schmiergelder 
erhalten. 

Die Friedensbewegung wird in dieser 
Frage keinesfalls nachgeben. "Wir lassen 
uns das REcht, auch auf der Straße für 
unsere Forderungen einzutreten, nicht 
beschheiden. Auch der Wenderegierung 

in Bonn und ihren Nacheiferen im Stutt- 
garter Rathaus wird es nicht gelingen, 
die Friedensbewegung zum Schweigen zu 
bringen", erklärte ein Sprecher des 
Arbeitsausschusses der Landesberatung. 
Die Friedensbewegung will nicht nur 
Juristisch, sondern vor allem politisch 
gegen diese neue Einschränkung der Ver- 
sammlungsfreiheit vorgehen. Der Arbeits- 
ausschuß der Landesberatung ruft alle 
demokratischen Organisationen auf, bei 
der Stadt Stuttgart zu protestieren und 
die sofortige Rücknahme der skandalösen 
Rechnung zu verlangen. 


Gilt dieses nur für bestimmte Bevölke- 
Tungsgruppen? Ist der Tod Kemal Altuns 
bereits in Vergessenheit geraten? Was 
muß denn noch alles passieren, damit 

die Verantwortlichen begreifen, wie 

es um die von Folter bedrohten Asylanten 
steht? 

Das Urteil steht in Übereinstimmung 

mit der geplanten Aushöhlung des Asyl- 
rechts und der Dramatisierung hinsicht- 
lich Asylantenzahlen. Wir können eine 
solche Rechtssprechung nicht akzeptieren 
und sprechen üns für die Gewährung von 
Asyl für alle von Folter bedrohten 
Flüchtlingen aus. 


Walkfor the Earth 


"Walk For The Earth" ist eine Bewegung 
in den USA, die für Frieden, Menschen- 
rechte, und Ökologie eintritt. Im letz- 
ten Jahr zog ein Friednsmarsch quer 
dureh die USA. Eine Gruppe von Ameri- 
kanerinnen und Amerikanern tritt am 

1. Juni einen Friedensmarsch durch Euro- 


pa an: 1. Juni Stonehenge/England 
18. JÚNI keims/Frankreich 
5. Juli  Straßburg/frankreich 
19. Juli Innsbruck/Österreich 
3. August Venedig/Italien 
17. August Küste Griechenland 
31. August Athen/Griechenland 
Die Gruppe will ungefähr zwischen dem 
6. und 18. Juli durch den süddt. Raum 


und die Schweiz ziehen. Wer den Friedens- 
marsch unterstützen oder sich direkt 
anschließen will, nimmt direkt Kontakt 
mit der Gruppe auf. Schreibe jeweils an 
einer der oben genannten städte: 


Walk for the Earth Hikers 
hauptpostlagernd (General Delivery) 


Erde, 


Spendenaufruf - 
Frauenwiderstandcamp 


Über 40000 DM soll der Widerstand der 


Campfrauen im Sommer 84 am Stationie- 
Zungsort der 96 Cruise Missiles im 


Hunsrück kosten 


Vom 1.7. bis zum 31.8.84 fand im Huns- 
rück zum zweiten Mal das Frauenwider- 
standscamp statt. Ca. 1000 Frauen kamen 
dort zusammen, um gemeinsam zu leben 
und zu arbeiten und gegen die geplante 
stationierung der 96 Cruise Misseles 
Widerstand zu leisten. Mit unserer An- 
wesenheit und unseren Aktionen haben 
wir gezeigt, daß die Stationierung Aus- 
druck einer patriarchalischen Gesell- 
schaft ist, die in allen Bereichen auf 
ihre eigene Zerstörung hinarbeitet, 

daß sie derselben Mentalität und Selbst- 
verständlichkeit entspringt, mit der 
Luft und Gewässer verseucht, Fra- 
Jen vergewaltigt werden und Menschen 

in der 3. Welt verhungern. 

Dafür sollen wir jetzt bestraft werden. 
Bisher haben wir Bußgeldbescheide. und 
Strafbefehle in höhe von 40.000 DM er- 
halten. Mit unseren Zeltlager sollen 
wir gegen das Theinland-pfälzische Bau- 
gesetz verstoßen und den Hunsrück "ue- 
sensfremd genutzt!" haben (Urteil vom 
11.2.82). Mit unserem wiederholten Be- 
treten des Militärgeländes von Hassel- 
bach sollen wir mehrmals den "Hausfrie- 
den" gebrochen haben. 

Bei der ersten Aktion am 8.7.84, in 
deren Verlauf der Natodraftt um 10 m 
nach hinten versetzt und ein proviso- 
risches Zelt auf dem Gelände links ne- 
ben dem Haupttor des Militärgeländes 
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-in Hasselbach errichtet wurde, erhiel- 


ten 3 Frauen Strafbefehle (30-40 Ta- 
gessätze) und 14 Frauen Bußgeldbeschei- 
de zu je 300.DM. Bei der zweiten Ak- 
tion suchten Campfrauen eine im Wald 
(öffentliches Gelände) stattfinden- 
de Rekrutenfortbildungsgruppe auf.: 
Bis jetzt erhielten 11 Frauen Straf- 
befehle zu je 20-30 Tagessätzen wegen 
Nötigung. Im Zusammenhang mit dem Ak- 
tionswochenende Anfang August, an dem 
ca. 300 Frauen teilnahmen und eime 
Gruppe von Frauen das Militärgelände 
betrat, laufen über 30 Verfahren wegen 
Hausfriedensbruch. 

Auf dem Gossberg, auf dem sich eine 
ehemalige amerikanische Radar- und 
Funkstation befindet, machten einige 
Frauen auf dem inzwischen leeren und 
schlecht umzäunten Gelände Trommelmusik. 
und erhielten dafür Strafbefehle zu 

je 20 Tagessätzen. 

Frauen, die Kriegerdenkmäler mit Tü- 
chern verhüllten und Gedenktafeln für 
die im Krieg ermordeten und vergewal- 
tigten Frauen aufstellten, erhielten 


' Bußgelder wegen groben Unfugs (je 100,- 


Frauen, die eine Fließblockade am Flug- 
platz Hahn durchführten und eine Papp- 
maché-Rakete verbrannten, erhielten 
Strafbefehle zu je 30 Tagessätzen wegen 
Nötigung. 
Frauen, die an der eintägien Besetzung 
eines Baukrans der Firma Hoch und Tief 
auf dem Militärgelände in Hasselbach 
beteiligt waren, erhielten Strafbefeh- 
le zu je 40 Tagessatzen. 
Die Prozeßtermine für die Prozesse, 
die Ende dieses Monats in Bad Kreuznach 
anlaufen, können beim Friedensbüro in 
Kirchberg Tel. 06763/3709 erfragt werden. 
Kommt, wenn Ihr in der Nähe seid/wohnt! 
Um die Kosten für diese Prozesse zu 
decken, haben wir ein Spendenkonto ein- 
gerichtet: Claudia Neidig 
Prozeßhilfekonto 
Sparkasse Berlin (BLZ10050000) 
Kto.Nr. 111 01 05270 
Wir freuen uns über jede Spende. 








Trotz Atomwaffensperrverirag 


AUFRUF ZU EINER BUNDESWEITEN KONFERENZ 
ANLÄBLICH DER 3. ÜBERPRÜFUNGSKONFERENZ 
ZUM ATOMWAFFENSPERRVERTRAG 


AM 6.-8. SEPTEMBER 1985 IN BONN 


Seit nahezu 30 Jahren wird in der Üffent- 
lichkeit die Illusion geschürt, die | 
zivile Atomtechnik ließe sich von der 
militärischen eindeutig trennen. Tatsäch- 
lich wurden und werden auch in der Bun- 
desrepublik mit der zivilem Atomenergie 
die technologischen Voraussetzungen 
für eine militärische. Nutzung der Atom- 
energie, einschließlich der Herstellung 
nuklearer Waffen, fortlaufend verbessert. 
Je deutlicher die ursprünglich gehegten 
energiepolitisehen Hoffnungen in die 
Atomenergie verblassen, um so markanter 
"kommt die militärische Seite dieser 
janusköpfigen Technologie zum Vorschein. 
Im Ausland ist die dubiose Rolle der 
"Bundesrepublik beim Umgang mit Atomwas- 
fentechnologien spätestens seit dem 
Brasiliengeschäft von 1975 (u.a. Liefer- 
verträge über Wiederaufarbeitungstech- 
nik und Urananreicherungsanlage) wohl 
bekannt. In der BRD selbst wirde dieser 
gesamte Themenbereich.bis in die jüngste 
Vergangenheit hinein weitgehend tabui- 
siert. 
Die von Unionpolitikern wiedereröffnete 
Diskussion über eine "Europäische Atom- 
streitmacht" unter Ausnutzung Westeuro- 
päischer Initiativen für eine "Euro- 
päishce Union" und die aktuelle Kontro- 
verse über die Hanauer Nuklearbetriebe 
und die Wiederaufbereitungsanlage (WAA) 
in Wackersdorf haben erstmals das Thema 
Proliferation (Weiterverbreitung von. 
Atomwaffen durch zivile Atomtechnik) 
und die Aushöhlung. des Atomwaffensperr- 
vertrages durch die Bundesregierung 
zu einem Gegenstand der öffetnlichen 
Auseinandersetzung gemacht. 
Mit ihrem aktiven Eintreten für atomare. 
Aufrüstung und gegen einen atomaren 
Teststopp trägt die Bundesrepublik zudem 
Mitveranwortung für die Aushöhlung des 
Atomwaffensperrvertrages, der die Atom- 
waffenstaaten ausdrücklich zur Abrüs- 
tung verpflichtet. Vor dem Hintergrund 
der im September 1985 in Genf stattfin- 
W denden 3. internationalen Atomwaffen- 
sperrvertrag-Überprüfungskonferenz wollen 
wir zeitgleich mit einer bundesweiten 
Konferenz die Rolle der Bundesrepublik 


bei. der Entwicklung und Weiterverbrei- 
tung von Atomwaffen in das Blickfeld 

der Öffetnlichkeit rücken. ` 

Die Bundesrepublik Deutschland hat sich 
lange -dagegen gewehrt, dem Atomwaffen- 
sperrvertrag beizutreten. 90 Unionspoli- 
tiker, darunter die heutigen Minister 
Wörner, Mertes und Zimmermann stimmten 
selbst noch 1974 im Bundestag gegen 

die Ratifizierung dieses Vertrages. 
Über einen offiziellen Vorbehalt bei 

der Ratifizierung hat sich die BRD aus- 
drücklich die Beteiligung an einer west- 
europäischen Atomstreitmacht offengehal- 
ten. Auch die Politik der diversen Bun- 
desregierüngen nach Beitritt zum Nicht- 
verbreitungsvertrag läßt sich mit einer 
konsequenten Nichtverbeitungspolitik 
nicht im Einklang bringen: 


- Warum liefert die Bundesrepublik seit 
1975 Atomanlagen und/der nukleare 
Komponenten überwiegend im Länder, 
die dem Atomwaffensperrvertrag nicht 
beigetreten sind und die militärische 
Option verfolgen (Brasilien, Argenti- 
nien, Südafrika u.a.)? 
Welcher Zusammenhang besteht zwischen 
dem illegalen Uranabbau in Namibia, 
an dem auch die BRD beteiligt ist, 
und dem ‘Versuch, die Unabhängigkeit 
Namibias zu hintertreiben? 

Warum beteiligt sich die Bundesrepu- 
blik derzeit an der Errichtung und 
Plutoniumbeschickung des Schnellen 
Brüters in Malville, für den auch 
eine militärische Verwendung im Rah- 


men der französischen Atomstreitmacht . 


vorgesehn ist? 

Welche militärischen Perspektiven 
ergeben sich für die Bundesrepublik 
aus dem Einstieg in die Plutoniumwirt- 
schaft durch Schnelle Brüter und WAA? 
Welche Perspektiven bestehen heute 

- schon durch die geheingehaltene Verwah- 
rung waffenfähiger Rohstoffe in Hanau, 
und wie ist vor diesem Hintergrund 

der geplante Ausbau der Hanauer Lager- 
stätten für hochangereichertes Uran 
und Plutonium zu bewerten? 

Wie einflußreich sind die Kräfte in 
der BRD, die eine "Westeuropäische 
Atomstreitmacht" mit bundesdeutscher 
Beteiligung oder eine nationale Atom- 
bewaffnung fordern? Wird die Diskus- 
sion über eine Wiederbelebung der 
Westeuropäischen Union (WEU) als Vehi- 
kel für eine europäische Atomstreit- 


' Aktuelle Informationen zur Berufsverbotspraxis 


Bei seinem letzten Treffen am 19.5.85 
befasste sich der Koordinierungsausschuß 
der Bürgerinitiativen gegen Berufsver- 
bote im Baden-Württemberg mit der derzei- 
tigen Berufsverbotepraxis bei Bundes- 


und Landesbehörden. 

Der Landesregierung von Baden-Württem- 
berg wurde erst kürzlich wieder in den 
"Fällen" der Lehrerinnen Gerlinde Frone- 
"mann und Reinhilde Engel die Unrechts- 
mäßigkeit der Berufsverbotepraxis be- 
scheinigt. Trotzdem hält die Landesre- 
gierung an ihrer Praxis fest, setzt 
sich über gerichtliche Bescheide hinweg 
und betreibt die Verfahren weiter. So 
‚ auch bei dem Lehrer Klaus Lipps aus 
Badeb-Baden, wo in.absehbarer Zeit mit 
der Verhandlung vor dem Verwaltungsge- 
tichtshof im Mannheim zu rechnen ist. 
Beim Amtsgericht in Lörrach soll der 
Personalratsvorsitzende Gerd Wernthaler 
aus dem Dienst entfernt werden. Ohne 
Beweise wurden ihm vom Innenministerium 
Folgende "gerichtsveruwertbare Erkennt- 
nisse" unterstellt: Der Besuch von öf- 
fentlichen „Veranstaltungen der DKP und 


SDAJ, sowie das Mitführen eines Trans- 
parentes an der DGB-Kundgebung am 1.Mai 
1984 mit der Aufschrift "Arbeit für 

alle - DKP". Diese Vorwürfe nahm die 
vorgesetzte Dienstbehörde von G. Werntha- 
ler zum Anlaß, zu überprüfen, ob ein 
Dienstvergehen vorliegt. 

Ein Papier zur Friedensstiftung im 
Deutschunterricht war für das baden- 


= 


württembergische Kultusministerium An- 


laß, dem Hochschulprofessor Albrecht 
schau Prüfungsverbot zu erteilen. Mit 
dem Entzug der Prüfungsberechtigung 


will Mayer-Vorfelder offensichtlich 


jetzt auch im Hochschulbereich kritische 
Diskussionen unterbinden. 

Auf Betreiben von Postminister Schwarz- .. 
Schilling soll am 15.-19 Juli 85 vor 

dem Bundesdisziplinargericht in Karls- 
ruhe dem Freiburger Postbeamten Berthold 
Goergens der Prozeß "gemacht" werden. 
Seit 1977 versucht das Bundespostminis- 


terium ihn kleinzukriegen, das Verfahren 


begann mit einer NATO-Sicherheitsüber-. 
prüfung. Berthold Goergens,wird beschul- 
digt, Mitglied der DKP zu sein und für 
sie kandidiert zu ahben. Dazu kommt 


Atombomben »Made in Germany« 
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macht benutzt? Welche Konsequenzen 
würde die Errichtung einer solchen 
Atomstreitmacht in Europa und im Hin- 
slick auf die weltweite Kriegsgefahr 
haben? | | 

schafft sich die Bundesrepublik mit 
der Beteiligung an Weltraumprogram- ` 
men (deutsch-französisches Sateliten- 
programm, Kooperation mit den USA 
<Krieg der Sterne>) u.a. eine Voraus- 
setzung für die gleichberechtigte 
Integration in die Reihen der Atom- 
mächte? - 

Steht die Entwicklung weitreichender 
Flugkörper durch die BRD in einem 
Zusammenhang mit Bestrebungen nach’ 
einer möglicherweise eigenen Atom- 
streitmacht und werden hierdurch Ab- 
rüstungsschritte in Westeuropa bloc- 
kiert? 

Wie ist das Eintreten der Bundesre- 
gierung für die Stationierung von 
US-Mittelstreckenraketen, gegen die 
Einbeziehung der Nukleararsenale von 
Frankreich und Großbritannien in Ab- 
rüstungsverhandlungen und gegen einen 
Teststopp für Atomwaffen im Zusammen- 
hang mit der Abrüstungsverpflichtung 
des Atomwaffensperrvertrages zu be- 
werten? 

Warum will die Bundesregierung das 
völkerrechtliche Einsatzverbot von 
Massenvernichtungsmitteln gegen Zivi- 
listen durch einen sog. "Nuklearvor- 
behalt" einschränken? 


„= 


Über diese Fragen wurde bisher in der 
Bundesrepublik öffetnlich kaum disku- 
tiert. Soweit die Themen aufgegriffen 
wurden, geschah dies meist in isolierter 
Form - Anti-AKW-Bewegung, Dritte-Welt- 
Gruppen und Friedensbewegung betrachte- 
ten jeweils Teilaspekte, nicht den Ge- 
samtzusammenhang. 

Die Konferenz "Atomwaffensperrvertrag 
und Bundesrepublik Deutschland!" wird 
daher vor allem zwei Funktionen ensidis 
len: Aufbrechen der Tabuisierung,. Auf- 
heben der Zersplitterung der Diskussion! 
Vor dem Hintergrund der weltpolitischen 
Situation wird die Politik der Bundes- 
republik analysiert werden. Wir brauchen 
Antworten auf die offenen Fragen, müssen 
zu einer gemeinsamen Einschätzung kom- 
men - um dann gemeinsam gegen atomare 
Rüstung, gegen die Weiterverbreitung 


. nuklearer Technologien und gegen das 


Atomprogramm in der Bundesrepublik vor- 
gehen zu können. | 


die Anschuldigung, am 5.10.198% an den 

5 Mahnminuten des DGB teilgenommen zu 
haben. 

Die Bundesregierung und nicht zuletzt 
auch die Landesregierung von Baden- `` 
Württemberg verstoßen mit ihrer Berufs- 
verbotepraxis nicht nur gegen das Grund- 
gesetz, sondern auch gegen internatio- 
nales Recht. Erst vor kurzer Zeit hat 
ein vom Internationalen Arbeitsamt (ILO) 
in Genf eingesetzter Untersuchungsaus- 
schuß die Berufsverbotepraktiken in 

der Bundesrepublik gerügt. 
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Aber auch andre, weniger augen- 
schneinliche Verhaltensweisen 
gehören dazu: ständige Kontrol- 
le unserer Körperhaltung und 
unserer Blicke. Werden wir den- 
noch angepöpelt oder vergewal- 
tigt, haben wir doch irgendet- 
was 'falsch gemacht', den Mann 
' gereizt und animiert', sind 
wir in den Augen der Männer 
mindestens mitschuldig. 

Vom Phantom der Mitschuld pro- 
fitiert jeder Mann und es ver- 
weist sämtliche Frauen in ihre 
klassiche 'weibliche' Rolle. 
Daher ist Gewalt gegen Frauen 
ein GESELLSCHAFTLICHES Problem, 
das nicht provat zu bewältigen 
ist, 

' MÄNNER ERHEBEN TERRITORIALAN- 
SPRÜCHE AUF DIE ÖFFENTLICHKEIT 
- DIE FRAUEN HABEN HÖCHSTENS 
EIN TRANSITVISUM!'! 


Diese Forderung soll nicht die 
Illusion stärken, mit einer der- 
artigen Maßnahme könne das 
strukturelle Problem der Män- 
nergewalt grundsätzlich ange- 
gangen, gar gelöst werden. Sie 
ist einzig und allein eine 
Schützmaßnahme gegen Gewalt der 
der Männer. 

Aber diese Maßnahme hat den 
Vorteil, daß sie realisierbar 
ist und daß sie deutlich macht: 


Jede Frau kann von jedem Mann 
angequatscht, angefaßt, belei- 
digt werden. 

Egal, ob sie von der Arbeit 
kommt oder sonst unter- 
wegs ist. 

Egal, welche 'gefährliche' oder 
'ungefährliche' Straße 
sie wählt 

Egal, wie lang ihr Weg ist. 

Solange der Mann auf der Stras- 

se diese für sich besetzt, 

haben wir höchstens ein Tran- 
sitrecht, müßen wir Zoll in 

Form von ANGST, ANMACHE, der 

GEFAHR einer VERGEWALTIGUNG 

oder VERGEWALTIGUNG entrichten. 


x 


Gewalt gegen Frauen nimmt stän- 
dig zu: sei es in Form von Ver- 
gewaltigung, Anpöbeleien, Hand- 
greiflichkeiten oder durch Rück 
nahme der bescheidenen Reform 
des $ 218, der Kürzung der Frau 
enhausgelder, der Propagierung 
eines Frauenbildes, das der 
Frau eine Existenzberechtigung 
nur als Mutter zubillisgt. 
Vergewaltigung oder Anmache ist 
kein persönliches Problem der 
beiden beteiligten Menschen, 


sondern ein allumfassendes .Nich€ 


einzelne '"krankhafte' oder psy- 
chissch gestörte Männer sind die 
Ursache. Vielmehr liegen die 
Gründe in einer Gesellschaft,in 
der die Frau als Sexualobjekt 


behandelt wird. Sie muß in allen 


Bereichen, auch ungefragt zur 
Verfügung Stehen. 


FRA 


Deshalb fordern wir: 


Auch die Presse betreibt HERR- 
schaftspropaganda, wenn sie ge- 
waltsame Übergriffe auf Frauen 
als Privatangelegenheiten der 
einzelnen Betroffenen darstellt, 
wenn sie durch reißerische und 
frauenverachtende Aufmachung 
männlichen Voyeurismus befrie- 
digt. So wenig individuell das 
Problem der Vergewaltigung ist, 
so sucht doch jede Frau, sich 
auf ihre Weise davor zu schüt- 
zen; in den meisten Fällen de- 
fensiv durch Rückzug aus der üf- 
tfentlichkeit und Selbstbeschrän- 
kung: wir gehen vor allem nachts 
nicht allein weg oder wählen nur 
belebte Straßen, wir trampen 
nicht, gehen nicht ohne Beglei- 
tung in Kneipen. 





AUSSAN6SVERBOT FÜR MANNER 
ODER IN BESLEITUNG EINER FRAU 


Weiter fordern wir: 


TAX VON FRAUEN FÜR FRAUEN 
ZUM STRABENBAHNTARIF RUND UM DIE UHR 


Einen entsprechenden Antrag wer- 


Gen wir im Stadtrat einbringen. 


Kontaktpersonen: 
Barbara 64 14 05 
Anne 53 31 74 
Muka 81 66 68 


LIORA 641803 
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Student der Volkswirtschaft/Pädagogik, 

25 J., abgeschlossene kfm. Berufsaus- 
bildung, sucht ab SOMMER/HERBST 1986 

einen AUSBILDUNGSPLATZ in einer Bau- 

bzw. Möbelschreinerei. (evtl. Schrei- 
nerei, die nach okölog. Gesichtspunkten 
arbeitet oder auch restauriert, aber 

keine Bedingung) 

Über Zuschriften freut sich: 

Manfred Schwab, Jägerstr. 34, 8700 Würzburg 
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Verkaufe Arno Schmidt, Fischer TB 
- KAFF auch Mare Crisium 

- Die Gelehrtenrepublik 

- Das steinerne Herz 

- Leviathan + Schwarze Spiegel 


Nur zusammen, gut erhalten, alle verorif- 
fen, zum Originalpreis von 20,-DM 
Martin, Tel. 560844 abends 


VERKAUFE MOTORRAD-ZUBEHÖR 


* Lederjacke, schwarz, Gr. 46 
nur eine Saison getragen 
NP 369,-DM, VB 200,-DM 
Zwei Krauser-Koffer, je 5 ko 
40,-DM/Stück 
Tankrucksack, leicht defekt 
10,-DM 
Belstaff-Hose, 68 cm 
50,-DM 
Regenkombi, beige, Gr. XS 
30,-DM 
Nierengurt, 80 cm 
10,-DM 


Birgit, Tel. 240129 
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Eine Orgel Farfisa Melanie Partner 405, 


günstig zu verkaufen. 
Tel. 07031/276952 
jji 
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Bell windhueter-kollektiv schorndorf 
ANY: sucht eine/n fotosetzer/in í 
ANN (berthold-maschinen) und eine/n RAY Al 
Kan) offsetmontierer/in mit kenntnissen MMA 
j ET in s/w repro. wir brauchen nette MY 
Fl Siles we mit starken nerven!!!! UN), 
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alles weitere unter telefon / HI 
07181/61076 MN 


B) MAUWA tU UI AAN RUN M 


ï 


Aulgater 
Traum ze. wg 
Ereluusgebe : 
t. Huk 1985, 


. uc. Ni lid, 
Yen: a A así. (Q 
Peus: 2.S0 291 


EN SN S /. 


fl P: M 
Ma 
/, 
/ ER 


ff, 


2-3 Zimmer in Vorstadt-UG frei 

(ganzes Haus, 200 Jahre alt mit Garten) 
Am liebsten Frauen, da wir drei Frauen 
sind. 


WG Luikenweg 3, 7000 Stuttgart 61, 
Rohracker 


Wir, zwei Studenten und eine Verlags- 

kauffrau, sùchen zum 1. August eine 

3-4-Zimmer-Wohnung, die ohne Nebenkosten 

nicht viel mehr als 600 DM Miete kosten 

sollte. Stuttgart-Mitte bevorzugt. 

Bitte anrufen: 07195/3798 Uwe 
0711/591786 Deziderio 


N 


Grün angehauchter Ex-Blättles-Redaktöör 
sucht nach abgestürzter Zweier-Kiste 
dringend Bleibe in WG, zur Not auch erst- 
mal bis Ende September. 

Ruf doch mal an: 2043-313 Bruno 


N 
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Suche Zimmer oder kleine Wohnung vom 
1.7. bis 15.1., evtl. länger; 
möglichst gute Verbindung zu Daimler 
in Sindelfingen. 

Tel. 0761/443760 Thomas 
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Gibt's euch nicht, oder doch, oder...? 
Denn wir suchen immer noch und dringender 
liebe Leute, Groß und klein, die mit 

und in ihrem Haus/große Wohnung zusammen- 
wohnen und -leben wollen oder Lust haben, 
mit uns gemeinsam was zu suchen. 

Raum Stgt.-Vaih., BB, Sifi. 

Meldet euch bei Elke (24), Benne (30), 
Anne (2). Tel. 07056/793 


Oldie but Goodie, 33, m, sucht was zu 
wohnen in Stuttgart. Ich steh irgendwo 
zwischen DADA, Punk, Bataille'scher 
Religiosität, Dekadenz, Wahnsinn BCE 5 
arbeite und lebe vor mich hin. Wenn's 
Leute gibt, die was frei haben und 

ähnlich drauf sind, so mögen sie sich 
melden. Fragt nach Karl-Heinz, Tel. 643632, 
so um 18/19 Uhr 
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Bin Rollstuhlfahrer (völlig privat) und 

gebe zwecks Geselligkeit möbliertes Zi- 

mmer an schwerbehinderten Kameraden spott- 
billig ab, für Ferien oder auch ständig. 
Franz Loka, Elisabethstr. 7, A-6890 Lustenau 


Teneriffa, Puerto de la Cruz, Los Realejos: 
Appartement, 42 m°, mit Balkon über dem 
Ozean, Wohnraum, Schlafraum, Kochnische, 
Bad, Terrasse. Gänzlich renoviert umstän- 
dehalber abzugeben. Preis 25.000, -DM. 
Alberto Bianchi, Corso Vannucci TU; 

06100 Peruoia/Italien 
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Wer kann uns hier im Saarbrücker Knast 

- zur Humanisierung des rückständigen 
und menschenverachtenden Strafvollzugs 
und Strafrechts - beim Aufbau einer 
inter-aktiven Gruppe der bundesweiten 
Gefangenen-Initiative SOLIDARITÄT hel- 
fen und/oder möchte sich uns anschlies- 
sen? Für unsere Öffentlichkeitsarbeit 
benötigen wir dringend eine (gebrauchte) 
Schreibmaschine, viele Breifmarken und 
zweckgebundene (auch kleine) Geldspen- 
den für Schreibgeräte, -papier, Verviel- 
fältigungen etc. Zuschriften und evtl. 
Spenden richtet bitte an: Leo Stanek, 
Lerchesflurweg 37, 6600 Saarbrücken 


Mann, 36 Jahre, ledig, noch 32 Monate 
Haft (zwei Drittel schon vorbei) möchte 
feste Freundschaft finden. Wer schreibt 
mal und wagt neuen Anfang? 

Alfred Schwierzg 

Schönbornstr. 32 

7520 Bruchsal 
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Wer schreibt mir mal? Meine Hobbies sind 
Ansichtskarten und Briefmarken sammeln, 


Schach spielen und Tonbriefcassetten. 
Bin völlig privat, Alter unwichtig. 
Franz Loka, Elisabethstr. 7, A-6890 Lustenau 
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Zum 1OOsten 
Geburtstag 
von 


ERNST BLOCH 


und 
GEORG LUKÁCS 


mit Beiträgen von 
Oskar Negt- 
Gajo Petrovič 
Helmut Fahrenbach 
Eberhard Braun 
Gerard Raulet 
Jürgen Fuchs 
Mihaly Vajda 
an: Homosexuelle Jürgen Moltmann 
Aktionsgruppe [| Karola Bloch u.a. 
, 1. Bonn UWY Beilage: 
%Postf 300. 513 III Briefe Rudi Dutschkes 
an Bloch 


Preis 9DM 


Leider habe ich mich entschlossen, mich 


bis zum 9. August aktiv dafür einzuset- 
zen, daß Kohl und seine Freunde auch 
weiterhin noch Mercedes fahren können. 
Wer muß auch zur A-Schicht und kann mich 
von Stuttgart nach Sindelfingen mitneh- 


men? Martin, Tel. 240129 


zu bestellen bei: 
Stadtmagazin TÜTE 

i| z. Hd. v. Welf Schröter 
7400 Tübingen 

| Rümelinstraße 8 


Einzelbestellungen gegen 
Vorabüberweisung von 

9i DM + 1,50 DM Porto 
auf KSK Tübingen 223 193 
BLZ 641 500 20 
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